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In wenigen Tagen werden die Nationalratswahlen geschlagen sein und alle handeln-
den Politiker/innen können zur Arbeit zurückkehren und ihre Arbeitsprogram-
me für die kommende Legislaturperiode auf den Tisch legen. Der Gemeindebund 
arbeitet schon lange an einem Katalog an Themen und Bedürfnissen, die für die 
Gemeinden in den kommenden Jahren von Relevanz sein werden. Gemeinsam mit 

unseren Gemeinden und Landesverbänden werden wir mit diesen Forderungen und 
Anliegen an die neue Regierung herantreten und Verhandlungen beginnen. Denn eines 
ist klar: Dort, wo die Menschen in ihrem Alltag Bedürfnisse haben, dort ist ihnen die 
eigene Gemeinde am nächsten. Wir erledigen im Wesentlichen jene Aufgaben, die tag-
täglich gebraucht werden. Und in diesen Themenfeldern sind wichtige Entscheidun-
gen zu treffen. Wir alle haben etwa mit Sorge die Abschaffung des Pflegeregresses zur 
Kenntnis genommen. Für uns ist aber ebenso klar, dass die Folgekosten, die aus dieser 
Abschaffung resultieren, nicht von den Gemeinden getragen werden können. 

Einen kleinen Etappenerfolg haben wir zumindest in der Finanzierung des Ausbaus 
der Kleinkindbetreuung erreichen können. Die 15a-Vereinbarung zwischen Bund und 
Ländern, die für die Mittelzuteilung unverzichtbar ist, wurde zumindest bis ins Jahr 
2018 hinein verlängert. Ich sage aber auch hier: Das war eine Minimalvoraussetzung. 
Unmittelbar nach der Wahl müssen wir über eine dauerhafte Lösung sprechen, sonst 
steht dieser Ausbau! Gleiches gilt für die weitere Finanzierung des letzten Kinder-
gartenjahres oder die sprachliche Frühförderung. Auch diese beiden Vereinbarungen 
enden im kommenden Jahr. Wenn man beides weiterhin haben will, muss man mit 
den Gemeinden reden, denn alleine werden wir das nicht finanzieren. 

Diese und viele andere Weichenstellungen werden in den kommenden Monaten 
getroffen werden müssen, egal wer die Regierung bildet. Unsere Erfahrungen zeigen 
uns, dass die Zentralisierungsbestrebungen wahrscheinlich nicht der Weg zum Erfolg 
und zu mehr Effizienz sind. Dort, wo Gemeinden Aufgaben übernommen haben und 
erledigen, dort wird jeder Euro dreimal umgedreht, bevor er ausgegeben wird. Und 
gleichzeitig haben wir eine Qualität in der Umsetzung, die man in vielen Bundesein-
richtungen vergeblich sucht. Jeder, der sich etwa Schulgebäude des Bundes und der 
Gemeinden einmal näher angesehen hat, der weiß, wovon ich spreche. 

Ich freue mich auf die Zeit nach der Nationalratswahl. Sie wird hoffentlich wieder 
zu mehr Sachlichkeit, zum ergebnisorientierten und partnerschaftlichen Arbeiten 
führen. Der Gemeindebund wird gemeinsam mit seinen Landesverbänden immer eine 
Einrichtung sein, die sach- und lösungsorientiert seine Themen, Ideen und Anregun-
gen einbringen wird. 

MAG. ALFRED RIEDL
Präsident des Österreichischen Gemeindebundes.  

 alfred.riedl @gemeindebund.gv.at

DORT,  
WO GEMEINDEN  
AUFGABEN ÜBER- 
NOMMEN HABEN  
UND ERLEDIGEN, 
DORT WIRD JEDER 
EURO DREIMAL  
UMGEDREHT,  
BEVOR ER  
AUSGEGEBEN WIRD.“

KOMMENTAR

WEICHENSTELLUNG –  
AUCH FÜR GEMEINDEN
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Liebe Leserin,
lieber Leser,

in weniger als 
zwei Wochen 
wählt Öster-
reich einen 
neuen Natio-
nalrat. In 

 KOMMUNAL 
werfen wir 
daher diesmal 

einen Blick auf die Wahlprogram-
me, und wir haben den Spitzen-
kandidaten eine Handvoll Fragen 
gestellt, mit denen wir deren 
„kommunalpolitische Kompetenz“ 
zu hinterfragen versucht haben. 

Damit die Wahl aber reibungslos 
über die Bühne gehen kann, dafür 
sorgen die Gemeinden und die 
Vielzahl an Wahlhelfern und Wahl-
beisitzern beiderlei Geschlechts. 
Sie sind die unbelohnten Helden 
aller Wahlen, die die organisatori-
sche und administrative Schwerst-
arbeit schultern, damit mehr als  
6,4 Millionen Österreicherinnen 
und Österreicher ihre Stimmen 
abgeben können. Nun ist diese 
Arbeit für einen Wahltag alleine 
schon schwer genug zu bewältigen, 
aber nach den Vorkommnissen bei 
der Bundespräsidentenwahl 2016 
ist es doppelt bemerkenswert, wie 
gefestigt das demokratiepolitische 
Verständnis der Menschen in den 
Gemeinden ist. Sie übernehmen 
wichtige Aufgaben auch dann, 
wenn sie heikel und schwierig sind.  

Dafür gebührt ihnen Lob und 
Anerkennung. In den Gemeinden 
ist ihnen diese sicher, aber auch 
den hohen Damen und Herren aus 
Bundes- und Landespolitik stünde 
es gut an, die Arbeit der Wahlhelfer 
und -beisitzer zu honorieren. Das 
geschieht viel zu selten.

Michael Zimper,
Geschäftsführer Kommunalverlag

/ 23
Breitband: Förderung 
muss moderner werden
Die Evaluierung der Breitbandförderung  
unterstreicht alte Gemeindebund-Forderungen.

/ 14
Fünf Fragen an die  
Spitzenkandidaten
Neben einem Blick auf die Wahlprogramme der 
Parteien hat KOMMUNAL die Kandidaten zu 
gemeinderelevanten Themen befragt.
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Für die Produktion von Industriegütern 
und die gesamte Exportwirtschaft wären 
fehlende einheitliche Standards sicher 
von Nachteil. Auch die Wirtschaft in der 
Europäischen Union würde ohne diese 

einheitlichen Regelungen nur erschwert funkti-
onieren. 

Durch diesen Trend zur Vereinheitlichung 
geht allerdings viel verloren. Durch die Vielfalt 
wird nämlich letztlich unser Überleben gesi-
chert. Artenvielfalt und Biodiversität ermög-
lichen eine Anpassung an verschiedene Le-
bensräume und Entwicklungen, die für unsere 
Zukunft  unabdingbar ist. Was für die Natur gilt, 
gilt auch für die Menschheit. Unterschiedliche 
Umgebungen, Räume, Kulturen und daraus 
resultierende Lebensgewohnheiten verlangen 
auch unterschiedliche Rahmenbedingungen und 
Regelungen für unser Zusammenleben. 

Das haben auch schon die Gründungsväter 
der Europäischen Union erkannt und das Sub-
sidiaritätsprinzip verankert. Es ist auch inner-
staatlich anerkannt und sollte Handlungsmaxi-
me für die Politik sein. Das Subsidiaritätsprinzip 
ist ein wichtiges Konzept und bewährte Praxis 
für föderal organisierte Staaten oder Staatenge-
meinschaften wie die Europäische Union. Es be-
deutet, dass die jeweils größere gesellschaftliche 
oder staatliche Einheit nur dann aktiv werden 
und regulierend, kontrollierend  oder helfend 
eingreifen soll, wenn die kleinere Einheit dazu 
nicht in der Lage ist.

Die praktische Umsetzung schaut allerdings 
anders aus. Fast naturgemäß entwickeln die 
größeren Einheiten die Tendenz, durch Normen 
und Regelungen eine Vereinheitlichung herbei-
zuführen. Als Argument dafür wird oft höhere 
Transparenz, bessere Vergleichbarkeit oder 

schlichtweg der Drang zu einheitlichen Rege-
lungen angeführt. Unbestritten wäre, dass auf 
europäischer Ebene in manchen Politikfeldern 
wie der Außen-, Verteidigungs- oder Fiskalpo-
litik einheitliches oder gemeinsames Vorgehen 
notwendig wäre.  Aber dort scheitert oftmals 
die Union. Auch die Flüchtlingspolitik ist ein 
viel zitiertes und noch heftig zu diskutierendes 
Beispiel dafür. Dafür gibt es ein einheitliches 
Rechnungswesen, Vergabewesen und zuletzt 
eine Datenschutzrichtlinie, die einheitlich um-
zusetzen ist. 

Obwohl sich Staaten oft gegen derartige Vor-
gangsweisen durch die EU (wo sie selbst mitge-
staltend am Tisch sitzen) beschweren, legen sie 
selbiges Verhalten innerstaatlich an den Tag. Es 
wird danach getrachtet, möglichst viele Lebens-
sachverhalte einheitlich zu regeln. Während es 
nicht gelingt, schon jetzt bundeseinheitliche 
Regelungen, wie zum Beispiel das Sozialversi-
cherungsrecht oder das Einkommensteuerrecht 
zu vereinfachen, widmet man sich lieber jenen 
Materien, die in der Landeskompetenz liegen. 
Argumentiert wird, Vereinheitlichung bedeute 
Vereinfachung. Unterschiedliche Regelungen 
bei Raumordnungsgesetzen, Bauordnungen, 
Naturschutz, Jugendschutz oder zuletzt bei der 
Mindestsicherung sind vielen ein Dorn im Auge. 
Dabei wird übersehen, dass die räumlichen 
Unterschiede unterschiedliche Regelungen er-
fordern. Flächenbundesländer brauchen ein an-
deres Regulativ als die westlichen Bundesländer, 
wo Boden knapp ist. Die Anknüpfung für die 
Zulässigkeit einer Widmung an die öffentliche 
Verkehrserschließung kann nur aus einem Wie-
ner Blickwinkel erfolgen, wo offensichtlich nicht 
vorstellbar ist, dass es immer mehr Regionen 
ohne öffentlichen Verkehr gibt. Also keine neu-
en Widmungen mehr und auf in die Ballungs-

KOMMENTAR

VIELFALT STATT EINFALT

Durch den 
Trend zur Verein-
heitlichung geht 
viel verloren. 
Durch die  
Vielfalt wird 
nämlich 
letztlich  
unser Überle-
ben gesichert.“

In unserer globalisierten Welt werden viele Lebensbereiche 
vereinheitlicht. Standards und Normen sind das beherrschende 
Thema. Nicht nur europa-, sondern weltweit. Dies bringt  auf 
der einen Seite Vorteile, aber auch oftmals Nachteile mit sich. 
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LESER STIMMEN

HOFRAT DR. WALTER LEISS
ist Generalsekretär des Österreichischen Gemeinebundes 

 walter.leiss @ gemeindebund.gv.at

räume! Die Bauordnungen werden ebenfalls oft 
genannt. Vergessend, dass eigentlich die Bau-
technik gemeint ist und diese schon seit Jahren 
durch die Übernahme von OIB-Richtlinien ver-
einheitlicht ist. Nicht zum Vorteil übrigens. Das 
neue Regelwerk ist so komplex und kompliziert, 
dass es nur mehr wenigen Fachleuten verständ-
lich ist. Das aber dafür bundeseinheitlich.

Dass es den unterschiedlichen Bedürfnissen 
angepasste Regelungen auch in der Kleinkind-
betreuung und im Bildungsbereich gibt, wird 
ebenfalls nicht gern gesehen. Daher sollen 
gemeinsame Standards für die Kleinkindbetreu-
ung, vom Flächenbedarf über den Betreuungs-
schlüssel bis zu den Öffnungszeiten, normiert 
werden. Was für den Zentralraum gut ist, muss 
auch für die anderen gut sein. Im Bildungs-
bereich erleben wir eine ähnliche Diskussion. 
Vom Postulat der ganztägigen Schulform bis zur 
Gesamtschule. Dass es regional unterschiedliche 
Angebote und Ausformungen gibt, wird ver-
drängt. Jetzt bestehende Angebote von beispiels-
weise Musikschulen oder vielen Vereinen sollen 
sich einfach integrieren und anpassen, denn wir 
wissen schon, was für euch gut ist.

Vielleicht sollten wir uns auch auf nationa-
ler Ebene wieder vermehrt den Gedanken von 
Leopold Kohr, dem Salzburger Philosophen 
und Nationalökonomen, zuwenden. „Small is 
beautiful“. Vielfalt zulassen und dem Einheits-
brei  entgegenwirken. Die Gemeinden sind die 
bürgernächste Organisationseinheit. Sie gehören 
daher in Zukunft gestärkt, brauchen aber auch 
die nötigen Spielräume, um sich zu entwickeln, 
aber keine einheitlichen Regelungen für sämtli-
che Lebensbereiche vom Neusiedler See bis zum 
Bodensee. 

„Top oder Flop –  
was sagt das Bonitätsranking aus?“  
Kommentar von Walter Leiss  
in KOMMUNAL 9/2017

 „Mit dem KDZ-Quicktest kann der Gemeindehaushalt 
aus vier Blickwinkeln eingeschätzt werden: der Ertrags-
kraft, der Eigenfinanzierungskraft, der Verschuldung und 
die freie Finanzspitze. Seit mittlerweile 15 Jahren hat sich 
dieses Instrument in der Praxis sehr gut bewährt und 
wird mit der VRV-Reform ab 2020 um den Gesichtspunkt 
Vermögen erweitert.
Die fünf Kennzahlen des KDZ-Quicktests werden in die 
Berechnung einbezogen und enden in einer Bonitätszahl, 
die sich in einem Schulnotensystem (1 bis 5) darstellt. Der 
Begriff „Bonität“ stammt vom lateinischen „bonitas“, was 
als „Vortrefflichkeit“ übersetzt werden kann. Die Bonitäts-
zahl zeigt somit das Ausmaß der finanziellen Vortrefflich-
keit bzw. Leistungsfähigkeit der Gemeinde an.
Seit sieben Jahren veröffentlicht das Magazin Public das 
Bonitätsranking, mit dem jene 250 Gemeinden darge-
stellt werden, die die besten Bonitätszahlen nach dem 
KDZ-Quicktest aufweisen. Dabei ziehen wir einen Drei-
Jahres-Durchschnitt aus den Gemeindegebarungsdaten 
der Statistik Austria für die Jahre 2013 bis 2015 heran, 
um ein aussagekräftiges Bild aufzuzeigen. Die 1.850 Ge-
meinden, die nicht dargestellt werden weisen eine Boni-
tätszahl von 1,7 bis 4 auf, die einem hervorragenden Gut 
bis Genügend entspricht. Wer hier von „Flop-Gemeinden“ 
spricht mindert die finanzielle Leistungsfähigkeit dieser 
Gemeinden, und das haben sie sich keineswegs verdient. 
Wie wir aus unseren Beratungstätigkeiten wissen, sind 
sehr viele Gemeinden bereit, interessiert und offen, Ver-
besserungsmaßnahmen aufzugreifen und umzusetzen. 
Und damit leisten sie einen wertvollen Beitrag, um ihre 
finanzielle Lage abzusichern und zu verbessern.“

MICHAELA BAREIS 
Public Relations, KDZ via website kommunal.at

 Genau darum geht es in meinem Kommentar: dass die Ge-
meinden, die in dem „Ranking“ nicht genannt werden, nicht unter 
den Tisch fallen. Auch diese Gemeinden haben gut gewirtschaftet 
– vielleicht manchmal sogar besser – und sind durchaus keine 
Flop-Gemeinden. Aber wenn jemand „250 Top-Gemeinden“ feiert, 
fragt man automatisch, wo die anderen 1850 Gemeinden bleiben. 
Die Feststellung der Bonität unter Berücksichtigung 
vielfältiger Kriterien ist durchaus verdienstvoll. Die Frage ist nur, 
welche Schlussfolgerungen daraus abgeleitet werden. 
Ein Kleinverdiener, dem im Monat 50 oder 100 Euro übrigblei-
ben, wirtschaftet vermutlich besser als ein Großverdiener, der im 
selben Zeitraum problemlos 500 Euro oder mehr zurücklegen 
kann. Die Frage des guten Wirtschaftens ist mit der Bonität daher 
nicht allein beantwortet. In der öffentlichen Diskussion wurden 
die Begriffe dann vermengt und hat man sich hauptsächlich 
aufs gute Wirtschaften konzentriert. Und das bringt die anderen 
Gemeinden in Misskredit. 

WALTER LEISS

          
VIELLEICHT SOLLTEN WIR UNS AUF  

NATIONALER EBENE WIEDER VERMEHRT 
DEN GEDANKEN VON LEOPOLD KOHR,  

DEM SALZBURGER PHILOSOPHEN UND  
NATIONALÖKONOMEN, ZUWENDEN:  

,SMALL IS BEAUTIFUL.‘“
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„Es geht um Vernachlässigung“  
Leitartikel von Helmut Reindl  
in KOMMUNAL 5/2017

 „Möchte Ihnen noch nachträglich zu Ihrem Leitartikel  
gratulieren.“
 
KLAUS REITER  
Waidring, via Website kommunal.at

„Top oder Flop –  
was sagt das Bonitätsranking aus?“  
Kommentar von Walter Leiss  
in KOMMUNAL 9/2017

 Herzlichen Dank für den informativen und toll 
argumentierten  Beitrag im Magazin KOMMUNAL zum 
(entbehrlichen) Thema Bonitätsranking der Gemein-
den. Auch ich musste mich schon öfter rechtfertigen, 
warum unsere Gemeinde trotz guten Wirtschaftens in 
diesem Ranking nicht aufscheint.
Ich habe mir den Kommentar kopiert und werde ihn 
als Argumentationshilfe im Gemeinderat und bei der 
Bevölkerung verwenden. 
 
MAG. PAULINE STERRER 
Bürgermeisterin von Rüstdorf, via E-Mail
 

„Baustelle Bildung“  
Beitrag von Bernhard Haubenberger  
in KOMMUNAL 9/2017

 Ich habe Ihren Artikel „Baustelle Bildung“  im Kom-
munal 9/2017 gelesen. 
Dort und da muss man den Kopf doch recht stark schüt-
teln. Sie schreiben da von Stimmen, die einen verpflich-
tenden und kostenlosen Kindergartenbesuch ab dem 
ersten Lebensjahr fordern. Hier blieb mir die Spucke weg.
Wer sind diese Leute, die ernsthaft solche Pläne haben? 
Dürfen Sie diese nennen? Wie Sie sagen, ist es die voll-
ständige Entmündigung der Eltern.
Darüberhinaus eine Katastrophe für die Bindung zwi-
schen Mutter/Vater und Kind. Man muss schon sehr 
hirnbefreit handeln um ernsthaft so etwas in Erwägung 
zu ziehen. Daher würde ich wirklich namentlich wissen 
wollen, wer da dahintersteckt.
Vielen Dank für den guten Artikel!

SEVERIN AICHBAUER    
Haslach an der Mühl, via E-Mail

LESER STIMMEN
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 KOMMUNAL VOR 25 JAHREN 
 
AUS UNSEREM ARCHIV

In der Ausgabe 
16 vom Sep-
tember 1992 

griff das  
„kommunal-
journal“, das 
Vorgänger-
Magazin von 
KOMMUNAL, 
ein Thema auf, 
das heute wie-
der an Brisanz 
gewinnt. Es ging 
um die „Beschränkung der 
Vertretungsbefugnis des 
Bürgermeisters“ – sprich, 
wer außer dem Bürger-
meister noch auf Urkun-
den von Rechtsgeschäften, 
die eine Gemeinde tätigt, 
unterschreiben muss oder 
darf. Im konkreten hatte 
damals ein Gericht über 
die Errichtung eines Miet-
vertrages entschieden. Es 
ging um die Frage, ob ein 
Mietvertrag zustande kom-
men kann, wenn trotz des 
Vorliegens eines Gemein-
deratsbeschlusses „nur“ 
der Bürgermeister den 
Mietvertrag unterschrieben 
hatte. Sinngemäß fand sich 
in den Gemeindeordnun-
gen der Passus, wonach 
„Urkunden über Rechts-
geschäfte, bei denen keine 
schriftliche Ausfertigung 
von den Vertragsteilen un-
terschrieben wird, zu ihrer 
Rechtsverbindlichkeit vom 
Bürgermeister und einem 
Mitglied des Gemeinde-
vorstandes zu fertigen und 

mit dem Ge-
meindesiegel zu 
versehen sind“. 
Der Autor schloss 
mit der Conclusio, 
dass „gerade in 
Gemeinden, bei 
denen meistens 
mehrere Ge-
sprächspartner 
auf der einen Seite 
vorhanden sind, 
es zu gegensätzli-

chen Erklärungen kommen 
kann oder Erklärungen 
vom anderen Vertrags-
partner mißverständlich 
aufgefasst werden können. 
In Kenntnis der Rechtspre-
chung ist es daher Aufgabe 
jedes einzelnen, der für 
Gemeinden als politischer 
Mandatar oder als Rechts-
bearbeiter tätig wird,  
mögliche Nachteile für  
die Gemeinde duch 
koordinierte Vertragsver-
handlungen und präzise 
Vertragsentwürfe abzu-
wenden.“
Interessant ist dabei, dass 
vor 25 Jahren noch die 
Frage diskutiert wurde, 
ob bei Rechtsgeschäften 
der Gemeinde zwingend 
ein schriftlicher Vertrag 
notwenig sei – die Bestim-
mungen darüber musste 
man damals den einzel-
nen Gemeindeordnungen 
entnehmen, ein Rechtsge-
schäft ohne schriftlichen 
Vertrag wäre heute aber 
undenkbar.

Dr. Franz Nistlber-
ger 1992, ist heute 
Verbandsanwalt 
des niederösterrei-
chischen Gemein-
debundes.

Vertragserrichtung:  
Mit-(unter-)fertigung  
von Gemeinderäten
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INFRASTRUKTUR
WETTBEWERB
DER GEMEINDEN

2017

Setzen Sie ein Zeichen 
für mehr Sicherheit.

Jetzt mitmachen beim Infrastruktur Sicherheits-Check  
der Gemeinden. 

Wie sicher ist Ihre Gemeinde in den Bereichen Grund - 
versorgung, Gebäude oder Verwaltung? Verschaffen Sie sich  
Gewissheit. Denn die Wiener Zeitung und der TÜV Austria  
durchleuchten gemeinsam mit Ihnen die Infrastruktur Ihrer  
Gemeinde für Ihre Sicherheit. Die Teilnehmer mit der besten  
Performance werden im Rahmen einer feierlichen Gala am  
18. Jänner 2018 im Marmorsaal des Wiener Belvedere gekürt. 
Mehr Info unter wienerzeitung.at/sicherstegemeinde

wienerzeitung.at

Unser Partner:

Zusammenhänge verstehen



Mallorca: Touristensteuer  
soll verdoppelt werden
Mallorca-Besucher werden ab 2018 
wahrscheinlich tiefer in die Tasche 
greifen müssen. Die Parteien der lin-
ken Regierungskoalition der Balearen 
hätten sich auf eine Verdoppelung 
der umstrittenen Touristenabgabe 
geeinigt, berichtete „Die Presse“ unter 
Berufung auf das Tourismusminis-
terium der spanischen Autonomen 
Gemeinschaft in Palma.
„Es gibt ein Prinzipienabkommen“, 
sagte der regionale Chef der Linkspartei 
Podemos (zu Deutsch: Wir können), 
Alberto Jarabo, der Nachrichtenagentur 
Europapress. Ein Treffen zur Bespre-
chung der letzten Details werde es 
demnächst geben, hieß es.  

Gäste der Inseln Mallorca, Menorca, 
Formentera und Ibiza würden demnach 
bis zu vier Euro pro Kopf und Nacht 
zahlen müssen.
Je nach Art der Herberge müssen Be-
sucher der Balearen derzeit pro Person 
und Nacht zwischen 50 Cent und zwei 
Euro zahlen. In der Nebensaison zwi-
schen November und April wird der Be-
trag halbiert. Es gibt Überlegungen, die 
Hauptsaison bereits im März beginnen 
zu lassen. Kinder und Jugendliche unter 
17 Jahren sind befreit.

 http://diepresse.com 

Nehmen Sie 
das ernst.“

Alexander Van der 
Bellen, Bundesprä-
sident, appelliert an 
Bürger und Politiker 
gleichermaßen, Wahlen 
ernst zu nehmen. „Der 

Wahltag ist der höchste 
Feiertag der Demokratie“, 
so Van der Bellen.

Wenn Wähler Parteien 
abstrafen, die Reformen 
wollen, wird die Neigung 
der Politik, etwas zu tun, 
gering sein.“

Gerhart Holzinger, Verfassungsge-
richtshof-Präsident, mahnte in der 
ORF-„Pressestunde“ von der 
nächsten Bundesregierung 
eine Verwaltungsreform 
ein – unter Hinweis auf 
die „Fülle von Kompe-
tenzüberschneidungen“ 
und „längst intranspa-
rente“ Finanzströme zwi-
schen Bund und 
Ländern.

Eine gute gemeinsame 
Schule ist in der Lage, die 
Schüler als Individuen zu 
betrachten, zu 
fördern und zu 
fordern.“

Sonja Hammer-
schmid, Bildungsmi-
nisterin, zum Vorarl-
berger Schulversuch 
einer gemeinsamen 
Schule der Sechs- bis 
14-Jährigen.

 ANGESAGT 

DAS WORT HAT ...

KANADA WILL KÜNFTIG AUSWEISE MIT NEUTRALEM GESCHLECHT AUSGEBEN 

MONTREAL // Menschen, 
die sich weder als weiblich 
noch als männlich empfin-
den, sollen in Kanada künftig 
Ausweise ohne Geschlechts-
angabe erhalten können. In 
einer Übergangszeit könnten 
die Betroffenen zunächst ihren 

Wunsch vermerken lassen, 
dass ihr Geschlecht als „nicht 
spezifiziert“ eingetragen wird, 
erklärte die Regierung. Sobald 
das technisch möglich sei, 
solle in den Ausweisen und 
Pässen dann ein „X“ an Stelle 
von „M“ oder „F“ für männ-

lich oder weiblich markiert 
werden. Damit sollten die 
Betroffenen Papiere erhalten, 
die „ihrer sexuellen Identität 
besser entsprechen“, erklärte 
die Regierung.

 http://derstandard.at/

  INTERNATIONAL  

DER BLICK ÜBER DIE GRENZEN
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Kontaktieren Sie uns 
Telefon: +43 2236 601-0 • E-Mail: ctx@containex.com

www.containex.com

Ihre Vorteile: 
• Flexible Raumlösungen für Kindergärten /  
 Schulen / Sportvereine /Jugendzentren

• Wärmedämmung mit modernsten Materialien

• Attraktives Preis-Leistungsverhältnis

• Beratung vor Ort

Anwendungsbeispiele: 
• Gruppenräume

• Aufenthalts- und Sozialräume

• Umkleideräume und Garderoben

CTX_KOMMUNAL-INSERAT(185x113)_116-rz.indd   1 05.02.16   14:30

KOMMUNALTREND

MAG. HELMUT REINDL IST  
REDAKTEUR BEI KOMMUNAL

Wandern im wunderschö-
nen Bregenzerwald. Gegen 
Ende einer anstrengenden 

Bergtour freut man sich schon auf 
die Hütte und eine deftige Jause mit 
Speck und Bergkäse. Doch auf der 
Alpe ist kein Mensch zu sehen, die 
Türe verschlossen. Auf der nächsten 
das gleiche Bild. Mittlerweile ziemlich 
hungrig und durstig nach einem küh-
len Bier, gelangt man zur dritten Hüt-
te, wo man sich endlich stärken kann 
und Auskunft über das Geheimnis 
der verlassenen Almen erhält.

Es sind die Registrierkassen. Schon 
klar, dass sie in Lokalen unten im 
Tal verwendet werden müssen, aber 
als Städter wäre man nie auf die Idee 

gekommen, dass sie auch am Berg 
vorgeschrieben sind. 

Ist aber so. Eine elektronische Re-
gistrierkasse ist ab einem Jahresum-
satz von 15.000 Euro verpflichtend. 
Umsätze auf Almhütten sind bis zu 
30.000 Euro von der Registrierkas-
senpflicht ausgenommen, aber auch 
diese Grenze ist schnell erreicht. Und 
da ist es dann auch egal, ob es auf 
der Hütte überhaupt Strom gibt, um 
eine Registrierkasse zu betreiben. Bei 
Zuwiderhandeln drohen Strafen in 
Höhe von ein paar tausend Euro. Ver-
ständlich, dass viele Sennerinnen und 
Senner sich nicht mehr die Arbeit 
antun wollen, Essen und Getränke 
anzubieten. 

Für den hungrigen Wanderer ist 
das unangenehm. Gerade für Gegen-
den, die vom Tourismus leben, sind 
zugesperrte Almhütten kein Aus-
hängeschild. Das größere Problem ist 
aber, dass ohne die Möglichkeit der 
Ausschank der Betrieb vieler Almen 
wirtschaftlich nicht mehr sinnvoll ist. 

Der Masterplan für den ländli-
chen Raum, der viele sinnvolle Ideen 
enthält, wurde kürzlich mit großem 
Pomp präsentiert. Vielleicht sollte 
man auch darüber nachdenken, was 
verlassene Almen für den ländlichen 
Raum bedeuten.

Das Geheimnis der verlassenen Almen

 helmut.reindl@kommunal.at
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Anhand dieser Ausgangsposition ist es 
von Zeit zu Zeit angebracht, nachzu-
sehen, was die gewählten Vertreter 
des Staates geleistet haben. Aber was 
kommt heraus, wenn wir das aus dem 

zugegeben engen Blickwinkel der Gemeinden 
machen? 

Seit ich 1996 angefangen habe, für KOM-
MUNAL zu schreiben, ist in knapp zehn Tagen  
bereits die sechste Nationalratswahl. Und noch 
jedesmal gab es Vorschläge, deren Umsetzung es 
den Gemeinden ermöglichen hätte können, ihre 
Arbeit für die Bürgerinnen und Bürger besser zu 
erledigen. Noch jedesmal gab es Beteuerungen 
seitens der „hohen Politik“, die Vorschläge zu 
berücksichtigen, ja sogar Zusagen, sie umzu-
setzen. Manche der Forderungen wurden sogar 
in das eine oder andere Regierungsüberein-
kommen übernommen. Allein die Umsetzung 
war bislang ernüchternd. Oft genug wurden 
Kleinigkeiten wie Impfungen als „Geschenk“ an 
Gemeinden verkauft und im nächste Schritt kam 
– von welcher Seite auch immer – eine massive 
Belastung.

Seit 2002 (ich habe mir die Mühe erspart, ins 
vorige Jahrhundert, um nicht zu sagen Jahrtau-
send, zurück zu schauen) stand noch vor jeder 
Wahl die Forderung nach einer Staats- oder 
Verwaltungsreform im Raum. Auch eine Stär-
kung des ländlichen Raums wurde bereits 2002 
verlangt (immerhin haben wir heute einen aus-
gearbeiteten Masterplan, der aber auch noch der 
Umsetzung harrt). 

Ebenfalls seit 2002 ist der Ausbau der Infra-
struktur auf dem Radar – vor allem die Forcie-

rung der Breitbandanbindung wird hier immer 
wieder angeprochen, weil die Gemeinden auf 
dem Land auf lange Sicht sonst die dringend 
benötigten Arbeitsplätze nicht halten können. 

2006 wurde sogar vom Pflegenotstand gespro-
chen, vor dem die Gemeinden stehen und den sie 
mit den vorhandenen Mitteln nicht lösen können, 
weil ihnen zusätzlich Unmengen neuer Aufgaben 
übertragen wurden. Die Stärkung des Bürger-
meisteramtes wurde nicht nur vehement  gefor-
dert, hier hat sich bei der sozialen Absicherung 
sogar etwas getan. Sonst wäre es noch schwieri-
ger, geeignete Kandidaten und Kandidatinnen für 
diesen staatstragenden Job zu finden. 

 2008 und 2013 waren die Themen immer 
noch die selben: Verwaltungsreform, Stärkung 
des Bürgermeisteramtes, des ländlichen Raums, 
Vorantreiben des Breitbandausbaus, Abbau der 
Kompetenzzersplitterung. 

Die Antwort auf die Frage nach dem „Warum 
ist das so“ kennt jeder Bürgermeister, jede Bür-
germeisterin, jeder Amtsleiter, jede Amtsleite-
rin, jeder Gemeindemandatar und jede -man-
datarin besser als ich. Der Gemeindebund als 
Repräsentant der Gemeinden kann nicht mehr 
tun, als immer und immer wieder den Finger 
auf die Wunde zu legen und zu hoffen, dass „der 
stete Tropfen den Stein wirklich höhlt“ und die 
Anliegen der Gemeinden erhört werden. Es wäre 
hoch an der Zeit!  

MAG. HANS BRAUN
ist Chefredakteur von KOMMUNAL 

 hans.braun @ kommunal.at

LEITARTIKEL

DIE GEMEINDEN  
GEHÖREN GEHÖRT!

Der Gemein-
debund kann 
nicht mehr tun, 
als immer und 
immer wieder 
den Finger auf 
die Wunde zu 
legen und zu 
hoffen, dass 
‚der stete  
Tropfen den 
Stein höhlt‘.“

Wahlen sind das Merkmal einer Demokratie. Mit Wahlen be-
stimmen wir, wer in der kommenden Periode für uns spricht, 
wer für und mit uns verhandelt, wer uns vertritt – nach außen, 
aber auch nach innen. 
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KEINE 
HALBEN 
SACHEN!
GANZTAGSSCHULE 

Wie schön wär’s, wenn Ihr Kind von der Schule heimkommt und Sie die Zeit gemeinsam 
voll und ganz genießen könnten? Wenn alles schon ganz erledigt wäre: Hausübungen, 
Lernen, Spiel und Spaß mit FreundInnen – rundum bestens pädagogisch betreut.
Das geht ganz einfach: Ganztagsschule. keine-halben-sachen.at
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NATIONALRATSWAHL 2017

ENDSPURT
Was haben Gemeinden von den Parteien in den nächsten Jahren zu erwarten?  
KOMMUNAL hat die Programme der Parteien analysiert und den Spitzenkandidaten  
fünf Fragen gestellt. Die Antworten finden Sie auf den Folgeseiten.  
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Raumordnung ändern. Die FPÖ bedauert in 
ihrem Wirtschaftsprogramm, dass es in rund 350 
der 2357 Gemeinden (Anm.: richtig wäre 2.100) 
keinen eigenen Nahversorger mehr gibt. Zur 
Stärkung von KMU und der Nahversorgung soll 
daher „eine effiziente Raumordnung die ,Explo-
sion‘ von Einkaufszentren auf der grünen Wiese 
eindämmen“.

Auch die Grünen kritisieren eine „fehlgelei-
tete Raum- und Siedlungsentwicklung“ – und 
zwar vor allem die Verbauung von Grund und 
Boden. Als beispielhaftes Mittel dagegen sehen 
die Grünen das neue Salzburger Raumordnungs-
gesetz, das unter Federführung der Grünen 
Landeshauptmann-Stellvertreterin Astrid 
Rössler entstanden ist. Dort ist unter anderem 
vorgesehen, dass neue Baulandwidmungen auf 
zehn Jahre befristet sind, dass bestehendes Bau-
land durch eine Infrastrukturabgabe mobilisiert 
werden soll und dass Verbrauchermärkte nur 
mehr in Ortskernen entstehen sollen.

ÖVP fordert gleichwertige Lebensbedingungen 
in Stadt und Land. Die ÖVP betont ihr Anliegen, 
gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen 
in allen Regionen Österreichs, sowohl in Bal-
lungszentren als auch auf dem Land, zu schaf-
fen: „Wer im ländlichen Raum leben möchte, 
der muss die gleiche Versorgungsicherheit haben 
wie in der Stadt. Das betrifft Gesundheit, Infra-
struktur und Arbeitsplätze. Wir brauchen einen 
Mix an Maßnahmen, um die Versorgungssicher-
heit zu gewähren.“

Bund, Länder und Gemeinden sollen, so die 
ÖVP, einen neuen länderübergreifenden Raum- 
und Entwicklungsplan erarbeiten. Außerdem 
will sich die Mannschaft um Sebastian Kurz 
dafür einsetzen, dass der Masterplan für den 
ländlichen Raum umgesetzt wird. Gefordert wird 
auch die Verlagerung einzelner Bundesbehörden 
in Regionen.

Die FPÖ bedauert, „dass die Grundversorgung 
von Dorfbewohnern nicht mehr gesichert ist 
und besonders alte Menschen mit eingeschränk-
ter Mobilität dadurch im Stich gelassen werden“ 
und „dass durch mangelnde Berufsperspekti-
ven immer mehr Menschen gegen ihren Willen 
vom ,Lebensraum Land‘ in die Ballungszentren 
getrieben werden“.

TEXT / Helmut Reindl

D ie meisten Aussagen zu den Themen 
„Gemeinden“ und „ländlicher Raum“ 
gibt es in den Wahlprogrammen der 
Noch-Koalitionsparteien ÖVP und 
SPÖ. Den größten Umfang nimmt 

dabei das Thema Landflucht ein, die von beiden 
Parteien als ein zentrales Problem gesehen wird. 
Beide beklagen die Abwanderung aus dem länd-
lichen Raum und die Zuwanderung in die großen 
Städte, die dort für eine Zunahme des Verkehrs 
und zu einem Mangel an leistbarem Wohnraum 
sorgt. Die SPÖ und auch die Grünen konsta-
tieren, dass es vor allem junge Frauen sind, die 
dem Landleben den Rücken kehren. Was aber 
dagegen tun?

Breitband fordern alle. Ein wichtiger Punkt, 
um den ländlichen Raum als Wirtschaftsstand-
ort attraktiv zu machen, ist sowohl für die SPÖ 
als auch für die ÖVP der Ausbau von schnellem 
Breitband-Internet. Der Bund sollte gemein-
sam mit den Regionen, Gemeinden und den 
Breitbandanbietern eine gemeinsame Strategie 
entwickeln, wie bis 2022 so viele Menschen wie 
möglich mit leistungsfähigem Breitband versorgt 
werden können, fordert die ÖVP.

Die SPÖ will den ländlichen Raum „zukunfts-
fit“ machen. Dazu brauche es vor allem öffent-
liche und private Investitionen in die regionale 
Infrastruktur. Über eine Milliarde Euro will  
SPÖ-Chef Christian Kern in eine Standort- 
Offensive investieren, um den „Wirtschaftsstand-
ort ländlicher Raum“ zu stärken. Das Geld soll 
in Maßnahmen wie eben den Breitband-Ausbau 
oder auch in lokale KMU-Förderung fließen. 

Die ÖVP will im Wirtschaftsbereich stärkere 
Kooperationen zwischen regionalen Leitbetrie-
ben und setzt auch stark auf „Smart Cities“, die 
„eine bedarfsgerechte Nahversorgung energieef-
fizient, ressourcenschonend und emissionsarm 
miteinander verbinden“ sollen.
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MAG. HELMUT REINDL IST REDAKTEUR BEI KOMMUNAL
 helmut.reindl @ kommunal.at

Die Suche nach gemeinderelevanten Aussagen in den 
einzelnen Wahlprogrammen ist nicht einfach. Zu beachten 
ist dabei, dass das Programm der ÖVP noch nicht vollständig 
veröffentlich ist. Von der FPÖ liegt, zumindest wenn man auf 
der Partei-Homepage sucht, nur das Wirtschaftsprogramm 
vor. Die Programme von Grünen und vor allem von NEOS 
sind relativ wenig aussagekräftig.

ANALYSE DER WAHLPROGRAMME         AUS GEMEINDEPERSPEKTIVE

NATIONALRATSWAHL
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Landärzte vs. Gesundheitszentren. Um die 
Gesundheitsversorgung auf dem Land sicher-
zustellen, will die ÖVP „Landarzt-Stipendien“ 
vergeben. Bereits während des Studiums sollen 
angehende Mediziner finanziell gefördert 
werden, wenn sie sich bereit erklären, später 
zumindest für eine gewisse Zeit eine Stelle im 
ländlichen Raum anzutreten. 

Auch die SPÖ stellt fest, dass es – vor allem 
auf dem Land – immer schwieriger wird, Kas-
senpraxen nachzubesetzen. Sie will neue Mo-
delle der wohnortnahen Erstversorgung fördern, 
in denen die Gesundheits- und Sozialberufe in 
Teams enger zusammenarbeiten.

Die FPÖ fordert Maßnahmen für den Erhalt 
und Ausbau von Landarztpraxen, ohne das nä-
her zu konkretisieren.

ÖVP will Gebührenbremse. Die ÖVP kritisiert 
häufige Gebührenerhöhungen, vor allem in 
Wien. In der nächsten Legislaturperiode sollten 
Gebühren, so die Volkspartei, nicht über der 
Inflationsrate erhöht werden. Ein jährliches Ge-
bührenranking solle einen Vergleich zwischen 
Gemeinden ermöglichen. 

Freiheitliche wollen Brauchtum schützen. Die 
FPÖ findet es in ihrem Wahlprogramm „un-
fair, dass die Pflege heimischen Brauchtums in 
Form regionaltypischer Veranstaltungen zuneh-
mend an Bürokratie, Auflagen oder gar falscher 
Rücksichtnahme auf kulturelle Eigenheiten von 
Zuwanderern scheitert“.

Und die NEOS? Im „Zukunftsmanifest“ der 
NEOS kommen die Begriffe „Gemeinde“ und 
„ländlicher Raum“ nicht vor. Kritisiert wird al-
lerdings der „Spendierföderalismus“. Die Länder 
sollen in die „budgetäre Verantwortung“ geholt 
werden, in das „Förderunwesen“ solle Licht 
gebracht werden, fordern die NEOS.

Fünf Fragen an zehn Kandidaten. KOMMUNAL 
hat die Spitzenkandidaten zudem mit ein paar 
wenigen Fragen mit kommunalpolitischem Hin-
tergrund konfrontiert. Auf den folgenden Seiten 
haben wir die Antworten für Sie bereitgestellt.
 
    Aus Platzgründen  mussten wir uns allerdings 
auf die Spitzenkandidaten jener Parteien kon-
zentrieren, die bereits im Parlament vertreten 
sind. Auf unserer Website kommunal.at finden 
Sie aber die Antworten aller Kandidaten, so wir 
Antworten erhalten haben.  
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Öffentlichen Verkehr ausbauen. Beide Regie-
rungsparteien sehen den Ausbau des öffent-
lichen Verkehrs als wesentlichen Punkt zur 
Verbesserung der Mobilität im ländlichen Raum. 
Die ÖVP schreibt dazu: „Es braucht attraktive 
Zubringersysteme zu den Zentren des öffentli-
chen Personennahverkehrs und auch verstärkt 
Querverbindungen für eine verbesserte Erreich-
barkeit der regionalen Zentren.“ Verlangt wird 
eine stärkere Verknüpfung von Straße, Schie-
ne, Wasser und Luft durch eine verbindliche 
Koordinierung zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden sowie auch innerhalb der Europä-
ischen Union in Fragen der Raumordnung und 
Infrastrukturplanung. 

Die SPÖ verlangt Investitionen in Bus- und 
Schienenverkehr, in den Streckenausbau und in 
Park & Ride-Anlagen sowie in die Förderung von 
lokalen „Mikro-Öffis“.

Auch die FPÖ will sich für den Erhalt und die 
Förderung einer funktionsfähigen Infrastruktur 
und den Ausbau öffentlicher Verkehrsmittel 
einsetzen.

Ganztagskinderbetreuung vs. Freiräume für  
Familien. Im Bereich der Kinderbetreuung 
verlangt die SPÖ das Recht auf Ganztages-
Kinderbetreuung ab dem ersten Lebensjahr 
sowie Ganztagsschulen. Die ÖVP kritisiert 
dagegen, dass die Familienpolitik in Österreich 
stark durch direkte Geldleistungen und indi-
rekte Leistungen wie Kinderbetreuungs- oder 
Bildungseinrichtungen geprägt ist. Sie will hier 
insofern eine Änderung, als den Familien „von 
vornherein weniger weggenommen“ werden 
soll: Für jedes Kind unter 18 Jahren soll es in 
Zukunft einen Steuerbonus von bis zu 1500 Euro 
pro Jahr und Familie bei der Lohn- und Einkom-
mensteuer geben.  

Auch bei den Schulen setzt die SPÖ auf 
Ganztagesangebote. Kritisiert wird, dass im 
Schulbereich verschiedene Verwaltungssysteme 
aufeinander treffen. Daher fordert sie SPÖ klare 
Zuständigkeiten und gemeinsame Strukturen. 
Die Schulen sollen weitgehend autonom sein. 
Die Volkspartei wird sich mit dem Thema Schule 
erst in einem demnächst vorzustellenden Teil 
ihres Programms widmen.

Die Volkspartei stellt fest, dass das Angebot an 
Kinderbetreuung an die Bedürfnisse der Eltern 
angepasst werden muss. Hier brauche es die Zu-
sammenarbeit von Bund, Ländern, Gemeinden 
und privaten Anbietern.

LINK ZUM THEMA  
 

www.kommunal.at 

KOMMUNAL hat alle 
österreichweit wahl-
werbenden Parteien 

und deren Spitzenkan-
didaten um Antworten 

gebeten. Soweit wir 
Antworten bekommen 
haben, lesen Sie sie auf 

unserer Website

Gemeinde-
relevante  
Aussagen  
in den Wahl- 
programmen  
der Parteien zu  
finden, ist nicht 
einfach.“

ANALYSE DER WAHLPROGRAMME         AUS GEMEINDEPERSPEKTIVE

NATIONALRATSWAHL
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?KÜRZLICH WURDE DER 
MASTERPLAN LÄNDLICHER 

RAUM PRÄSENTIERT. KANN 
DIESER PLAN DEN LÄNDLICHEN 

RAUM RETTEN ODER ZUMINDEST 
VERBESSERUNGEN AUF DEN WEG 

BRINGEN?

FÜNF FRAGEN AN     DIE SPITZENKANDIDATEN
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FÜNF FRAGEN AN     DIE SPITZENKANDIDATEN ?WARUM IST EUROPA FÜR 
ÖSTERREICHS GEMEINDEN 
WICHTIG? ODER AUCH NICHT?
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?ZULETZT HABEN DIE 
GEMEINDEN SEHR VEHEMENT 

EINE STAATSREFORM GEFORDERT, 
UM DEN KOMPETENZ-WIRRWARR ZU 

BEENDEN. WIE KÖNNTE ODER SOLLTE 
AUS IHRER SICHT EINE SOLCHE REFORM 

AUSSEHEN? 

FÜNF FRAGEN AN        DIE SPITZENKANDIDATEN
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FÜNF FRAGEN AN        DIE SPITZENKANDIDATEN ?IN VIELEN GEMEINDEN WIRD 
ES IMMER SCHWIERIGER, 
GEEIGNETE MENSCHEN ZUR 
KANDIDATUR FÜR DAS 
BÜRGERMEISTERAMT ZU 

GEWINNEN. WELCHE ANSÄTZE 
HABEN SIE, UM DIESER ENTWICK-

LUNG ENTGEGENZUWIRKEN?
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?WAS BEDEUTET 
 „GEMEINDE“ FÜR  

SIE GANZ  
PERSÖNLICH? 

Die Interviews erfolgten schriftlich, die 
Statements der Kandidaten wurden unre-
digiert (mit Ausnahme der Korrekturen von 
Rechtschreibfehlern) wiedergegeben.

FÜNF FRAGEN AN DIE SPITZENKANDIDATEN

DIE STELLUNGENNAHMEN DER NICHT 
IM PARLAMENT VERTRETENEN PARTEIEN 

FINDEN SIE AUF WWW.KOMMUNAL.AT 
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FÜNF FRAGEN AN DIE SPITZENKANDIDATEN

Im Sommer wurde die Evaluierung der Breitbandförderung des 
Bundes veröffentlicht. Gerade zeitgerecht für eine Neuausrich-
tung der Förderung.

TEXT / Nicolaus Drimmel

D ie Forderungen des Gemeindebun-
des nach einer zukunftsorientierten 
und effektiven Breitbandförderung 
im ländlichen Raum füllen schon seit 
Jahren die Resolutionen der Gemein-

detage. Gerade angesichts der Bundeswahlen ist 
es an der Zeit, vor allem den künftigen Verant-
wortlichen klare Forderungen mitzugeben.

Im Sommer dieses Jahres wurde der Bericht 
über die Evaluierung der Breitbandinitiative 
des BMVIT in den Ländern 2015/16 publiziert. 
Gerade zeitgerecht für eine Neuorientierung und 
zur besseren Dotierung dieser Förderung, würde 
man aus Sicht der Gemeinden meinen. Denn es 
stellt sich die Frage: Können wir es uns leisten, 
in der Frage einer künftigen Schlüsselinfrastruk-
tur weiterhin nur zu kleckern? Viel zu wenig 
Mittel kommen den ausbauwilligen Gemeinden 
zugute. In dieser wichtigen Technologie bedarf 
es neben einer klaren und mutigen Prioritäten-
setzung auch ein Bekenntnis zur Umsetzung.

Der Bericht enthält eine Fülle von Reformvor-
schlägen, die jedenfalls aufzuarbeiten und zum 
Großteil Wasser auf die Mühlen der kommuna-
len Interessensvertreter sind. Man erinnere sich 
nur an den Flaschenhals bei den Förderungen, 
an den Aufgriff von Fördergelder durch Betrei-
bergesellschaften, an die Tücken der Förder-

BREITBAND

FÖRDERUNG MUSS  
MODERNER WERDEN

 
VIEL ZU WENIG MITTEL 

KOMMEN DEN  
AUSBAUWILLIGEN  

GEMEINDEN ZUGUTE.“
Aus dem Bericht über die Evaluierung der  

Breitbandinitiative des BMVIT in den Ländern 2015/2016
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karte, die manche Gemeinden gänzlich um jede 
Förderung brachten. Von der angekündigten 
Breitbandmilliarde war bei den Gemeinden 
übrigens noch sehr wenig zu spüren. Auch diese 
Kritik kam zuletzt nicht nur aus der kommu-
nalen Ecke. Zu Recht wurde von Wirtschafts-
minister Mahrer die Frage gestellt, warum sich 
Österreich bei seiner Förderung so bescheiden 
ausnimmt. Etwa im Vergleich zu Deutschland, 
wo öffentliche Hand und Wirtschaft gemeinsam 
100 Milliarden Euro in die digitale Infrastruktur 
investieren. Österreich hat etwa die Größe eines 
Zehntels der Bundesrepublik, und wir sprechen 
noch immer nur von einer Milliarde. Und die 
hat es eigentlich gar nicht verdient, eine solche 
genannt zu werden. Freilich sind noch gar nicht 
alle Mittel zur Ausschüttung gekommen, der 
Evaluierungsbericht untersuchte erst die Phase 1  
der Förderung in den Jahren 2015 und 2016. In 
diesem Zeitraum wurde der Großteil der Finanz-
mittel von Telekom-Betreibern in Anspruch 
genommen. Die Förderschienen „Access“ und 
„Backhaul“ wurden dabei hochgradig ausge-
nutzt, es flossen etwa 165 Millionen EUR. Die 
Mittel, die für Leerverrohrung verstärkt den Ge-
meinden zur Verfügung stehen sollten, wurden 
lediglich zu knapp 40 Prozent ausgeschöpft. In 
den zwei Ausschreibungen für die Leerrohrför-
derung flossen also lediglich 39 Millionen Euro.

Freilich werden ja auch in den kommenden 
Jahren Fördergelder ausgeschüttet werden, 
und es kommt aus dem Bereich der Betreiber-
gesellschaften auch immer wieder die Versiche-
rung, dass vom Access und Backhaul auch der 
ländliche Raum profitieren wird, weil eben hier 
die Zubringer mit Glasfasertechnologie ausge-
stattet werden sollen. Es muss aber zulässig sein 
nachzufragen, ob das aus den Führungsetagen 
der Betreiberfirmen wirklich ernst gemeint ist 
oder ob dies nur Lippenbekenntnisse sind. Man 
erinnert sich nur zu gut, dass es ja die so ge-
nannten Planungsabsichten der Betreiber waren, 
die mit bekundeten Ausbauplänen die Förder-
fähigkeit größerer Ausbaugebiete behindern 
konnten. Oft wurde dabei auch nur die zweit-
beste Variante des Vectorings gewählt, einer 
Technologie, die für díe künftig erforderlichen 
Datenraten sehr bald nicht mehr ausreichen 
wird. Die Studie weist daher auch darauf hin, 
dass die meisten europäischen Länder ihre Prio-
rität auf die flächendeckende Verfügbarkeit von 
Glasfasernetzen verlegt haben. Mehrere europä-
ische Länder haben dabei schon eine Glasfaser-

Netzabdeckung von 50 Prozent erreicht. Ös-
terreich und Deutschland sind dabei noch weit 
abgeschlagen..

Die Studienautoren stellen daher zurecht 
die Frage, ob die österreichische Breitbandför-
derkarte bei der Festlegung der Kriterien für 
eine Versorgungslücke nicht auch eine höhere 
Bandbreite definieren könnte, also zum Beispiel 
100 Megabits pro Sekunde statt des bisherigen 
Referenzwertes von 30 Mbps.

Dieses Beispiel erklärt, dass man zwar nach 
außen eine so genannte „Technologieneut-
ralität“ wahren, jedoch durch die Festlegung 
der Mindestleistung ein klares Bekenntnis zur 
Zukunftstechnologie abgeben kann. Die Studie 
spricht angesichts der Kapazitäten der Glasfaser 
von einem säkularen Technologiewandel. Wer 
hierbei noch mit einer Technologie aus dem 
vorvergangenen Jahrhundert rechnet, hat schon 
verloren. Die 30 Mbps waren übrigens jene Hin-
tertür, die einen echten Wettbewerb der Tech-
nologien verhinderte. Freilich ist das Vectoring 
eine kostengünstige Variante zur Erreichung 
einer niedrigen Schwelle. Diese Schwelle wird 
aber bald nicht mehr der Stand der Technik sein. 
Gerade der für die jetzt bereits entwickelten 
Anwendungen nötige Datenfluss kann nur durch 
höhere Bandbreiten gewährleistet werden, und 

QUELLE: bmvit Breitbandbü-
ro: Bereit für schnelle Netze, 
Planungsleitfaden Breitband, 
Technische Verlegeanleitung 
zur Planung und Errichtung 
von Telekommunikations-Leer-
rohr-Infrastrukturen, 1. Jänner 
2017, Erstellt im Auftrag des 
Bundesministeriums für Ver-
kehr, Innovation und Techno-
logie (bmvit) von DI Heinrich 
Loibner (www.loibner.com)

EUROPA SETZT AUF 
FLÄCHENDECKENDE 
GLASFASERNETZE 
ALS UNIVERSELLE 
FESTNETZ- 
INFRASTRUKTUR 

In vielen europäischen 
Ländern sind diese 
Überlegungen in den 
nationalen Breitband-
strategien wiederge-
spiegelt; sie sind klar 
auf die weitgehend 
flächendeckende 
Verfügbarkeit von 
Glasfasernetzen aus-
gerichtet. Eine Vielzahl 
europäischer Länder 
hat auch bereits eine 
Netzabdeckung von 
mehr als 50% erreicht. 
In Österreich ebenso 
wie in Deutschland 
haben dagegen erst 
weniger als 10% aller 
Nutzer die Möglichkeit 
des Zugangs zu einem 
Glasfaseranschluss.
Evaluierung „Breitbandinitiative 
bmvit – 2015/2016“, Seite 127

ZEITLICHE ENTWICKLUNG DER ZUGANGSTECHNOLOGIEN IM FESTNETZ
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es stellt sich die Frage, ob nicht jener, der billig 
kauft, letztlich auch teuer kauft. Denn Inves-
titionen in eine bald nicht mehr verwendbare 
Technologie verdienen diesen Namen nicht, sie 
sind Kosten, die eine verspätete Innovation nur 
verteuern. Wollen wir in Zukunft also die Vortei-
le von Glasfasernetzen nutzen oder nicht? Dann 
brauchen wir aber nicht nur ein Breitbandziel, 
sondern auch ein Glasfaserziel.

Über die Frage der zu nutzenden Techno-
logie kann und wird letztlich nur die Politik 
entscheiden. Und hier wird es auch ein klares 
Bekenntnis der kommenden Regierung geben 
müssen. Aber auch zu dieser Frage wurde uns 
eigentlich bereits eine maßgebliche Antwort im 
Regierungsprogramm 2017/18 gegeben. Darin 
heißt es nämlich, dass die Breitbandstrategie das 
Ziel verfolgt, bis 2020 flächendeckende Ver-
fügbarkeit von ultraschnellem Internet von 100 
Mbit pro Sekunde zur Verfügung zu stellen. Es 
müssen aber, so das Papier weiter, bereits jetzt 
die Ziele darüber hinaus definiert werden, um 

Österreich in die Top-Digitalisierungs-Länder 
zu bringen: Bis 2025 sollen 10 Gbit pro Sekunde 
flächendeckend verfügbar sein. Soweit die bis-
herigen Zielsetzungen. Die 10 Gbit pro Sekunde 
sind übrigens um zwei Zehnerpotenzen mehr als 
die 100 Mbits.

Diese Ziele wird man nur mit der modernsten 
Technologie erreichen können, und es wird auch 
mehr Geld kosten. Eine auch nur um eine Zeh-
nerpotenz vervielfältigte Milliarde wäre dabei 
schon eine Geste, ein effektiver Umsetzungsplan 
der logische und notwendige weitere Schritt. 
Er muss dann beweisen, dass uns die Zukunft 
in unserem Land auch etwas wert ist – und das 
flächendeckend.

Und wie soll die Breitbandstrategie künftig 
mit der Komplementarität von Festnetz und 
Mobilfunk sowie mit dem Prinzip der Tech-
nologieneutralität umgehen? „Die nachfra-
geseitige Komplementarität wird angebotsseitig 
dadurch unterlegt, dass mit 5G eine (noch) 
stärkere Integration der Netzinfrastruktur von 
Mobil- und Festnetzen erfolgt. Die Verwendung 
hoher Frequenzbereiche für 5G bedingt eine 
deutliche Verdichtung des glasfaserbasierten 
Anschlussnetzes für die wachsende Zahl von 
Antennenstandorten und das Erfordernis kurzer 
Latenzzeiten. Mit anderen Worten, ein vollent-
wickeltes 5G-Netz ist ohne ein flächendecken-
des Glasfasernetz nicht denkbar. Die Möglich-
keiten von 5G auf der anderen Seite sind in der 
Lage, Gigabitkonnektivität auch in Gebäuden zu 
verbreiten, ohne dass es dazu eines Austauschs 
der Inhaus-Verkabelung bedarf. Die zunehmen-
de Konvergenz von Fest- und Mobilnetzen wird 
durch die Virtualisierung von Netzfunktionen 
weiter unterlegt. So können zentral angebotene 
virtuelle Netzfunktionen für beide Netzzugangs-
arten (fest und mobil) verwendet werden  
(z. B. ein IMS zur zentralen Netzsteuerung).  
Auch können sich Network Slices (Virtuelle 
Netze für bestimmte Anwendungen) über beide 
Netzformen erstrecken.

Eine nachfrageorientierte Breitbandpolitik 
muss künftig noch mehr als aktuell die Verfüg-
barkeit von mobilen und festen hochleistungs-
fähigen Breitbandzugängen unterstützen. Das 
schließt nicht aus, dass es lokal Prioritäten der 
Verfügbarkeit geben kann, um die schnelle Ver-
fügbarkeit wenigstens einer leistungsfähigen In-
frastruktur sicherzustellen.“ (zitiert aus Evaluie-
rung der Breitbandinitiative bmvit – 2015/2016, 
Seite 148.) 

Die Mittel, die für Leer-
verrohrung verstärkt 
den Gemeinden zur 
Verfügung stehen soll-
ten, wurden lediglich 
zu knapp 40 Prozent 
ausgeschöpft.

In den zwei Ausschreibungen 
für die Leerrohrförderung flos-
sen lediglich 39 Millionen 
Euro.“
Aus dem Bericht über die Evaluierung der Breitban-
dinitiative des BMVIT in den Ländern 2015/2016

HOFRAT MAG. NICOLAUS DRIMMEL IST LEITER ABTEILUNG RECHT &  
INTERNATIONALES DES ÖSTERREICHISCHEN GEMEINDEBUNDES

 nicolaus.drimmel @ gemeindebund.gv.at

Die mediale Basisinfrastruktur der Kommunikationsnet-
ze befindet sich in einem säkularen Technologiewandel. 
Dieser ist durch den Übergang auf die Glasfaser als 
Übertragungsmedium definiert, wie in Abbildung 5-11 
beschrieben. Der Übergang ist durch eine Koexistenz 
von drei Technologien charakterisiert. Dies ist aber kein 
Gleichgewichtszustand, sondern ein über viele Jahre 
andauernder Ablösungsprozess. Ein effizientes Gleich-
gewicht ist erst wieder erreicht, wenn eine Kabelinfra-
struktur dominiert.
Vor diesem Hintergrund fördert eine Breitbandstrategie, 
die diesen Übergang verlangsamt, nicht den Übergang 
auf eine effiziente Infrastruktur, sondern bremst ihn.
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Noch vor der Wahl hat Familienministerin Sophie Karmasin den Entwurf für 
die 15a-Vereinbarung zum Ausbau der Kinderbetreuung vorgelegt. Damit ist der 
Weg zu einer einjährigen Verlängerung der jetzigen Bestimmungen geebnet.

Lange haben es Bürgermeister/innen und 
Gemeindevertreter gefordert, am 14. Sep-
tember schickte Familienministerin Sophie 

Karmasin den Entwurf für eine 15a-Vereinba-
rung zum Ausbau der Kinderbetreuungsplätze 
an Bundesländer und Gemeinden. Im Wesentli-
chen handelt es sich hier um eine Verlängerung 
der bisherigen Vereinbarung. Diese wurde im 
Ministerrat am 20. September 2017 beschlossen. 
Nach der Neuwahl im Oktober soll auch der 
Nationalrat die Vereinbarung absegnen. Die Ver-
längerung gilt vorerst nur bis August 2018. „Das 
ist für uns die Minimalvariante gewesen“, sagt 
Gemeindebund-Chef Alfred Riedl. „Eine längere 
Laufzeit wäre aus Gründen der Planungssicher-
heit gescheiter gewesen, aber immerhin steht 
nun der Ausbau nicht ab Jahresbeginn. Das ist 
besser als nichts.“

52,5 Millionen Euro bis Ende August 2018. Seit 
2008 investierte der Bund 390 Millionen Euro 
in den Ausbau der Kinderbetreuung, die Länder 
und Gemeinden durch den Kofinanzierungsan-
teil nochmal 235 Millionen Euro. Der angestrebte 
große Wurf ist mit diesem Entwurf nicht gelun-
gen, aber Gemeinden erhalten zumindest für 
das kommende Jahr Planungssicherheit, denn 
die Mittel in Höhe von 52,5 Millionen Euro, die 
schon 2017 für den Ausbau bereitgestellt wur-
den, soll es auch 2018 geben. Länder (35%) und 
Gemeinden finanzieren diese Maßnahme mit.

„Die neue Vereinbarung gilt nur für das kom-
mende Jahr, wir werden sehr intensiv darauf 
drängen, dass mit einer neuen Bundesregierung 
– wer auch immer sie bildet – so schnell wie 
möglich Verhandlungen aufgenommen werden, 
um zu einer dauerhaften Kofinanzierung zu 

MINISTERRAT 

AUSBAU KINDERBETREUUNG 
VERLÄNGERT

kommen“, sagt Alfred Riedl. „Fest steht, dass wir 
den Ausbau finanziell nicht alleine bewältigen 
können.“

Ungelöste Fragen bleiben der nächsten Re-
gierung. Der nun vorliegende Entwurf ist eine 
Fortschreibung der aktuellen Vereinbarung. Die 
einzigen Änderungen gibt es in Artikel 10: Bis 31. 
März 2018 ist eine Einigung bezüglich bundes-
einheitlicher Qualitätsrahmen in der elemen-
taren Kinderbetreuung anzustreben. Außerdem 
soll sich die neue Regierung über die Fortfüh-
rung der Kostenbeteiligung des Bundes für 
den weiteren Ausbau der Kinderbildungs- und 
Kinderbetreuungseinrichtungen und die Aus-
weitung des kostenlosen und verpflichtenden 
Kindergartenbesuchs bis spätestens 31. August 
2018 klar werden.

Zuteilung der Mittel nach aktuellen Kinder-
zahlen. Die Aufteilung des zweckgebundenen 
Bundeszuschusses auf die Länder erfolgt nach 
dem Anteil der unter sechsjährigen Kinder pro 
Bundesland zum Stichtag 1. Jänner 2017. Die 
Basis der Berechnung bildet die Bevölkerungs-
statistik der Statistik Austria. 

Neue Vereinbarung soll ab Jänner 2018 gelten. 
Kann sich Karmasin mit den Ländern einigen, 
wird die Fortsetzung der 15a-Vereinbarung am 
1. Jänner 2018 in Kraft treten. Sie soll aber nur 
bis Ende August 2018 Gültigkeit haben, da dann, 
wie in Artikel 10 der Vereinbarung avisiert, ein 
großes neues Paket verhandelt sein soll. Ob dann 
das zweite kostenlose Kindergartenjahr oder ein 
Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung kommen 
werden, ist daher noch ungewiss.  

Eine  
längere Laufzeit 
wäre aus  
Gründen der 
Planungs- 
sicherheit  
gescheiter 
gewesen. Aber 
das ist besser  
als nichts.“
Gemeindebund- 
Präsident Alfred Riedl, 
bewertet die Maßnahme 
mit gemischten Gefühlen
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Die Diskussion um die Zukunft der Sonderschule sowie die Inklusion von behinderten 
Kindern in der Regelschule verläuft – wie derzeit unter den niederösterreichischen 
BürgermeisterInnen - nur scheinbar kontroversiell. 

TEXT / Rüdiger Teutsch

Bei genauerem Hinsehen finden sich viele 
Übereinstimmungen zwischen Befürwor-
tern und Gegnern. In der Praxis geht es um 

die beste pädagogische Qualität für alle – und 
dazu gehört natürlich auch das soziale Mitein-
ander. Davon profitieren behinderte und nicht 
behinderte Schülerinnen und Schüler im selben 
Ausmaß.

Österreich steht zur Weiterentwicklung eines 
inklusiven Bildungssystems. 2008 hat sich der 
Nationalrat einstimmig zur Weiterentwicklung 
der inklusiven Bildung verpflichtet und eine 
entsprechende UN-Konvention unterzeichnet. 
Das spiegelt sich seither in Regierungsprogram-
men und auch im Nationalen Aktionsplan (NAP 
Behinderung 2012–2020) wider. 

Im Nationalen Aktionsplan wurde auch 
die Einrichtung inklusiver Modellregionen als 
gemeinsames Projekt von Bund, Ländern und 
Gemeinden vereinbart. Derzeit werden diese 
in der Steiermark, in Kärnten und in Tirol mit 
wissenschaftlicher Begleitung eingerichtet. Ziel 
ist der Abbau von Bildungsbarrieren und somit 
die Erhöhung der Chancengerechtigkeit. Konkret 
bedeutet dies,  die sonderpädagogischen För-
dermaßnahmen (und damit die Lehrkräfte mit 

Die positiven 
Langzeit- 

wirkungen 
schulischer  

Integration sind 
wissenschaftlich  

bewiesen.“
Dr.in Sonja  

Hammerschmid, 
Bundesministerin für 

Bildung

sonderpädagogischer Kompetenz) schrittweise 
von Sonderschulen in Regelschulen überzufüh-
ren. Damit wird die Segregation von Kindern mit 
und ohne sonderpädagogischem Förderbedarf 
verringert und mehr Miteinander im Unterricht, 
in der Pause oder auch in der Freizeit möglich und 
die Vielfalt der SchülerInnen insgesamt stärker 
berücksichtigt. Jedes Kind wird in den Mittel-
punkt gestellt. 

Die sonderpädagogische Förderung bleibt zu 
100 Prozent erhalten. Die in der Öffentlichkeit 
oft gestellte Frage „Sonderschule – ja oder nein?“ 
legt irrtümlicherweise nahe, dass die sonderpä-
dagogische Förderung generell abgeschafft bzw. 
eingespart werden könnte. Doch diese Sorge ist 
unberechtigt. Mehr als 20 Jahre Unterricht in er-
folgreichen Integrationsklassen in ganz Österreich 
zeigen: Die sonderpädagogische Förderung kann 
in vielfachen Formen des inklusiven Unterrichts 
maßgeschneidert und flexibel angeboten werden. 
Weder der Lernerfolg der behinderten noch der 
Lernerfolg der nicht beeinträchtigten SchülerIn-
nen wird dadurch geringer.

Schon heute gibt es Integrationsquoten von 
mehr als 80 Prozent! Die Weiterentwicklung 
der inklusiven Bildung muss an den konkre-FO
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DAS INKLUSIVE BILDUNGSSYSTEM

GEMEINSAM LERNEN –  
GEMEINSCHAFT STÄRKEN

KOMMUNAL   10/2017  //  27

 POLITIK & RECHT BILDUNG



ten Ausgangssituationen in den Bundesländern 
anschließen. Diese sind österreichweit sehr 
unterschiedlich. Schon heute werden in einigen 
Bundesländern mehr als 80 Prozent aller Kinder 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf nicht 
mehr an Sonderschulen unterrichtet. Sie sind Teil 
einer inklusiven Lerngemeinschaft geworden, in 
der die soziale Teilhabe – unabhängig von der Art 
der Behinderung, Herkunft, sozialem Status oder 
Familiensprache – als konkretes Bildungsziel ernst 
genommen wird. Die Schule leistet so auch einen 
grundlegenden Beitrag für das Leben in der Ge-
meinschaft im Ort und trägt zu einer vielfältigen, 
offenen und modernen Gesellschaft bei. 

Wahlfreiheit auch an Regelschulen. In einer 
aktuellen Diskussion wird häufig angesprochen, 
wie wichtig das Wahlrecht der Eltern zwischen 
Sonderschule und Integration ist (abgesehen da-
von, dass die UNESCO Inklusion als Kinderrecht 
definiert). Behindertenverbände, Elternvertre-
ter/innen, und Expert/innen weisen jedoch seit 
längerem darauf hin, dass in der Praxis – vor 
allem für Eltern von Kindern mit hohem Betreu-
ungs- und Assistenzbedarf – ein österreichwei-
tes Wahlrecht nie verwirklicht werden konnte. 

Denn zumeist können momentan – auch aus 
Kostengründen – umfangreiche Betreuungspa-
kete nur an Sonderschulen, nicht aber an Re-
gelschulen angeboten werden – womit de facto 
keine freie Wahl der Schulart möglich ist. Die 
Lösung liegt jedoch auf der Hand: eine Öffnung 
der Sonderschulen, ein Bereitstellen von sonder-
pädagogischer Förderung in inklusiver Form in 
Regelschulen, garantiert weiterhin die optimale 
Unterstützung wie Kleingruppenförderung, 
Nachmittagsbetreuung und Therapie für alle 
Kinder, die Recht und Anspruch darauf haben. 

Positive Langzeitwirkungen. Wissenschaftliche 
Studien zeigen, dass sorgfältig geplanter und 
durchgeführter gemeinsamer Unterricht nicht 
nur ein hohes Förderpotenzial für SchülerInnen 
mit Behinderungen hat, sondern die Qualitäts-
entwicklung von Schule und Unterricht insge-
samt unterstützt. Besonders positiv entwickeln 
sich bei dieser Kultur des Lehrens und Lernens 
in Schulen mit Integrationsklassen die enge-
re Kooperation, höhere Förderorientierung, 
bewusstere Gestaltung der Lernumwelten, mehr 
kooperative Lernformen und weniger sozial-
normbezogene Leistungsbeurteilung.

Kaum ein anderer Bildungsbereich ist in den 
letzten Jahren so gut beforscht worden wie der 

VOLKSSCHULE IGLS (TIROL)  
  
Praxisbericht der Schulleiterin

Die VS Igls-Vill ist eine achtklassige 
Volksschule der Stadt Innsbruck mit vier 
Tagesheimgruppen. Insgesamt besuchen 
118 Kinder die Volksschule, 66 Kinder 
davon besuchen das Tagesheim.
 
Zwei der acht Klassen werden als Inklusi-
onsklassen geführt. In den beiden  
2. Klassen wird jeweils ein Kind mit sehr 
hohem Unterstützungsbedarf unterrich-
tet. Daneben besuchen die Integrations-
kinder immer mittwochs das Tagesheim.
Durch klassenübergreifende Projekte, 
offenen Unterricht und die enge Zusam-
menarbeit der zwanzig Lehrpersonen, 
drei SchulhelferInnen und einem Frei-
zeitpädagogen lernen die Kinder große 
Selbstständigkeit und erfahren Selbstver-
antwortung. Die positive Lernumgebung 
für alle Schülerinnen und Schüler begrün-
det sich durch innovative, lernfreudige 
und tolerante Pädagoginnen und Päda-
gogen, die täglich in einem großen Maß 
voneinander lernen. 

BEZIRK FELDBACH (STEIERMARK)  
 
Alle Kinder an Regelschulen

u 1975/76: Die Allgemeine Sonderschule 
Feldbach wird mit 80 SchülerInnen in 4 
ASO-Klassen und 1 Klasse für schwerstbe-
hinderte Kinder eröffnet. Viele Volksschu-
len schaffen angeschlossene Sonderschul-
klassen, um die SonderschülerInnen vor 
Ort unterrichten zu können.    

u 1998/99: Die ASO Feldbach wird als 
Sonderpädagogisches Zentrum für den 
Schulbezirk Feldbach festgelegt – 28 
Volksschulen, 11 Hauptschulen, 1 Allge-
meine Sonderschule und 2 Polytechnische 
Schulen werden betreut – 144 Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf wer-
den bereits in Regelschulen integriert.  

u 2008/2009: Die angeschlossene Son-
derschulklasse der Volksschule St. Stefan 

wird wegen zu niedriger Schülerzahlen 
nicht mehr bewilligt und die Allgemeine 
Sonderschule Feldbach bleibt die  
einzige Sondereinrichtung im Bezirk 
Feldbach. 

u 2014/15: Die Anzahl der durch das 
Zentrum für Inklusiv- und Sonderpädago-
gik zu betreuenden Schulen sinkt auf  
19 Volksschulen, 8 Neue Mittelschulen,  
1 ASO und 2 Polytechnische Schulen.      

u 2015/16: Schließung der letzten Klasse 
für Kinder mit erhöhtem Förderbedarf 
der ASO Feldbach durch das Amt der 
Landesregierung. 

u 2016/2017: Alle SchülerInnen mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf 
besuchen die Regelschule.   

KÄRNTEN 
 
Effiziente Finanzierung  
wohnortnaher Angebote

Erfahrungen in Kärnten zeigen, dass die 
Kosten pro Kind in Landessondereinrich-
tungen 4 – 5 x so hoch sind, als wenn 
ein Kind dezentral – also wohnortnahe 
– und inklusiv mit denselben Angeboten 
beschult wird. Die Ausgaben für Fahrten-
dienste können für Therapien umgewid-
met werden. Dadurch gewinnen Familien 
und Gemeinden. 

Der Integrationsgrad liegt lt. Statistik 
Austria bei 82,9 Prozent, d. h. die über-
wiegende Mehrzahl behinderter Kinder 
besuchen Integrationsklassen. In 7 von 
10 Bezirken gibt es keine Sonderschu-
len mehr. In diesen Bezirken wurden 
wohnortnahe Unterstützungsstrukturen 
geschaffen, die den Kindern und ihrem 
spezifischen Förderbedarf gerecht wer-
den: Einzelassistenz, Kleingruppenförde-
rung, Großgruppenförderung, therapeuti-
sche Versorgung, Nachmittagsbetreuung, 
etc. In Kärnten kommen dazu gemischte 
Finanzmittel aus dem Bildungs- und dem 
Sozialressort zum Einsatz.

BILDUNG
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Bereich der schulischen Integration – oft in der 
Hoffnung, Belege dafür zu finden, dass nicht 
behinderte Kinder dadurch unterfordert und 
Kinder mit Behinderungen überfordert wür-
den. Nichts davon konnte belegt werden, ganz 
im Gegenteil: die positiven Langzeitwirkungen 
schulischer Integration für den Lernerfolg, die 
Gesundheit, das Wohlbefinden und die soziale 
und berufliche Situation als Erwachsener sind 
wissenschaftlich bewiesen. 

Inklusion ist kein Sparpaket – kein Euro geht 
verloren. Die Forderung nach dem Elternwahl-
recht und damit nach einem Parallelsystem 
„Inklusion –Sonderschulen“ sieht auf den ersten 
Blick vernünftig aus, solange man die Kostenfra-
ge für die weitere Entwicklung außer Acht lässt. 
Doch ein gleichwertiges Angebot an Sonder-
schulen und an Regelschulen wäre sehr teuer 
und in der Praxis nicht finanzierbar.

Die Beispiele der inklusiven Modellregionen 
Kärnten, Steiermark und Tirol zeigen auch, dass 
bei einer Neuverteilung der Mittel wesentlich 
bessere - weil kindgerechte, wohnortnahe, päd-
agogisch wertvolle und pflegerisch umfassende – 
Angebote bereitgestellt werden können. Inklusion 
ist also weder ein Sparmodell noch unfinan-
zierbar – das Geld ist im System vorhanden, es 
braucht aber die Bereitschaft zur Umschichtung. 

Worauf es wirklich ankommt. Statt der Zuspit-
zung „Sonderschule beibehalten oder abschaf-
fen?“ gilt es, sich verstärkt auf die pädagogi-
sche Qualität zu konzentrieren. Die Praxis der 
Inklusion kennt dafür viele Varianten – vom 
gemeinsamen Unterricht für alle bis zur Arbeit 
in kleinen Gruppen, von maßgeschneiderter 
Unterstützung beim Erlernen der Unterrichts-
sprache bis hin zu Phasen der Eins-zu-eins-Be-
treuung durch speziell ausgebildetes Personal.

Erklärtes Ziel ist es, dass die Weiterentwick-
lung der pädagogischen Qualität der Inklusi-
on auch in Österreich dazu führen wird, dass 
Sonderschulen schließlich nicht mehr gebraucht 
werden – so wie das etwa in Südtirol seit vielen 
Jahren der Fall ist.

Weiterführende Informationen dazu gibt es 
unter dem nebenstehenden Link im Anschluss 
an den  Beitrag auf der Website kommunal.at  

KOMMENTAR

VON MAG. BERNHARD  
HAUBENBERGER 

Zukünftig soll die Sonderschule als 
Einrichtung für Kinder mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf Geschichte 

sein. Mittels Inklusion soll jede Schule frei 
von jeglicher Barriere werden und für alle 
Schüler gleich welcher körperlichen und 
geistigen Verfassung zugänglich sein. 
Damit alle Kinder von der neuen Schul- 
bzw. Unterrichtsform profitieren, müssen 
alle Regelschulen Vorsorge treffen, dass 
neben dem Lehrpersonal das jeweils dem 
Bedürfnis der Schüler entsprechende und 
speziell ausgebildete sonderpädagogische 
Personal sowie ausreichend Stützkräfte zur 
Verfügung stehen.

Neben zusätzlichem Personal werden 
Regelschulen zudem jener Infrastruktur 
bedürfen, auf die bisweilen die Sonder-
schulen, Förderzentren und Schulen für 
schwerhörige, sehbehinderte, blinde, er-
ziehungsschwierige, körperlich und geistig 
beeinträchtigte Kinder angewiesen waren 
(behindertengerechte Toiletten, Rampen für 
Rollstühle, Liftanlagen, Entspannungsräu-
me, Therapiebäder uvm.).
Soll Inklusion funktionieren, müssen daher 
sowohl die personellen als auch infrastruk-
turellen Vorkehrungen getroffen werden. 
Ob all das nur mittels „Umschichtungen“ 
finanzierbar ist, sollte aus Sicht der Gemein-
den, die als Schulerhalter der Sonderschulen 
in den letzten Jahrzehnten Unmengen in-
vestiert haben, durchaus kritisch hinterfragt 
werden. Zu erwarten ist, dass die flächende-
ckende Einführung der Inklusion bedeuten-
de Mehrkosten verursacht. Denn zukünftig 
müsste jede Schule das anbieten, was bislang 
Sonderschulen, Förderzentren und Spezial-
einrichtungen angeboten haben. 

Inklusion – Vision  
oder Illusion?

 bernhard.haubenberger@gemeindebund.gv.at
Mag. Bernhard Haubenberger ist Jurist beim  
Österreichischen Gemeindebund 

 Statt der  
Zuspitzung  

„Sonderschule bei-
behalten oder ab-
schaffen?“ gilt es, 
sich verstärkt auf 

die pädagogische 
Qualität zu  

konzentrieren.  
Die Praxis der  

Inklusion kennt 
dafür viele  
Varianten. 

MEHR  
BEST-PRACITCE  

Auf unserer Website 
finden Sie mehr  

Best-Practice Beispiel 
aus Gemeinden  

und Ländern
 

goo.gl/GzWp11

WEITERFÜHRENDE 
INFORMATIONEN  

 
goo.gl/dHZhiQ

MinR. DR. RÜDIGER TEUTSCH IST FACHEXPERTE DER SEKTION I FÜR NAHT- 
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In den kommenden Wochen stehen mehrere Entscheidungen an, die für die 
Voranschlagserstellung der Gemeinden von großer Bedeutung sind. 

Erstens wird sich entscheiden, ob bereits 
ab 1. 1. 2018 ein Teil der bisherigen Ge-
meindeertragsanteile nach einem neuen 

aufgabenorientierten Schlüssel verteilt wird. 
Zweitens werden Gespräche mit dem Bund über 
die Abgeltung der tatsächlichen Kosten der Ab-
schaffung des Vermögensregresses in der Pflege 
zu führen sein. 

Noch nicht für den Voranschlag 2018 relevant, 
aber wahrscheinlich spätestens für die Voran-
schläge ab dem Haushaltsjahr 2020, wird (drit-
tens) im Oktober die Novelle zur neuen Voran-
schlags- und Rechnungsabschlussverordnung in 
Begutachtung gehen und wohl noch heuer vom 
Finanzminister erlassen werden.

Veranschlagung der Ertragsanteile im Budget 
2018: In doppelter Hinsicht heißt es hier derzeit 
für die Gemeinden: Bitte warten! Zum einen 
wird der Bund erst in der zweiten Oktober-
Hälfte seine neue Ertragsanteile-Prognose für 
2018 vorlegen. Gegenüber den vom BMF im 
Oktober 2016 für die Voranschläge des Haus-
haltsjahrs 2017 vorgelegten Zahlen werden die 
landesweisen Gemeinde-Ertragsanteile gemäß 
der derzeit noch aktuellen Juni-2017-Prognose 
im Haushaltsjahr 2018 bei konstanter Einwoh-
nerzahl um rund 4,5 bis 5 Prozent ansteigen und 
dieser Zuwachs könnte sich in der anstehenden 
Oktober-Prognose aufgrund der verbesserten 
Konjunktur noch leicht erhöhen. 

Zum anderen, und das ist für viele Gemein-
den wesentlich bedeutsamer, wird sich in den 
nächsten Wochen entscheiden, ob bereits ab 
1. Jänner 2018 ein neuer aufgabenorientierter 
Schlüssel Teile der bisherigen Verteilung der Ge-
meindeertragsanteile ersetzt. Wie auch zuletzt in 
der September-Ausgabe berichtet, würde durch 
den vom Bund geforderten Verteilungsschlüssel 
(Leistungsangebot im Bereich der Kinderbetreu-
ung der Null- bis Sechsjährigen) trotz Dynamik-

ERTRAGSANTEILE, REGRESS UND VRV: ENTSCHEIDUNGEN STEHEN BEVOR

DAS HAT FOLGEN  
FÜR DAS BUDGET

Garantie im FAG eine Vielzahl an Gemeinden bis 
zu einem Drittel des Wachstums der Ertragsan-
teile je Einwohner verlieren. 

Gemäß obigen Zahlen wäre der Ertragsan-
teile-Zuwachs je Einwohner von Gemeinden 
mit keinem oder nur geringem (eigenen oder 
privaten) institutionellen Kinderbetreuungs-
angebot dann nicht 4,5 Prozent, sondern nur 
drei Prozent. Ihre Gemeindeabteilung wird Sie 
darüber informieren, wie die Ertragsanteile 2018 
zu budgetieren sind, sobald das BMF die ent-
sprechenden Informationen geliefert hat.

Drastische Erhöhung der Sozialhilfeumlagen 
durch die Regress-Abschaffung droht: Durch die 
kürzlich beschlossene Verfassungsbestimmung 
in § 330a ASVG können die Länder de facto seit 
29. 7. 2017 nicht mehr auf das Vermögen von 
stationär aufgenommenen Personen (bezie-
hungsweise deren Erben und Geschenknehmer) 
zugreifen. Unter völlig falschen Grundannahmen 
(wie das Weiterzahlen der bisherigen Selbstzah-
ler oder keine Nachfragesteigerung bei Pflege-
heimplätzen) ging der Bundesgesetzgeber dabei 
von – den Ländern und Gemeinden abzugelten-
den – Mehrausgaben in Höhe von lediglich 100 
Millionen Euro pro Jahr aus. 

 
Nach verschiedenen Berichten von Länder-
seite ist ohne abfedernde Maßnahmen eher 
mit jährlich einer halben Milliarde Euro an 
Mehrausgaben zu rechnen. Falls hier nicht in 
den nächsten Wochen eine politische Einigung 
zustande kommt und der Bund die tatsächlichen 
Mehrausgaben trägt, droht 2018 nicht nur eine 
höchstgerichtliche Auseinandersetzung (Bruch 
des Paktums zum Finanzausgleich und Verstoß 
gegen die Konsultationsvereinbarung), sondern 
auch ein drastisches Ansteigen der Sozialhilfe-
umlagen bzw. -beiträge der Gemeinden im 
zweistelligen Prozentbereich.

NOVELLE ZUR  
VRV 2015

Voraussichtlich nach 
der Nationalratswahl 
(weil im Oktober noch 
ein Begutachtungs-
verfahren stattfinden 
könnte), aber wohl 
noch vor der Regie-
rungsbildung, wird 
der Finanzminister die 
Novelle zur neuen VRV 
erlassen. Ob es gelingt, 
„die Reform verwal-
tungsökonomisch 
umzusetzen“, wie dies 
§ 40 VRV 2015 vorsieht, 
wird nicht zuletzt 
davon abhängen, ob 
BMF und Rechnungs-
hof den Empfehlungen 
aus den kommunalen 
Pilotprojekten und 
Arbeitsgruppen folgen 
werden.

KONRAD GSCHWANDTNER
Bakk. BA, ist Fachreferent 
in der Abteilung Recht 
und Internationales des 
Österreichischen  
Gemeindebundes 

  
konrad.gschwandtner@
gemeindebund.gv.at
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Bei einem Arbeitsbesuch des Deutschen Städte- und Gemeindebundes in Wien 
tauschten sich Kommunalvertreter über gemeinsame Herausforderung und auch 
viele Unterschiede aus. 

INTERNATIONAL: GEMEINDEBUND TRIFFT DEUTSCHEN STÄDTE- UND GEMEINDEBUND

UNTERSCHIEDLICHE GRÖSSE – 
GLEICHE PROBLEME

Rund 11.000 Gemeinden gibt es in Deutsch-
land, das ist die fünffache Anzahl jener in 
Österreich. Die durchschnittliche Ge-

meinde ist im Nachbarland also deutlich größer, 
an den Problemen, mit denen auch deutsche 
Kommunen zu kämpfen haben, ändert die 
Größe jedoch nichts. „Wir haben ein riesiges 
Problem in der Kinderbetreuung“, berichtet 
Uwe Zimmermann, stv. Geschäftsführer des 
Deutschen Städte- und Gemeindebundes bei 
seinem Besuch in Wien. „Der Rechtsanspruch, 
den es in Deutschland seit einiger Zeit auf einen 
Betreuungsplatz gibt, hat eine Welle an Folgen 
ausgelöst.“ Konkret heißt das: Mehr als 300.000 
Betreuungsplätze fehlen derzeit, die Kommunen 
kommen mit dem Schaffen neuer Einrichtungen 
nicht nach. „Im Extremfall kann es zu Gerichts-
prozessen kommen, wenn ein Elternteil diesen 
Anspruch einklagt oder Verdienstentfall geltend 
macht, wenn er einen Job nicht annehmen 
kann.“ 

„Auch bei uns in Österreich ist dieser Vor-
schlag in Diskussion“, sagt Gemeindebund-
General Walter Leiss. „Für die Gemeinden wäre 
das eine unbewältigbare Aufgabe, in kurzer Zeit 
so viele Plätze zu schaffen. Dazu kommt, dass 
nicht überall der Bedarf gleich groß ist.“ Darüber 
hinaus mussten die heimischen Kommunen bis 
zuletzt um die Verlängerung der Fördermittel für 
den Ausbau von Kleinkindbetreuung kämpfen“, 
so Leiss. „Und auch jetzt haben wir nur eine 
Verlängerung dieser Mittel um ein Jahr. Das ist 
für die Planungssicherheit in den Gemeinden 
viel zu wenig.“

Auch die Kostenfrage war Thema der Gesprä-
che. „In Deutschland vollziehen wir Kosten-
modelle, die sozial gestaffelt sind“, berichtete 
Zimmermann. „Den Gratiskindergarten in der 
Form, wie es ihn in Österreich gibt, den kennen 
wir nicht. Das ist auch in anderen europäischen 
Ländern eher unüblich.“ Das Niveau der heimi-

schen Kinderbetreuung sei im internationalen 
Vergleich generell durchaus hoch.

Ein weiterer Themenschwerpunkt des Ge-
dankenaustausches waren Fragen, die sich aus 
den Migrationsströmen der letzten Jahre erge-
ben. „Den Trend, dass Flüchtlinge mit positivem 
Asylbescheid sich sofort Richtung Ballungsräu-
me orientieren, den haben wir auch“, berichten 
die deutschen Kollegen. „Das überfordert unsere 
Städte in vielerlei Hinsicht. Vom Spracherwerb 
angefangen, verstärkt dieser Zuzug die Preis-
explosionen am Wohnungsmarkt.“ Auch am 
Arbeitsmarkt gebe es große Schwierigkeiten mit 
geflüchteten Menschen. Der möglichst rasche 
Erwerb der deutschen Sprache sei der Schlüssel 
zu jeder weiteren Ausbildung und eine Voraus-
setzung für die Integration am Arbeitsmarkt.“ 

Erfreut äußerten sich sowohl Leiss als auch 
Zimmermann über die gute Kooperation mit 
dem KOMMUNAL-Verlag. Seit einiger Zeit 
erscheint das Kommunal-Magazin auch in 
Deutschland. „Wir sind dort sehr erfolgreich und 
inzwischen vom Markt nicht mehr wegzuden-
ken“, sagt Michael Zimper, Geschäftsführer des 
Österreichischen KOMMUNAL-Verlages. „Es ist 
toll, dass dieses Modell – ähnlich wie in Öster-
reich – in enger Abstimmung mit den kommu-
nalen Spitzenverbänden so gut funktioniert.“

KOMMUNAL war Gast-
geber des Treffens zwi-

schen Österreichischem 
Gemeindebund und 

Deutschem Städte- und 
Gemeindebund: Nicolaus 

Drimmel (Gemeinde-
bund), Michael Zimper 

(Kommunalverlag, 2. v. l.), 
Walter Leiss (Gemeinde-

bund, Uwe Zimmermann, 
Alexander Handschuh 

und Janina Salden (alle 
vom Deutschen Städte- 

und Gemeindebund) 
sowie Daniel Kosak vom 

Österreichischen  
Gemeindebund.
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Das Gütesiegel „Kulinarisches Erbe“ soll Konsumentinnen und Konsumenten  
Sicherheit und Orientierung geben. Denn Kulinarik ist heute viel mehr als Essen.

Ö sterreich hat 
im Bereich der 
Kulinarik viel zu 
bieten: hochwer-
tige Lebensmittel, 

erstklassige Veredelung, inno-
vative Vermarktung und einen 
Handel, der offen für regionale 
Qualität ist. Die außergewöhn-
liche und überaus vielfältige 
kulinarische Tradition reicht 
von der k.k.-Zeit bis zur mo-
dernen Interpretation der al-
pinen Küche. Das alles wird in 
Zukunft unter der Dachmarke 
„Kulinarisches Erbe“ gebün-
delt – eine Marke, die auch 
international „Lust auf unser 
Bestes“ macht. Diese Form des 
kulinarischen Nation Branding 
ist in Europa bisher einmalig. 
Mit der neuen Dachmarke will 
Österreich nicht nur seine au-
ßergewöhnliche und überaus 
vielfältige kulinarische Tradi-
tion repräsentieren, sondern 
auch die Innovationskraft der 
bäuerlichen Betriebe.  Im Mit-

telpunkt stehen Genuss und 
Nachhaltigkeit, Geschmack 
und Gesundheit, Lebensstil 
und Identität. „Kulinarisches 
Erbe“ steht für hohe österrei-
chische Lebensmittelqualität 
und für verlässliche Trans-
parenz bei der Herkunft der 
Rohstoffe und Produkte. 

Gut und genussvoll zu 
essen gehört zum österreichi-
schen Lebensstil. Das Interesse 
für gesunde und ausgewogene 
Ernährung nimmt weiter zu 
und es wird darauf geachtet, 
möglichst viel Obst und Gemü-
se in den Speiseplan einzu-
bauen. Besonders beliebt sind 
nach wie vor Hausmannskost 
und bodenständige Küche. 
Doch Qualitäts- und Ge-
schmacksvorteile sind im Gas-
tronomiebereich oft schwierig 
zu vermarkten. In manchen 
Bereichen ist der Preis am 
wichtigsten – das liegt auch 
daran, dass die preislich höher 

angesiedelten Marken- und 
Qualitätsprodukte auf dem 
Teller oder am Buffet keine er-
kennbaren Kennzeichnungen 
ausweisen und für Gäste nicht 
als solche identifizierbar sind. 
Das muss sich ändern.

Das „Kulinarische Erbe“ 
baut auf vielen lokalen und 
regionalen Initiativen auf, die 
das Bewusstsein für Öster-
reichs kulinarische Identität in 
den vergangenen Jahren er-
folgreich prägen und steigern 
konnten. So sind rund 150 
regionale und überregionale 
Marken entstanden, die nun 
als großer kulinarischer Qua-
litäts-Leuchtturm zusammen-
gefasst werden, der weit über 
die Landesgrenzen hinaus 
strahlt – und Appetit macht 
auf österreichische Küche in 
ihren vielfältigen Dimensio-
nen. Das „Kulinarische Erbe“ 
soll möglichst viele starke 
Partnerschaften herstellen, von 
der Produktion über die Ver-

arbeitung und Vermarktung 
bis hin zu den Konsumentin-
nen und Konsumenten. Eine 
aktuelle GfK-Studie unter 1000 
Befragten in ganz Österreich 
unterstreicht die Notwendig-
keit des Ansatzes: Drei Viertel 
der heimischen Bevölkerung 
sind der Meinung, dass eine 
Marke, welche die kulinarische 
Tradition Österreichs, die Viel-
falt und Kultur, die regionalen, 
bäuerlichen Lebensmittel und 
Rezepturen, Gastlichkeit und 
die Qualität heimischer Pro-
dukte in einem gemeinsamen 
Auftritt vereint, von Vorteil ist. 
Mit dem „Kulinarischen Erbe“ 
beginnt eine neue Ära für die 
nationale und internationale 
Sichtbarkeit und damit Stär-
kung all jener, die hochwertige 
Kulinarik aus Österreich durch 
ihre Traditionsverbundenheit 
und Innovationskraft Tag für 
Tag möglich machen.

www.kulinarisches-erbe.at

 INFOS AUS DEM BMFLUW 
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Alexander 
macht 

pumperlg’sund.

Alexander Moussa aus Hartberg macht die Steiermark lebenswert. Der Landarzt  behandelt im 
Netzwerk mit seinen Kolleginnen und Kollegen täglich viele Menschen.  Damit leistet er einen 
wichtigen Beitrag zur ärztlichen Versorgung seiner Region – für mehr Gesundheit am Land,  
für eine lebenswerte Heimat, gegen Abwanderung. Machen auch Sie Ihre Region lebenswerter. 
Gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern hat das Bundesministerium für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft einen Masterplan entwickelt, um den ländlichen 
Raum zukunftsfit zu machen.

Schon heute fördert das BMLFUW – im Rahmen des Programms LE 2020 – Basisdienst-
leistungen in Höhe von über 500 Mio. Euro zur Attraktivierung der ländlichen  Gemeinden.  
Nähere Informationen zu diesen und weiteren über 250.000 bereits realisierten Projekten  
des BMLFUW finden Sie auf  heimat-land-lebenswert.at

HEIMAt. LAND. LEBENSWERt.

MLO_LWR_2017_215x131_UeF.indd   14 13.09.17   15:29



Raumordnung, öffentliche 
Gebäude, Energieversor-
gung, Mobilität, Beschaf-

fung oder Bewusstseinsbil-
dung – in Gemeinden haben 
zahlreiche Entscheidungen 
direkt oder indirekt mit Ener-
gie zu tun. Weil die Kommu-
nen viel für den Klimaschutz 
tun können, gibt es auch beim 
zehnten Österreichischen 
Klimaschutzpreis eine eigene 
Kategorie für Gemeinden und 
Regionen. Die Klimaschutz-
preisjury hat vier regionale 
Vorzeigeprojekte nominiert, 
die ab 9. Oktober 2017 im 
ORF-Servicemagazin „konkret“ 
und auf www.klimaschutz-
preis.at präsentiert werden. 

Bestimmen Sie mit, wer die 
begehrte Bronze-Statuette mit 
nach Hause nehmen darf!

In der Marktgemeinde 
Krummnussbaum in NÖ hat 
man sich ganz der flächen-
sparenden und kosteneffizi-
enten Siedlungsentwicklung 
verschrieben. Ziel ist die 
Belebung des Ortszentrums 
und die Vermeidung von mo-
torisiertem Verkehr.

Dass Energiesparen kin-
derleicht ist, zeigen die elf 
Kindergärten der Vorarlberger 
Marktgemeinde Lustenau im 
Rahmen ihrer Energiemeister-
schaft. Die Hälfte der Einspa-
rungen kommt wieder den 

Kindergärten zugute.
Als „Energiebewusste Stadt“ 

engagiert sich St. Johann im 
Pongau seit 20 Jahren für die 
Umwelt. Eingebunden werden 
die ganze Bevölkerung und die 
Betriebe. Als erste Salzburger 
Gemeinde erhielt sie für die 
zahlreichen Aktivitäten den 
European Energy Award in 
Gold.

Der Verkehrsverbund 
Tirol hat es geschafft, mit 
38 Verkehrsunternehmen 
günstige Netztickets für ganz 
Tirol einzuführen. Seit Ende 
Juli haben sich bereits 10.000 
Neukundinnen und Neukun-
den für umweltfreundliche 
Mobilität entschieden.

KLIMAAKTIV

Österreichischer Klimaschutzpreis 2017

Mehr Infos auf  
www.klimaschutzpreis.at
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NATIONALRATSWAHL 2017

WARUM VERWENDEN SIE  
DAS LERNPROGRAMM?

Montagvormittag, im 
Haus in Sierndorf duf-
tet es nach Kaffee und 

Gemütlichkeit. Elisabeth Ferch-
länder, Beisitzerin in einer 
Wahlbehörde in der Gemeinde 
Sierndorf in Niederösterreich, 
sitzt am Küchentisch, den 
Laptop offen vor sich stehend, 
und redet über die Wahl am 
15. Oktober 2017, bei der die 
Abgeordneten für den Natio-
nalrat gewählt werden. „Wie 
bei jeder Wahl ist es wichtig, 
dass völlige Klarheit bei der 
Auszählung der Stimmen 
herrscht – bei der Arbeit in 
der Wahlbehörde muss jeder 
genau wissen, was zu tun ist“, 
sagt sie. 

„Bei uns in Sierndorf ist 
immer alles nach Vorschrift 
abgelaufen“, sagt Elisabeth 
Ferchländer. Dennoch denkt 
sie auch an die Zeit der 
Bundespräsidentenwahl 2016  
zurück, wo nicht alle Wahlbe-
hörden in Österreich korrekt 
gearbeitet haben. Für die 
damalige Wiederholung des 
zweiten Wahlganges hat das 

Innenministerium erstmals  
ein E-Learning-Programm zur 
Verfügung gestellt. Für die 
Nationalratswahl 2017 wurde 
das Online-Lernprogramm 
überarbeitet und erweitert. 
Die in Wahlbehörden tätigen 
Menschen sollen damit das 
notwendige Wissen für ihre 
Aufgaben erwerben oder fes-
tigen. „Es ist wichtig, dass die 
Wahlgesetze genau eingehal-
ten werden. Das setzt voraus, 
dass alle Menschen, die in 
Wahlbehörden arbeiten, bes-
tens informiert sind“, betont 
die Wahlbeisitzerin. „Anhand 
von Beispielen wird dieses 
Wissen in diesem Lernpro-
gramm veranschaulicht, das 
finde ich besonders gut“, sagt 
sie. Und mit Kontrollfragen 
könne man genau abschätzen, 

wie hoch der eigene Kennt-
nisstand schon sei. „Manches 
ist eine gute Wiederholung, 
einiges ist neu. Man lernt dazu 
und ist perfekt für die Wahl 
vorbereitet.“     

„Viele Gründe, daran teilzu-
nehmen.“ Das Lernprogramm 
besteht aus zwei Kursen 
und einem Modul über die 
Gültigkeit und Ungültigkeit 
von Stimmzetteln. Mitmachen 
kann jeder – ob Wahlleiter, 
Beisitzer, -zeuge, Vertrauens- 
oder Hilfsorgan. „Seit der 
letzten Nationalratswahl hat 
sich die Rechtslage zum Teil 
geändert – man kann von den 
Kursen also nur profitieren“, ist 
Elisabeth Ferchländer über-
zeugt. Sie würde daher jedem, 
der in einer Wahlbehörde tätig 

ist, empfehlen, das E-Learning-
Programm durchzuarbeiten. 
Man registriert sich, arbeitet 
die Fragen durch und erhält 
zum Schluss eine Bestätigung 
in Form eines Zertifikats, sagt 
sie. „Das alles ist sehr einfach, 
und man kann es tun, wann 
immer man Zeit hat und wo 
man will, sogar mit einem 
Laptop im Garten.“

Die Teilnahme am Lern-
programm ist freiwillig. Das 
Innenministerium empfiehlt 
allerdings allen in Wahlbehör-
den tätigen Menschen, das 
Online-Angebot zur Vorberei-
tung auf die Nationalratswahl 
am 15. Oktober 2017 zu 
absolvieren. 

Das E-Learning-Programm 
gibt es unter dem Link  
www.bmi-elearning.atFO
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„Man lernt dazu und 
ist perfekt für die Wahl 
vorbereitet.“  Elisabeth 

Ferchländer über einen 
Vorteil des Online-Kurses 

für Wahlbeisitzer.

Für die Nationalratswahl 2017 stellt 
das Innenministerium ein Lernpro-
gramm für Menschen zur Verfügung, 
die in Wahlbehörden arbeiten. Im Inter-
view erklärt Wahlbeisitzerin Elisabeth 
Ferchländer, warum es wichtig ist, am 
Online-Kurs teilzunehmen.

EN
TG

EL
TL

IC
H

E 
EI

N
SC

H
AL

TU
N

G 
D

ES
 B

U
N

D
ES

M
IN

IS
TE

RI
U

M
S 

FÜ
R 

IN
N

ER
ES

34  //  KOMMUNAL   10/2017

 INFOS AUS DEM BM.I  



Seit dem Jahr 2012 hat 
sich die Anzahl langzeit-
arbeitsloser Menschen 

über 50 Jahre – auf insgesamt 
50.000 – nahezu verdreifacht 
(+ 289 Prozent). Laut AMS-
Statistik gelang es im Jahr 
2015 nur in Einzelfällen, diese 
wieder in Arbeit zu bringen. 
Der Großteil dieser vermit-
telten Fälle wurde nur durch 
AMS-Förderungen ermöglicht.

Die vorhandenen Förderins-
trumente bieten für diese Grup-
pe zwar oft die einzige Möglich-
keit, wieder im Erwerbsleben 
Fuß zu fassen, allerdings bleibt 
die Wirksamkeit in den meis-
ten Fällen nur gering. Daraus 
ergibt sich ein dringender Be-
darf an zusätzlichen Beschäfti-
gungsmöglichkeiten für ältere 
Langzeitarbeitslose, der aktuell 
vom Markt nicht abgedeckt 
werden kann. 

Um welche Jobs geht es?
Es geht um zusätzliche Arbeits-
plätze, die in den jeweiligen 
Bereichen dringend gebraucht 
werden. Die Bandbreite reicht 

von administrativen Tätigkei-
ten in Schulen, über die Arbeit 
am Bauhof in den Gemeinden 
bis hin zur Alltagsbegleitung 
pflegebedürftiger Menschen. 
Welche Stellen genau ausge-
schrieben werden, hängt vom 
Bedarf der ArbeitgeberInnen 
und den Qualifikationen der 
TeilnehmerInnen ab.

Wo entstehen die neuen 
Jobs?
Es werden ausschließlich 
zusätzliche Jobs gefördert, die 
es sonst nicht geben würde. 
Die neuen Arbeitsplätze sollen 
in Gemeinden und gemeinde-
nahen Bereichen, in sozialen 
Unternehmen, in gemeinnüt-
zigen Organisationen und bei 
Bundesinitiativen entstehen.

Gerade in den Kommunen 
besteht oftmals ein Perso-
nalbedarf, der aufgrund der 
Stellenpläne oder aus finanzi-
ellen Gründen nicht abgedeckt 
werden kann. Die Bandbreite 
möglicher Anwendungsfel-
der reicht vom Sozialbereich 
(niederschwellige Service-

leistungen für Personen mit 
Unterstützungsbedarf, 
Kinderbetreuung etc.) über 
die Gestaltung des öffentli-
chen Raums (Parkbetreuung, 
Gebietsbetreuung etc.) oder 
Initiativen im Kultur-, Tou-
rismus- und Freizeitbereich 
(Sportanlagen, Pflege von 
Wanderwegen etc.) bis hin zur 
Daseinsvorsorge (Postannah-
mestellen, Mobilitätsservice, 
Nahversorgung etc.).

Österreichweit wird die Ak-
tion 20.000 ab 1. Jänner 2018 
umgesetzt. Zusätzlich wur-
den in allen Bundesländern 
sogenannte Modellregionen 
eingerichtet.

DIE AKTION 20.000

ARBEITSLOSIGKEIT DER  
GENERATION 50+ HALBIEREN

Die Modellregionen für die Aktion 20.000:
– Wien: bezirksübergreifendes Modell
– Niederösterreich: Baden
– Burgenland: Oberwart
– Steiermark: Deutschlandsberg, Voitsberg
– Oberösterreich: Linz, Urfahr-Umgebung
– Salzburg: Pongau
– Kärnten: Villach, Villach-Land, Hermagor
– Tirol: Innsbruck-Stadt, Innsbruck-Land
– Vorarlberg: Bregenz

MEHR INFOS 

www.sozialministerium.at/
aktion20000

www.ams.at/service- 
arbeitsuchende

www.ams.at/service- 
unternehmen

Die Aktion 20.000 ist eine Arbeitsmarkt- 
initiative des Sozialministeriums für  
Menschen über 50 Jahre, die seit mindes-
tens einem Jahr keine Arbeit haben. Für sie 
werden 20.000 neue Arbeitsplätze in ganz 
Österreich geschaffen. Ziel ist es, die Lang-
zeitarbeitslosigkeit in der Generation 50+ 
langfristig zu halbieren.
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GEMEINSAM.SICHER

MIT DEINER SCHULE
Die Bundessieger des Ideenwettbewerbs 
„GEMEINSAM.SICHER mit deiner Schule“ 
kommen aus Kärnten, Salzburg und dem 
Burgenland. 
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Am 26. Juni 2017 wurden in Wien 
die Bundessieger des Ideenwett-
bewerbs „GEMEINSAM.SICHER 

mit deiner Schule“ prämiert. Zahlreiche 
Ehrengäste zeigten sich beeindruckt 
vom Engagement und der Kreativität 
der Gewinnerinnen und Gewinner. In der 
Kategorie 1. bis 4. Schulstufe gewann die 
Volksschule Obervellach in Kärnten. Sieger 
in der Kategorie 5. bis 8. Schulstufe wurde 
das Gymnasium Seekirchen in Salzburg, 
in der Kategorie 9. Schulstufe bis Matura 
die Polytechnische Schule Oberwart im 
Burgenland.

„Sicherheit und Freundschaft“ hieß 
das Projekt der Volksschule Ober-
vellach, mit dem die Schülerinnen und 
Schüler die Jury überzeugen konnten. In 
der Volksschule wird großer Wert darauf 
gelegt, dass sich die Schülerinnen und 
Schüler gegenseitig unterstützen und 
ihren Alltag gemeinsam sicher gestalten. 
Beispielsweise helfen ältere Schülerinnen 
und Schüler ihren jüngeren Kollegen, 
sicher in die Schule zu kommen. Das 
Gymnasium Seekirchen überzeugte die 
Jury mit dem Projekt „Sozial- und Si-
cherheitstage“. In der letzten Schulwoche 
werden Workshops rund um das Thema 
Sicherheit abgehalten und Blaulichtor-
ganisationen besucht, mit dem Ziel, das 
eigene Umfeld gemeinsam sicher zu ge-
stalten. Gewaltsame Übergriffe zwischen 
österreichischen Schülern und Schülern 
mit Migrationshintergrund wurden in 
der Polytechnischen Schule Oberwart 
thematisiert, analysiert und aufgearbeitet. 
Workshops mit Vertreterinnen und Vertre-
tern von Polizei und Schulpsychologie und 
eine Kooperation mit der Friedensuniver-
sität Schlaining sollen den respektvollen 
Umgang miteinander in Zukunft unter-
stützen. Das Aufarbeiten dieses konkreten 
Problems überzeugte die Jury. 

„In dem Wort Verantwortung steckt 
das Wort Antwort. Ihr habt gemeinsam 
Antworten auf Probleme formuliert und 
so Verantwortung für euch selbst und an-
dere übernommen“, sagte Sicherheitsbot-
schafterin und ORF-Moderatorin Dr. Chris-
ta Kummer-Hofbauer. Das Engagement 
für Themen, die die Sicherheit betreffen, 

solle nicht mit dem Wettbewerb enden, 
sondern in der Familie, im Freundeskreis 
und später im Berufsleben und in der 
Partnerschaft weiter bestehen bleiben. 

Am Wettbewerb teilnehmen konnte 
man einzeln, in Gruppen oder mit der 
Klasse. Mitmachen konnten Schulen aus 
ganz Österreich sowie Menschen, die mit 
Schulen zu tun haben. Es gab bundesweit 
145 Einreichungen, die Landessieger-
ehrungen erfolgten bis Ende Mai in den 
Bundesländern. In jeder der drei Katego-
rien gab es auf Landesebene 500 Euro zu 
gewinnen. Die drei Siegerklassen wurden 
mit 1000 Euro Preisgeld belohnt und im 
Innenministerium zu einer Leistungs-
schau des Einsatzkommandos Cobra/DSE 
in Wien eingeladen. „Alle drei Siegerpro-
jekte zeichnen sich durch die intensive 
und kreative Auseinandersetzung mit 
der Thematik aus. Das sind Projekte mit 
Weitblick“, sagte der Leiter der Initiati-
ve „GEMEINSAM.SICHER in Österreich“, 
Generalmajor Gerhard Lang, der Teil der 
sechsköpfigen Jury war.

Der Wettbewerb wird im Schuljahr 
2017/18 wiederholt. Gefragt sind kreative 
Konzepte zum Thema Sicherheit in und 
um Schulen. Das Innenministerium freut 
sich über Einreichungen bis Ende März 
2018. Weitere Informationen gibt es un-
ter: www.gemeinsamsicher.at

Alle drei Sieger- 
projekte zeichnen sich 
durch die intensive 

und kreative  
Auseinandersetzung 

mit der Thematik 
aus.“

Generalmajor Gerhard Lang,  
Leiter der Initiative  

„GEMEINSAM.SICHER in Österreich“
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BAUMASCHINENMESSE
Gemeinden haben jetzt 
mehr Spielraum 
Seite 48

ELEKTROGERÄTE 
Leises Arbeiten hat nur 
Vorteile
Seite 54

GESTALTEN 
  & ARBEITEN
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O SOLE MIO -  
EFFEKTIVES STREUEN  

IM WINTERDIENST
Die Österreichische Forschungsgesellschaft  

Straße Schiene Verkehr hat die Erkenntnisse zum Thema  
„Effektive Salz- und Solestreuung“ in einer eigenen  

Publikation zusammengefasst. KOMMUNAL gibt einen 
Ein- und Überblick zu den Ergebnissen der Fachbeiträge. 
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tuationen kommen. Und jeder Lenker ist davon 
überzeugt, die richtige Salzstreumenge – inner-
halb der Minimalmenge von 5 g/m² bis zu der 
Maximalmenge von 40 g/m² – gewählt zu haben. 
Zudem zeigt die Erfahrung, dass aufgrund des 
medialen und rechtlichen Drucks eher höhere 
Salzmengen eingestellt werden, als  tatsächlich 
erforderlich wären. Daher wurde das Winter-
dienst-Forschungsprojekt „Optimierung der 
Feuchtsalzstreuung“ mit dem Ziel initiiert, die 
erforderlichen Salzstreumengen für vergleichba-
re Situationen zu definieren. Einige der Grund-
fragen waren daher „Wann sind das Schneeräu-
men und das Salzstreuen notwendig?“ und „Wie 
kann die optimale Salzstreumenge bestimmt 
werden?“. Darüber hinaus sollen die Lenker der 
Winterdienstfahrzeuge Entscheidungshilfen er-
halten, die ihnen diese raschen Entscheidungen 
während ihres Einsatzes dann auch ermöglichen.

Im Rahmen des Forschungsprojekts wurden 
anhand des entwickelten Streumodells mit den 
damit verbundenen Untersuchungen und Be-
rechnungsergebnissen sowie der Befragung von 
Winterdienstverantwortlichen folgende Grund-
sätze für den Winterdienst- und Streumittelein-
satz abgeleitet:

˹˹ Festgefahrener Schnee bzw. Eis auf der Fahr-
bahn kann durch Ausbringen von Streusalz 
nicht ausreichend schnell entfernt werden. 

D er Arbeitsausschuss Winterdienst der 
österreichischen Forschungsgesell-
schaft Straße, Schiene, Verkehr (FSV) 
arbeitet die in Österreich geltenden 
Richtlinien für den Winterdienst 

aus. In den vergangenen Jahren wurde darüber 
hinaus verstärkt im Bereich der Winterdienstfor-
schung gearbeitet. 

Mit dem Forschungsprojekt „Optimierung der 
Feuchtsalzstreuung“ wurde ein sowohl natio-
nal als auch international beachtenswertes und 
richtungsweisendes Forschungsprojekt durch-
geführt. Bearbeitet wurde dieses Forschungs-
projekt vom Institut für Verkehrswissenschaften 
der Technischen Universität Wien und finanziert 
von allen Bundesländern, der ASFINAG und 
dem Bundesministerium für Verkehr, Innova-
tion und Technologie. Die daraus gewonnenen 
Erkenntnisse in Zusammenhang mit dem Einsatz 
von Auftausalz im Winterdienst wurden für die 
praktische Anwendung in einem „Leitfaden für 
das Winterdienstpersonal“ zusammengefasst.

Ebenso beinhaltet die Ausgabe 14 der FSV-
Schriftenreihe aufschlussreiche Berichte zur 
effektiven Salz- und Solestreuung, Die Autoren 
sind Experten, die mit der Materie unmittelbar 
befasst sind. KOMMUNAL gibt im Folgenden 
einen kleinen Einblick in die wissenschaftlich 
evaluierten Erkenntnisse aus der Praxis, die in 
dem Band natürlich weitaus ausführlicher dar-
gelegt werden. Die gesamte Ausgabe 14 ist direkt 
bei der der österreichischen Forschungsgesell-
schaft Straße, Schiene, Verkehr (FSV) über deren 
Homepage www.fsv.at als Online-Version oder 
als gedruckte Ausführung erhältlich.  

Die Schneeräumung und Glättebekämp-
fung im Winterdienst liegt in Österreich für 
die Landesstraßen in der Verantwortung der 
Straßenverwaltungen der Bundesländer, für 
Autobahnen und Schnellstraßen in der Verant-
wortung der ASFINAG. Die definitiven Entschei-
dungen vor Ort über die aktuellen Salzmengen 
bei der Salzstreuung liegen schlussendlich bei 
den einzelnen Lenkern der Winterdienstfahr-
zeuge. Aufgrund ihrer visuellen Einschätzung 
des aktuellen Straßenzustands stellen sie die 
jeweiligen Salzstreumengen ein. Dadurch kann 
es in der Praxis durchaus zu völlig unterschied-
lichen Salzstreumengen bei vergleichbaren Si-

 
 DOWNLOAD-TIPP 

Die gesamte For-
schungsarbeit „Opti-
mierung der Feucht-
salzstreuung“ ist in 
einem 117-seitigen
Bericht zusammen-
gefasst. Auf der 
Homepage des Bun-
desministeriums für 
Verkehr, Innovation 
und Technologie ist sie 
herunterzuladen:
http://www.bmvit.
gv.at/service/publikati-
onen/verkehr/
strasse/downloads/
feuchtsalzstreuung.pdf

WINTERDIENST

40  //  KOMMUNAL   10/2017

 GESTALTEN & ARBEITEN 



Detailliert ausgeführt werden in der Publika-
tion der FSV mehrere Untersuchungen zur Op-
timierung des Streuens mit erhöhtem Soleanteil. 
Markus Hoffmann vom Institut für Verkehrs-
wissenschaften der Technischen Universität 
Wien berichtet ausführlich über Ausgangslage, 
Wirkmechanismen, Restsalzmessung und die 
Grundlagen zur Streuung mit erhöhtem Solean-
teil. Hoffmann geht den Fragen nach, ob und wie 
es möglich ist, die hohen Streu- und Austra-
gungsverluste zu verringern. Was sind in dieser 
Hinsicht die Potenziale eines erhöhten Solean-
teils (FS50, FS70)? Welche Möglichkeiten und Die Beseitigung muss daher grundsätzlich 

zuerst mechanisch vor dem Streuen erfolgen.
˹˹ Feuchtsalzstreuung weist geringere Streuver-
luste und ein besseres Streubild als Trocken-
salzstreuung auf und ist daher bevorzugt 
anzuwenden.

˹˹ Die taubare Schneemenge ist aus physikali-
schen Gründen begrenzt, weshalb bei starken 
Schneefällen und tiefen Temperaturen eine 
schnee- bzw. eisfreie Fahrbahn auch in sehr 
kurzen Streuintervallen (<60 min) nicht auf-
rechterhalten werden kann.

˹˹ Werden die Streuintervalle dennoch weiter 
verkürzt, steigen die Kosten ohne wesentliche 
Verbesserung des Straßenzustandes an.

˹˹ Es ist daher nur so viel Salz auszubringen, wie 
tatsächlich notwendig ist. Größere Streu-
mengen führen zu überproportional höheren 
Kosten, ohne dass dadurch die Fahrbahnver-
hältnisse entscheidend verbessert werden.

˹˹ Die Streufahrten sind zeitlich so festzule-
gen, dass die Strecke schon vor Beginn eines 
Niederschlagsereignisses ausreichend gestreut 
wurde (ca. 5–10 g/m² präventives Streuen 
max. 1–2 h vor Niederschlag).

˹˹ Die jeweiligen Anforderungen an den Win-
terdienst aufgrund von Normen und Gesetzen 
sowie die sich daraus ergebenden erforder-
lichen Betreuungszeiträume und Mindestum-
laufzeiten sind einzuhalten.

Schneefall, Eisdicken von über 0,3 mm,  oder 
gar festgepresster Schnee erfordern Dosier-
mengen von mehr als 20 g/m².  
Es kann sogar sein, dass mehrmals die  
Strecke abgestreut werden muss.  
Eine Reduzierung des Soleanfeuchtungs-
grades auf unter 30  % bis hin zu 15  % ist 
zwingend.

WINTERDIENST

KOMMUNAL   10/2017  //  41

 GESTALTEN & ARBEITEN 



Potenziale weist eine reine Solestreuung (FS100) 
auf?  Gibt es Besonderheiten bei Streuungen mit 
erhöhtem Soleanteil, und was ist jedenfalls bei 
der Anwendung zu beachten? Ist eine Streuung 
mit erhöhtem Soleanteil mit den bestehenden 
Streuautomaten und der Ausrüstung abdeckbar, 
und wo besteht Investitionsbedarf? Was sind die 
Erfordernisse, mögliche Kosten und Einspar-
potenziale bei einer möglichen Umsetzung der 
Streuung mit erhöhtem Soleanteil? 

Die dahingehenden Untersuchungen für das 
LandNiederösterreich sowie andere Projekt-
partner kommt zu einer Reihe von nützlichen 
Erkenntnissen. So waren die Streubilder relativ 
ungleichmäßig – ohne sorgfältig justierte und 
regelmäßig optisch kontrollierte Streugeräte 
ist ein gezielter Winterdienst also nur schwer 
möglich. Beispielsweise wird eine Ausrichtung 
der Streubreite in Richtung Fahrbahnmitte mit 
einem Abstand von ca. 0,5 m zum Fahrbahnrand 
empfohlen, da das Salz nach außen wandert. 

Unter Einfluss von Verkehr und Wind nimmt 
mit der Zeit die Restsalzmenge sukzessive stark 
ab, wobei das Restsalz aus der Rollspur Richtung 
Fahrbahnrand wandert. Die Restsalzmenge bei 
umgebauten Streuern für FS 50 und FS 70 liegt 
bei Ø 50 % und ist damit deutlich höher als bei 
FS30 mit Ø 35 %. Bei neuen Kombinationsstreu-
geräten ergeben die Restsalzmessungen bei FS100 
ebenfalls deutlich bessere Werte, dafür sind die 
Ergebnisse bei FS 30 schlecht. Diese schlechten 

Ergebnisse bei FS 30 können nur plausibel auf 
Abweichungen zwischen eingestellter und aus-
gebrachter Streumenge zurückgeführt werden. 
Der Umbau bestehender Streuer für FS 50 und FS 
70 kann deutliche Einsparungen bringen und ist 
vergleichsweise kostengünstig möglich.

Reine Solestreugeräte sind ideal für die 
Präventivstreuung, weisen jedoch Einschrän-
kungen in Hinblick auf Reichweite und extreme 
Schneefälle auf. Bei Kombistreuern bestehen 
diese Nachteile nicht, jedoch besteht hier noch 
vielfach Optimierungspotenzial und die Preise 
sind fallweise noch relativ hoch.
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Bei Temperaturen bis –5° C und in der Prä-
ventivstreuung ist es möglich, dass der Salzver-
brauch bei erhöhtem Soleanteil um 20–50% re-
duziert werden kann. Für den Einsatz bei tieferen 
Temperaturen sind Untersuchungen erforderlich; 
praktische Erfahrungen dazu liegen vom Bun-
desland Salzburg bereits vor. Die Höhe der Ein-
sparungen hängt von der individuellen Situation 
der Straßenmeisterei sowie von der vorhandenen 
Ausstattung und den notwendigen Investitio-
nen ab. Die geringen Kosten für die Umrüstung 
bestehender Streuer auf FS50 und FS70 sowie 
der potenzielle Nutzen sprechen jedenfalls für 
diese Technologie. Bei Umstellung sind jedenfalls 

dringend entsprechende Schulungen und ein 
„Herantasten“ an eine optimale Streumenge von 
der sicheren Seite zu empfehlen.

Neben Hoffmanns Artikel finden sich in dem 
Heft der FSV weitere Berichte über Erfahrungen 
aus der Praxis, mit besonderem Fokus auf Sole- 
bzw. Flüssigstreuung. Peter Nutz von der Wiener 
MA 48 steuert Erkenntnisse über die Solestreu-
ung im urbanen Bereich bei, Peter Sittsam und 
Franz Bogensperger von der Landesstraßenver-
waltung Salzburg tun das gleiche, allerdings für 
den ländlichen Raum, und Heimo Maier-Farkas 
berichtet über die Strategien mit der Solestreu-
ung der ASFINAG. Beiträge aus Bayern und der 
Schweiz liefern Erkenntnisse von jenseits der 
Staatsgrenzen und runden das Bild ab. Beson-
dere Aufmerksamkeit gehört abschließend der 
Streugerätetechnik.       

Den Betreibern von Streumaschinen wird 
empfohlen, ein besonderes Augenmerk auf 
korrekt eingestellte Maschinen zu richten. Nicht 
richtig eingestellte Streumaschinen verursachen 
ein nicht korrekt ausgeführtes Streuergebnis. 
Falsch eingestellte Streustoffverteiler können 
dazu führen, dass der Streustoff nur auf einen 
Teil der Fahrbahn oder gar größtenteils an den 
Straßen rand gestreut wird. In der Folge entsteht 
ein erhöhtes Unfallrisiko. Falsch dosierende 
Streumaschinen haben sehr schnell eine Ab-
weichung von plus/minus 30 % bis gar 50 %. Zu 
viel gestreuter Streustoff ist in höchstem Maße 

Bei der Salz-
streuung mit 
herkömmlichen 
Feuchtsalzstreu-
ern (Ausbringung 
über Streuteller) 
liefert die FS 50- 
Streuung ein  
gleichmäßigeres 
Streubild als die 
FS 30-Streuung.
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 PITTERS KOMMUNALTREND 

DR. HARALD PITTERS IST TRENDEXPERTE UND  KOMMUNALFORSCHER

In dieser Ausgabe von KOMMUNAL 
steht das Thema Winterdienst im 
Mittelpunkt. Auch wenn 

die letzte Hitzewelle noch 
in bester Erinnerung ist, 
wird auch dieses Jahr der 
Winterdienst für sämt-
liche Beteiligten eine 
echte Herausforderung 
darstellen. In vielen Ge-
meinden wurden schon 
frühzeitig die Weichen für 
den kommenden Winter 
gestellt. Es bedarf einer vorausschau-
enden Planung für jegliche Eventuali-
täten, um im Ernstfall bestens gerüstet 
zu sein. Die Wartung der Fahrzeuge, 
Einsatz- und Ressourcenplanung sowie 
die Abklärung rechtlicher Fragen sind 
nur einige Punkte, die rechtzeitig erfüllt 

werden müssen. Außerdem führen die 
klimatischen Veränderungen zu not-

wendigen Anpassungen in den 
Gemeinden. Wetterextreme, 
wie etwa plötzlich eintretende 
große Schneemengen, sind 
keine Seltenheit und müssen 
bei der Planung berücksichtigt 
werden. 

Die Unvorhersehbarkeit der 
Niederschläge und Wetter-
umschwünge erfordern große 
Flexibilität bei den Gemein-

demitarbeitern, die zu jeder Tageszeit 
für die Räumung zur Verfügung stehen 
müssen. Dabei müssen die Wege zur 
Arbeit, zur Schule, zu den öffentlichen 
Einrichtungen oder zu den Geschäften 
des täglichen Lebens jederzeit für die 
Bevölkerung sicher zu benützen sein. 

Der aktuelle Pitters  KOMMUNALTrend 
zeigt, dass Streumitteleinsätze zu 
erheblichen Umweltproblemen führen 
können. Daher sollte eine sachgemä-
ße Ausführung eben dieser Dienste an 
oberster Stelle stehen. Dies alles unter 
einen Hut zu bekommen, erfordert von 
den Verantwortlichen ein hohes Maß 
an technischem Know-how, Erfahrung 
und Flexibilität. Doch die letzten Jahre 
haben gezeigt, dass die Gemeinden 
hervorragend auf bekannte Probleme 
und kurzfristige Veränderungen reagie-
ren und somit für einen nachhaltigen 
Winterdienst sorgen, der auch in der 
Bevölkerung mit hoher Wertschätzung 
verbunden ist.

Winterdienst als ganzjährige Herausforderung

 office@pitters.at
www.pitters.at

Im  
Winterdienst  
ist außer- 
ordentliche 
Flexibilität 
gefragt.“

Bei drohender Reifglätte ist ein präventiver Einsatz mit Sole sehr zu empfehlen, 
denn sie haftet fest auf der Fahrbahn und ist weitgehend vor Verwehungen und 

Abtragungen durch Fahrzeugbewegungen unempfindlich. Bei einsetzendem Tau-
niederschlag und entsprechender Unterkühlung bleibt die Fahrbahn eisfrei.

unwirtschaftlich, zu wenig gestreuter Streu-
stoff kann die Glättegefahr im Zweifelsfall nicht 
beseitigen.

Es wird daher dringend angeraten vom 
Hersteller Zertifikate entsprechend der Europä-
ischen Norm EN 15597 Teil 1 und Teil 2 für die zu 
beschaffenden Streumaschinen zu fordern. Eine 
jährliche Geräteprüfung, bei der alle Funktionen 
überprüft werden, inklusive einer Dosier- und 
Querverteilungsprüfung, wird ebenso emp-
fohlen wie die Schulung von Einsatzleitern des 
Bedien- und Werkstattpersonals.

Zusammengefasst ist klar: Feuchtsalz und 
Flüssigstreuung mit Solelösungen sind ein effek-
tives und effizientes Mittel für den Winterdienst. 
Sowohl präventiv als auch im Akuteinsatz. 
Entscheidend für ihren sinnvollen Einsatz sind 
die Wahl des richtigen Mittels, abgestimmt auf 
die jeweilige Straßen- und Witterungslage, die 
Kenntnis der physikalischen Zusammenhänge, 
sowie sorgsam gewartete und eingestellte Gerät-
schaften. 
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TESTEN GARANTIERT ZUFRIEDENHEIT

MEHR ALS 600 TEILNEHMER BEI LINDNERS 
LDRIVE ROADSHOW

Von März bis zum Som-
mer 2017 gastierte die 
LDrive-Roadshow von 

Lindner in Österreich, Deutsch-
land, der Schweiz und Südtirol. 
Mehr als 600 Besucher aus 
dem Agrar- und Kommunal-
bereich nutzten die Gelegen-
heit, den stufenlosen Lintrac 
und den Unitrac 112 LDrive 
Probe zu fahren. Im Mittel-
punkt stand die besonders 
einfache LDrive-Bedienung der 
Maschinen. „Wir haben sehr 
positive Rückmeldungen zum 
Fahrverhalten bekommen. Vor 
allem das sanfte Schalten ist 
gut angekommen“, bilanziert 
Geschäftsführer Hermann 
Lindner. Ein weiterer Plus-
punkt für die Besucher war 
die geringe Lautstärke in der 
Fahrerkabine – diese liegt bei 
maximal 74 dB.

Gewinnspiel: Unitrac 112 
LDrive zwei Monate lang 
testen. Im Rahmen der 

LDrive-Roadshow gab es auch 
etwas zu gewinnen. Über 
den Hauptpreis freuen sich 
der Südtiroler Landwirt Alois 
Hermann Aichner aus dem 
Sarntal und die Gemeinde 
Semmering. Beide dürfen den 
neuen Unitrac 112 LDrive zwei 
Monate lang kostenlos testen.

Die Serienproduktion des 
neuen Transporters startete im 
Juni. Technisches Highlight im 

Unitrac 112 LDrive ist das leis-
tungsverzweigte CVT-Getriebe, 
das Lindner mit ZF entwickelt 
hat und selber baut. Der  
Unitrac 112 LDrive fährt 
stufenlos von – 20 bis 50 km/h 
mit reduzierter Motordrehzahl, 
alle Einstellungen erfolgen 
über die aus dem Lintrac 
bekannte LDrive-Armlehne. 
Die Nutzlast des Transporters 
beträgt sechs Tonnen.

TracLink erkennt Geräte. 
Die Besucher der LDrive-Road-
show informierten sich auch 
über das TracLink-System, das 
Lindner beim neuen Unitrac 
und beim Lintrac anbietet. 
TracLink erkennt jedes Gerät, 
das angebaut wird. Das Sys-
tem unterstützt den Fahrer, die 
richtige Einstellung zu finden. 
Außerdem erinnert TracLink 
an wichtige Prüfungen oder 
Servicearbeiten wie einen Öl-
wechsel. Daher gibt es für den 
Unitrac 112 LDrive und den 
Lintrac 90 mit TracLink drei 
Jahre Garantie. Optional kann 
auf bis zu sechs Jahre Garantie 
verlängert werden.Ein weiterer 
Pluspunkt für Profifahrer ist 
das digitale Fahrtenbuch.

Besucher hatten die Möglichkeit, die einfache Bedienung von  
Lintrac und Unitrac aus erster Hand zu testen. Die Tester stri-
chen das komfortable Schalten und die geringe Lautstärke in 
der Kabine als Pluspunkte hervor.

KONTAKT 
Lindner im Internet:  
www.lindner-traktoren.at

DAS STUFENLOS
PROGRAMM VON
LINDNER

33
MIT

* Lindner gewährt auf Neufahrzeuge mit Stufenlosgetriebe (Lintrac 90 & Unitrac 112 LDrive) in Verbindung mit dem TracLink-System 3 Jahre Garantie

Der Beste am Berglindner-traktoren.at



MASCHINENRING

SICHER DURCH  
DEN WINTER
Ob Schneefall, Blitzeis oder Tauwetter: Im Win-
ter ist rasches Handeln gefragt. Der Maschinen-
ring bietet Kommunen, Unternehmen und Pri-
vaten diese Sicherheit.

Der Maschinenring arbei-
tet mit lokalen Landwir-
ten und Personal aus 

dem ländlichen Raum. Sie ken-
nen die Gegebenheiten vor Ort 
und übernehmen selbstständig 
und verlässlich alle Aufgaben: 
Den Räumdienst für Straßen, 
Gehsteige und Parkflächen, 

Streudienste oder auch Spezial-
leistungen wie Tauwetterkon-
trolle, Dachräumungen oder 
Schneefräsearbeiten. Geräte 
auf dem neuesten Stand der 
Technik unterstützen diese 
Winterdienst-Profis. 

Der Maschinenring bietet 
einen Rund-um-die-Uhr-Ser-

vice und ist somit 24 Stunden 
im Einsatz. 84 Geschäftsstellen 
in ganz Österreich koordi-
nieren und organisieren den 
Winterdienst für Gemeinden, 
Unternehmen und private 
Haushalte. Mehrmals täglich 
wird die Witterungs-/Wettersi-
tuation analysiert und direkt 

an die Dienstleister weiterge-
leitet. Dadurch sind schnelle 
und  schlagkräftige Maßnah-
men garantiert. Zusätzlich 
übernimmt der Maschinenring 
die Haftung für betreute 
Flächen. 

Ein weiterer Vorteil der 
Betreuung durch den Maschi-
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RENEXPO® 
INTERHYDRO
Die Europäische Wasserkraftmesse mit Kongress

125 Aussteller
2.500 Besucher
500 Kongressteilnehmer

29. - 30. November 2017 
Messezentrum Salzburg
Freikarte:
www.renexpo-hydro.eu/at/
freikarte/kommunal

Schirmherrschaft



Die laufende Analyse der 
Wettersituation durch den 
Maschinenring garantiert 
schnelle und schlagkräftige 
Maßnahmen. 

nenring ist, dass kein Zeitauf-
wand und keine Kosten für 
die Abstellung von eigenen 
Mitarbeitern für Schneeräu-
mung und Streuung anfallen. 
Zusätzlich wird laufend in mo-
dernste Technik (wie Impuls-
streuer etc.) investiert, was den 
Streusalzverbrauch und damit 

die Kosten reduziert. Auch das 
richtige Streumittel ist ent-
scheidend: Beispielsweise wird 
Feuchtsalz (Sole) vorwiegend 
präventiv eingesetzt. So werden 
Splittstreuungen und -kehrun-
gen eingespart und die Fein-
staubbelastung wird reduziert. 
In der Gemeinde St. Stefan/
Stainz hat der Maschinenring 
Deutschlandsberg mittlerwei-
le vier Sole-Geräte auf den 
Straßen im Einsatz. Geschäfts-
führer Josef Dokter:  „Wir sind 
vom wohldosierten Einsatz von 
Sole auf unseren Straßen und 

Gehsteigen überzeugt. Nicht 
nur, dass diese umweltscho-
nender ist, sie kann bereits 
vorbeugend eingesetzt werden. 
Sobald uns ein Wettereinbruch 
bekannt ist, können wir Sole 
ausbringen. Auch der Gefrier-
punkt von –11°C liegt tiefer als 
der von Salz.“

Die Winterdienst-Buchung 
ist immer möglich. Gemein-
sam mit dem Kunden werden 
die Eckdaten (Streugut, 
Zeitraum) fixiert. Abgerech-
net wird pauschal oder nach 
Aufwand.

MASCHINENRING:  
STARK IN DER REGION
Mit 84 Geschäftsstellen 
österreichweit ist der Ma-
schinenring in allen Regi-
onen verwurzelt. Er bietet 
seinen Mitarbeitern sichere 
Arbeitsplätze in der Nähe 
ihres Wohnorts. Für viele 
Landwirte ist die Arbeit 
über den Maschinenring 
eine wertvolle Zuverdienst-
möglichkeit, damit bleibt 
die Wertschöpfung in der 
Region. Das wissen auch 
Gemeinden zu schätzen 
und setzen verstärkt auf 
die fachliche Kompetenz 
sowie die Ortskenntnis, die 
die Maschinenring-Winter-
dienstleister mitbringen.
www.maschinenring.at
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Josef Dokter, 
Geschäftsführer 
Maschinenring 
Deutschlands-
berg, ist von Sole 
überzeugt.

HAUER: FRÜHBEZUGSKONDITIONEN FÜR WINTERGERÄTE

DER WINTER KOMMT ZURÜCK

M it mehr als 40 Jahren 
Erfahrung in der Ent-
wicklung von Kom-

munalgeräten bietet Hauer 
hochwertige Winterdienst- 
geräte für den Profi-Einsatz.  
Für alle Frühbesteller gibt es 
sämtliche Wintergeräte von 

Hauer jetzt noch zu Früh- 
bestellkonditionen: Schnee-
schilder, SRS-Schneepflüge, 
VS-L Vario-Schneepflüge  
und TS-2 Salz- und Splitt-
streuer.

Die Hauer Frühbezugs- 
konditionen sind auf sämtli-

che Wintergeräte noch bis  
31. Oktober 2017 gültig  
und können bei allen  
Hauer Premium- und Service-
partners beziehungsweise 
dem Landmaschinenfach-
handel in Österreich eingelöst 
werden.

KONTAKT 
Weitere Informationen unter 
www.hfl.co.at
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Der Winter
kommt zurück!

Sichern Sie sich Ihr persönliches Angebot 
bei Ihrem Hauer Premium- und ServicePartner 
oder Ihrem Hauer-Fachhändler.

Franz Hauer GmbH & CoKG | A-3125 Statzendorf | www.h� .co.at
INNOVATION MIT TRADITION FÜRS LEBEN.

Frühbezugspreise für 
sämtliche Wintergeräte.
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Die MAWEV Show ist Österreichs bedeutendste Messe für Baumaschinen 
und –fahrzeuge. 2018 findet sie erstmals in St. Pölten statt. 

Die Konjunktur hat zuletzt stark angezogen. 
Wie wirkt sich das auf die Baubranche aus?
Egger: Wir erhalten derzeit starke Wachstums-
signale. Nachdem in den letzten Jahren die Lage 
in Deutschland besser war als in Österreich 
hoffen wir, dass wir jetzt aufholen können. 

Das Kommunalinvestitionsgesetz soll helfen, 
die kommunale Infrastruktur zu modernisie-
ren. Merkt man in der Baubranche schon, dass 
jetzt mehr Geld vorhanden ist?
Egger: Seit Beschluss des Gesetzes ist noch nicht 
genügend Zeit vergangen, um das seriös beurteilen 
zu können. Aber wenn man durch das Land fährt, 
dann merkt man, dass zahlreiche infrastrukturelle 
Maßnahmen gesetzt werden. Natürlich könnte das 
auch auf die bevorstehende Wahl zurückzuführen 
sein, aber ich glaube eher, dass sich das tatsächlich 
auf das Kommunalinvestitionsgesetz zurückführen 
lässt. Denn die Gemeinden haben dadurch jetzt 
mehr Spielraum als in den letzten Jahren. 

Einerseits ist es gut, dass der Rückstau bei 
Infrastrukturprojekten abgebaut wird, ande-
rerseits wird immer wieder davor gewarnt, 
dass zu viel Boden verbraucht wird. Es kann ja 
auch nicht im Sinn der Bauwirtschaft sein, dass 
Österreich „zugepflastert“ wird.

Sedlacek: Vielfach wird derzeit nicht etwas 
Neues gebaut, sondern es werden Sanierungsar-
beiten durchgeführt, die schon lange notwendig 
waren. Natürlich werden aber vereinzelt auch 
Gemeindestraßen besser ausgebaut, Fahrrad-
wege errichtet oder das Kanalsystem verbessert 
– das sind wichtige Investionsmaßnahmen, die 
dazu führen sollen, dass die Menschen auch 
weiterhin in den Gemeinden wohnen bleiben.
Egger: Es ist ja so, dass dort, wo mehr gebaut 
wird, auch die Grundstückspreise steigen. Da-
durch reguliert sich der Markt von selbst. Ich 
glaube aber, dass eine straffere Handhabung der 
Flächenwidmung notwendig und teilweise auch 
schon erkennbar ist.
Erker: Im Sinne einer vernünftigen Entwicklung 
müssen Baumaßnahmen möglich sein. Alleine 
schon aufgrund des Klimawandels werden Bund, 
Land und Gemeinden zukünftig mehr bauen 
müssen.

Was erwarten Sie sich von der neuen Bundes-
regierung?
Egger: Wir benötigen eine umfassende Steuer-
reform. Ziel muss es sein, die Gesamtsteuerbe-
lastung zu verringern. Die Jahre, wo man trotz 
einer guten Konjunktur die Steuerschaube noch 
weiter angezogen hat, müssen vorbei sein. 

INTERVIEW

„DIE GEMEINDEN HABEN 
JETZT MEHR SPIELRAUM“
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Ein weiterer wichtiger Punkt wäre eine Verwal-
tungsreform. Es gibt viele Gutachten dazu, aber 
trotzdem ist nie etwas passiert. Daher bin ich 
skeptisch, ob jetzt endlich etwas gemacht wird. 
Und ein weiteres Anliegen betrifft vor allem un-
sere Branche: Wir brauchen eine Anpassung des 
Arbeitszeitgesetzes. Wir würden uns wünschen, 
dass in Ausnahmefällen ein Zwölf-Stunden-
Arbeitstag möglich ist – natürlich bei voller 
Bezahlung der Überstunden.
Sedlacek: Das sehen auch die Mitarbeiter so. 
Viele sind noch jung und wollen gerne mehr 
arbeiten und mehr verdienen, aber man lässt sie 
nicht! Leider sind diesbezügliche Gespräche der 
Sozialpartner bisher gescheitert. 
Erker: Wenn ein Baulos fertiggestellt werden 
muss, braucht man mehr Arbeitnehmer, aber es 
gibt immer auch Zeiten, wo weniger zu tun ist. 
Daher brauchen wir ein flexibles Arbeitszeitmo-
dell.
Ein weiteres Problem vor dem wir stehen ist, 
dass Projekte, die fertig geplant sind, aus Kos-
tengründen nicht umgesetzt werden können. 
Egger: Oft scheitert es am politischen Willen, 
etwa beim Bau der Wiener Außenringautobahn. 

Die MAWEV findet 2018 erstmals in St. Pölten 
statt. Warum hat man sich für diesen Standort 
entschieden?
Erker: Die Veranstaltung fand früher in Enns am 
dortigen Hafen statt. Nach dem Verkauf eines 
großen Teils des Areals konnten wir uns mit den 
dortigen Betreibern nicht auf eine für uns ideale 
Lösung einigen. Wir waren daher froh, das neue 
Gelände in St. Pölten-Wörth zu finden. Dort 
haben wir alles auf einer Fläche. Das wäre am 
Ennshafen nicht mehr möglich gewesen. 
Egger: In St. Pölten ist auch die Verkehrsanbin-
dung ideal, weil das Grundstück an einer Bun-
desstraße liegt und es auch nicht weit zur West-
autobahn ist. Ein weiterer Vorteil des Standorts 
ist die Nähe zum Zentralraum Wien. 

Welche Attraktionen wird es auf der MAWEV 
Show zu sehen geben?
Erker: Unsere Aussteller werden wieder ein 
umfangreiches Sortiment präsentieren, von dem 
Vieles auch für Gemeinden interessant ist – etwa 
Spezialmaschinen für den kommunalen Einsatz 
mit unzähligen Anbaugeräten. Ein interessantes 
Angebot ist die Möglichkeit, Lkw auf einem ei-
genen Testgelände fahren zu können. Gerade für 

Gemeinden interessant ist sicher auch das große 
Angebot im Reparatur- und Servicebereich. 

Auf derartigen Veranstaltungen ist Sicherheit 
ein wichtiges Thema. Welche Vorkehrungen 
wurden da getroffen?
Erker: Das Gelände ist eingefriedet und die 
Besucher werden registriert, sodass niemand 
Unbefugter das Gelände betreten kann.
Besucher, die Maschinen testen wollen, müssen 
im Vorfeld einen Sicherheitspass ausfüllen. Man 
braucht natürlich auch den jeweils notwendigen 
Führerschein bzw. die Qualifikation, um eine 
Maschine zu bedienen. 
Zotter: Die Aussteller haben sich auch verpflich-
tet zu kontrollieren, ob jemand in der Lage ist zu 
fahren. Denn selbstverständlich muss gewähr-
leistet sein, dass nicht jemand, der etwa alkoho-
lisiert ist, eine Maschine bedient. 

Wie sieht es mit dem Nachwuchs in der Bau-
branche aus – sowohl was Lehrlinge als auch 
zukünftige HTL-Absolventen betrifft?
Egger: Leider mangelt es an Lehrlingen, daher 
kümmern wir uns sehr um den Nachwuchs. So 
veranstalten wir etwa jährlich einen Lehrlings-
wettbewerb für Baumaschinentechniker. 
Der Beruf ist schwierig und hat hohe Anfor-
derungen, weil viele Fachgebiete beherrscht 
werden müssen – etwa Elektrik und Elektronik. 
Wenn man die lange Ausbildung absolviert hat, 
ist man ein hochgefragter Spezialist und hat 
auch viele Aufstiegsmöglichkeiten. 

Welche Baumaschinen werden von Gemeinden 
am stärksten nachgefragt? 
Egger: Früher wurden vor allem Baggerlader 
verkauft, die als Vielzweckgeräte eingesetzt 
werden, aber vielfach nicht die ideale Lösung 
sind. Seit einiger Zeit gibt es den Trend zu 
Spezialmaschinen. Man braucht zwar mehrere 
Maschinen, die aber für die jeweilige Aufgabe 
effektiver eingesetzt werden können.
Sedlacek: Die Gemeinden übernehmen heute 
auch größere Arbeiten, für die man leistungsfä-
higere Maschinen braucht. 
Erker: Gemeinden müssen flexibel sein. Wenn 
irgendwo der Asphalt aufbricht, dann kann man 
nicht eine Ausschreibung machen, sondern die 
Gemeinde muss in der Lage sein, das selbst zu 
reparieren. Dafür braucht man die richtigen 
Maschinen. FO
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Gerade für 
Gemeinden  
ist sicher  
das große  
Angebot im 
Reparatur- 
und Service-
bereich inter-
essant.“
Siegfried Erker, Grazer 
Messe, zuständig für die 
Veranstaltung
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Ich schätze 
bei Kommunal-
bedarf.at vor 
allem das breite 
Sortiment und 
den einfachen 
Bestellvorgang.“
Harald Rechberger, 
Gemeindebediensteter 

Kunden sind begeistert
Eine überaus hohe Kun-
denzufriedenheit verzeich-
net Österreichs führender 
Online-Marktplatz für 
sämtliche Waren, die Ge-
meinden benötigen. Kommu-
nalbedarf.at lautet der Name 
der Plattform, die vor allem 
für ihr intelligentes Benut-
zermanagement geschätzt 

wird. Auch die große Auswahl 
erfreut sich großer Beliebtheit: 
“Ich schätze bei kommunal-
bedarf.at vor allem das breite 
Sortiment und den einfachen 
Bestellvorgang“, sagt Harald 
Rechberger, der als Gemein-
debediensteter aus der Steier-
mark bereits seit längerem die 
Möglichkeiten nutzt, die ihm 

das speziell auf Kommunen 
zugeschnittene Tool bietet.  
Der junge Mitarbeiter ist sehr 
zufrieden und hat auch seine 
Kollegen überzeugt, die Platt-
form zu verwenden, denn so 
nützt man ihre Vorteile erst 
voll aus.   

www.kommunalbedarf.at
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Vom Handy bis zum 
E-Bike treiben leistungs-
starke Lithium-Akkus 

unsere modernen Elektro-
geräte an. Wenn die Geräte 
allerdings nicht mehr einsatz-
fähig sind, bedarf es bei der 
Sammlung und Entsorgung 
besonderer Sorgfalt, da mit 
steigender Energiedichte bei 
einem Kurzschluss gleichzeitig 
die Gefahr von Bränden steigt. 

In der Anfang Oktober 
2017 in Kraft tretenden Abfall-
behandlungspflichtenverord-
nung ist neben dem Abkleben 

der Pole und dem Verpacken 
schadhafter Batterien in 
Kunststoffbeutel beispiels-
weise auch die Lagerung 
in eigenen Metallgebinden 
vorgesehen. 

Die umweltbewusste Ver-
wertung der Lithium-Akkus 

und -Batterien ist uns als 
UFH ein besonderes Anliegen. 
Unsere Spezialisten kümmern 
sich gewissenhaft um die Um-
setzung dieser Verordnung. 
Mit unseren Sammelstellen in 
ganz Österreich können wir 
bei der Sammlung außerdem 

auf eine hervorragende Infra-
struktur zurückgreifen. 
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UMWELTBEWUSSTE VERWERTUNG VON AKKUS UND -BATTERIEN 

UFH: LITHIUM-AKKUS RICHTIG SAMMELN 
UND VERWERTEN

KONTAKT 

UFH Holding GmbH
A-1060 Wien
Mariahilfer Straße 37–39
 
Tel.: (+43.1) 588 39.0 
E-Mail: office@ufh.at 
Web: www.ufh.at
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Neues Nutzfahrzeug gefällig?

Mobilien Leasing

Schonen Sie Ihr Budget 
und leasen Sie bequem 
das neue Feuerwehrauto, 
die Straßenkehrmaschine 
oder den neuen Schnee-
pflug und Co. 

BKS-Leasing Gesellschaft m.b.H., T: (0463) 5858-691, E: leasing@bks.at, www.bks-leasing.at



Begriffe wie Baumsterben, 
Zerstörung von Grünflä-
chen, Schädigung von 

Hausfassaden und Belastun-
gen durch Staub beherrschen 
die Diskussion, wenn es um 
die Entscheidung zwischen 
Splitt oder Salz beim Win-
terdienst geht. So stellen die 
richtige Auswahl des Streu-
mittels und dessen Dosierung 
nach wie vor eine Herausfor-
derung für Straßenmeistereien 
und Hausbesorger dar. Das 
Allheilmittel wurde noch nicht 
gefunden. 

Auf die richtige Wahl 
kommt es an! Die Wahl des 
richtigen Streumittels ist 
immer eine Frage der Rah-
menbedingungen. Die falsche 
Anwendung von Splitt oder 
Salz ist nur geeignet, beide 
Produkte in Verruf zu brin-
gen. Hersteller und Anwender 
sind daher gefordert, durch 
fortlaufende Untersuchungen, 
Innovationen und Forschungs-
projekte für mehr Sicherheit 
und Qualität im Interesse der 
Bürger, der Natur, aber auch 
von Pudel, Pinscher und Co. 
zu sorgen. Zur Erhöhung der 
Verkehrssicherheit im Winter 
werden auf Österreichs Stra-
ßen zur Glatteisbekämpfung 

verschiedene Mittel eingesetzt. 
Man unterscheidet grundsätz-
lich zwischen abstumpfenden 
Streumitteln (Streusplitt) und 
auftauenden Streumitteln 
(Streusalze). Der Einsatz von 
Streusplitt ist im sogenannten 
primären Straßennetz wie Au-
tobahnen, Schnellstraßen oder 
anderen Hauptverkehrswegen 
weder effizient noch sinnvoll. 
Der Einsatz auftauender Streu-
mittel ist aus Gründen der 
Verkehrssicherheit auf hoch-
belasteten Straßen jedenfalls 
vorzuziehen. 

Vorteile von Streusplitt. 
Ganz anders ist die Situation 
im sekundären Straßennetz, 
für dessen Bewirtschaftung 
teilweise die örtlichen Kom-
munen verantwortlich sind.
Für Streusplitt spricht, dass 
dieser bei allen Temperaturen 
einsetzbar ist, Oberflächen 
und Grundwasser nicht beein-
trächtigt und zu vergleichswei-
se geringen Schäden an der 
Vegetation führt. 

Ökonomische Versorgung. 
Während auftauende Streumit-
tel viele Kilometer weit an den 
Ort der Verwendung transpor-
tiert werden müssen, ist Streu-
splitt ein regionales Produkt. 

Streusplitt wird in vielen Roh-
stoffbetrieben Österreichs vor 
Ort gewonnen und ist deshalb 
für das regionale bzw. ländli-
che Straßennetz von großer 
Bedeutung. Die Transportwege 
sind kurz und die sofortige 
Verfügbarkeit ist stets gewähr-
leistet. Vor schnellen Schlüssen 
beim Kostenvergleich muss 
ebenfalls gewarnt werden. 
Auf den ersten Blick scheint 
Streusalz in der Anschaffung 
billiger. Die indirekten Kosten 
durch Korrosionsschäden an 
Bauwerken und vor allem an 
Bäumen und Pflanzen sind 
beim Einsatz von Streusalz je-
doch wesentlich höher. Durch 
die Funktion der Streusplitt-
Erzeuger als „Nahversorger” 
haben diese auch große wirt-

schaftliche Bedeutung für die 
Kommunen, weil auch über 
die Wintermonate Arbeitsplät-
ze in der Region zur Verfügung 
stehen. Wie Studien belegen, 
schont der Winterdienst mit 
Streusplitt die Umwelt und 
sichert Arbeitsplätze in den 
Regionen.

SALZEN ODER STREUEN: EINE ENTSCHEIDUNG ZWISCHEN SICHERHEIT UND UMWELTSCHUTZ?

SPLITT UND SALZ IM VERGLEICH

Die Auswahl des richtigen Streumittels ist eine Heraus- 
forderung.

INFORMATIONEN
Forum mineralische Rohstoffe
Mag. iur. Robert Wasserbacher
Wiedner Hauptstraße 63
1045 Wien
Tel.: 05 90 900 3534
info@ForumRohstoffe.at
www.ForumRohstoffe.at

Der nächste Winter kommt bestimmt und damit 
auch die Frage vieler Gemeinden, wie diese die 
Sicherheit der BürgerInnen bei glatter Fahrbahn 
oder auf Gehsteigen gewährleisten können. 
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Das „Hohe Haus“ wird 
saniert und in den 
nächsten drei Jahren 

zur Baustelle. Der parlamen-
tarische Betrieb findet daher 
an mehreren Standorten des 
DemokratieQuartiers statt. 
Der Ersatzsitzungssaal wurde 
im großen Redoutensaal der 
Hofburg eingerichtet. Mit dem 
Bau der Innenausstattung 
wurde Selberherr GmbH, ein 
auf Raumausstattung spe-
zialisiertes Unternehmen in 
Schwechat, Niederösterreich, 
beauftragt.

Insgesamt wurden im 
Selberherr-Werk in Schwe-
chat rund 4300 Quadratme-

ter Brandschutzplatten für 
368 Holzmodule nach Maß 
zugeschnitten und verarbeitet. 
Zugleich wurden die Vorberei-
tungen für die Elektroverroh-
rung getroffen. Durch diese 
Vorfertigung konnten die 
einzelnen Gewerke besser auf-
einander abgestimmt werden. 
„Es ging um Präzisionsarbeit, 
denn vor Ort musste alles in-
einandergreifen“, sagt Thomas 
Selberherr (Geschäftsführer 
der Selberherr GmbH). 

Bei den Produkten für die 
Bodenverlegearbeiten verließ 
er sich auf seinen langjährigen 
Partner Murexin GmbH. EN
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ERSATZSITZUNGSSAAL DES ÖSTERREICHISCHEN PARLAMENTS

SELBERHERR UND MUREXIN IM  
REDOUTENSAAL DER HOFBURG

Verwendete Murexin Produkte: 
Fixdispersion WL 730, Par-
kettklebstoff X-Bond MS-K509 
Objekt und Spezialklebstoff 
X-Bond MS-K88 Express

KONTAKT 
Murexin GmbH
Franz-von-Furtenbach-Straße 1
2700 Wiener Neustadt
www.murexin.com
info@murexin.com
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E in gepflegter Rasen ist ein Statement. Er sagt 
etwas darüber aus, wie sehr sich der oder 
die dafür Verantwortlichen um ihn küm-

mern, welchen Stellenwert er für sie hat und 
wieviel Aufwand ihnen seine Erhaltung wert ist. 
Das gilt für den kleinen Schrebergarten ebenso 
wie für den öffentlichen Park.

Sofern man nicht die Zeit und Muße hat, die 
Grashalme mittels Nagelschere einzeln auf Linie 
zu bringen, wird man bei einer gewissenhaften 
Rasenpflege nicht umhin kommen, auf ma-
schinelle Unterstützung zurückzugreifen. Beim 
maschinellen Grasschnitt gibt es verschiedene 
Antriebsmethoden, die ihre jeweiligen spezifi-
schen Vor- und Nachteile haben. Mechanisch 
funktionierende Schneider, die per Muskelkraft 
angetrieben werden, sind wohl am leisesten, 
umweltfreundlichsten und sparsamsten, eignen 
sich jedoch nur für relativ begrenzte Flächen. 
Meist wird man auf motorisierte Rasenmäher 
zurückgreifen. 

Für größere Flächen, wie sie im kommuna-
len Aufgabenbereich üblich sind, werden in der 
Regel Benzinmotoren eingesetzt. Elektrische Ra-

Ob Laubbläser, Freischneider oder Rasenmäher - 
lärmreduziertes Bearbeiten des kommunalen Grün-
raums vermeidet Unmut, Ärger und Stress. Durch den 
Austausch der Geräteantriebe von Verbrennungsmo-
toren auf Elektromotoren ist das ein Kinderspiel.

KOMMUNALE GRÜNFLÄCHEN

LAUB UND LEISE

Ich würde 
jeder Gemein-
de empfehlen 
umzusteigen.“
Thomas Lichtenschopf, 
zuständig für die  
Gemeindebetriebe der  
Stadt Wieselburg

senmäher sind aufgrund der Kabelgebundenheit 
meist ungeeignet. Die Nachteile der Benziner 
sind deren Abgase und die enorme Geräusch-
entwicklung. Als vernünftige und praktikab-
le Alternative werden daher mehr und mehr 
kabelungebundene Elektrogeräte eingesetzt, die 
stattdessen über einen Akku mit Strom versorgt 
werden. Dadurch bleibt man im Einsatz flexibel, 
vermeidet aber gleichzeitig den Schadstoffaus-
stoß und vor allem den störenden Lärm, denn 
die Gerätschaften mit Akku-Technologie weisen 
einen rund um die Hälfte niedrigeren Lärmpegel 
auf als die Benziner, während sie dennoch deren 
Leistungsfähigkeit erreichen.

Die reduzierte Betriebslautstärke hat Vorteile 
für alle Betroffenen. Freude hat grundsätzlich 
niemand, wenn er mit dem dröhnenden Dauer-
geräusch eines Rasenmähers beschallt wird. In 
einigen Fällen ist es allerdings vehement störend 
bis gesundheitsschädlich. Im unmittelbaren 
Umfeld von Krankenhäusern etwa ist eine hohe 
Lärmentwicklung in jedem Fall zu vermeiden.  

Das bestätigt auch Thomas Lichtenschopf, 
seines Zeichens verantwortlich für die Ge-

GRÜNRAUMPFLEGE
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meindebetriebe und öffentlichen Anlagen in 
Wieselburg. In der Stadt, die eine e5-Gemeinde 
ist, war man besonders bestrebt, innovative 
Elektrogerätschaften möglichst bald einzufüh-
ren. Begonnen hat man damit, am Bauhof in 
diverse Geräte Benzinsparer einzubauen. Der 
nächste Schritt ging weg von den benzingetrie-
benen Fahrzeugen, hin zu Elektrofahrzeugen. 
Mittlerweile umfasst der Fuhrpark vier Elektro-
autos und zwei Elektroscooter. Danach hatte 
man sich vorgenommen, weitere Gerätschaften 
auf Akkugeräte umzurüsten. Dabei ging es um 
Rasenmäher, Hochentaster, Heckenscheren, 
Freischneider, Laubbläser oder Motorsägen – 
kurz, alle Geräte, die man im Freien mit Benzin 
betreibt. Ausschlaggebender Grund war im Fall 
von Wieselburg die Belastung der Mitarbeiter 
durch die benzolhaltigen, krebserregenden Ab-
gase der Geräte. Bereits ziemlich früh stieg man 
auf benzolfreie Treibstoffe, wie Aspen, um. Den 
kompletten Wechsel zu Akku-Geräten vollzog 
man dann voriges Jahr und heuer, „nachdem  
wir gesehen haben, dass sich schon vernünfti-
ge und brauchbare Geräte am Markt befinden“, 
so Lichtenschopf: „und wir sind sehr zufrieden 
damit.“ 

Laubbläser sind praktisch und effizient, verursachen aber einen sehr hohen 
Lärmpegel, sofern sie durch einen Verbrennungsmotor angetrieben werden. 

Elektrisch betriebene Geräte bieten den 
Arbeitern mehrere Vorteile: Nicht nur die 

Lärmbelastung sinkt, auch die Emissionen 
der Verbrennungsmotoren fallen weg, und 
die verringerten Vibrationen schonen den 

Körper vor mechanischen Belastungen.

GRÜNRAUMPFLEGE
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Gerne kann  
jemand aus einer 
Gemeinde zu uns 
kommen und sich das 
bei uns anschauen.“
Thomas Lichtenschopf, 
Gemeindebetriebe Wieselburg

Die Abgase waren im Fall von Wieselburg 
aber nicht die einzigen Gründe für den Umstieg. 
Die neuen Akku-Geräte sind nicht nur abgasfrei, 
sondern auch vibrationsarm und sehr leise. Das 
kommt nicht nur denen zugute, die sie bedie-
nen, sondern auch den Anrainern. Flexibleres 
Arbeiten wurde dadurch möglich.

Lichtenschopf weiß auch zu berichten, dass 
die Wartungsintensität eine ganz andere ist: „Die 
benzinbetriebenen Gerätschaften waren sehr 
anfällig für Vergaserprobleme. Auch Startpro-
bleme hatten wir oft. Bei Personen, die keine 
ausreichende Routine mit den Geräten besaßen, 
wie etwa Ferialpraktikanen, musste man häufig 
Personal nachschicken. Das gibt es jetzt nicht 
mehr.“     

„Anfangs waren die Mitarbeiter skeptisch“, 
erzählt Lichtenschopf: „Sie meinten, die Elek-
trogeräte gingen nicht so lange und wären zu 
schwach. Heute aber würde sie keiner mehr 
freiwillig hergeben.“ Die Akkus halten durch-
aus einen ganzen Tag lang. Nur der Laubbläser 
benötigt ein wenig mehr Power, daher wird sein 
Akku mittags ausgetauscht. „Wir haben meh-
rere Akkus und Ladestationen. Da ist das kein 
Problem.“

Bestätigt zeigt sich Thomas Lichtenschopf 
auch hinsichtlich der gewählten Vorgehensweise 
bei der Geräteauswahl und dem Wechsel selbst. 
Jene Mitarbeiter, die in Folge mit den Geräten 
arbeiten würden, waren schon vor dem Kauf 
in die  Entscheidungsfindung miteingebunden, 
konnten die Geräte selbst ausprobieren und aus 
ihrer Praxissicht beurteilen. Schließlich waren 
alle begeistert. „Ich würde jeder Gemeinde emp-

fehlen umzusteigen. Erstens der Gesundheit  
der Mitarbeiter zuliebe und zweitens wegen  
der stark reduzierten Lärmbelästigung der  
Mitbürger. 

Die Kosten für die akkubetriebenen Elektro-
geräte sind laut Lichtenschopf im Vergleich 
zu jenen der herkommlichen Geräte ziemlich 
gleich. Die Akkus würden sich innerhalb von ein 
bis zwei Jahren amortisieren. Im Fall von Wie-
selburg haben sich die Kosten besonders schnell  
ausgeglichen, da die zuvor verwendeten benzol-
freien Treibsoffe verhältnismäßig teuer waren. 

Befragt nach seiner Einschätzung, wie groß 
der Markt für kommunaltaugliche Akkugeräte 
sei, antwortet Lichtenschof: „Bis vor etwa drei 
Jahren war noch kaum ein Angebot vorhanden, 
das für uns ernsthaft in Frage kam. Wir haben 
verschiedene Geräte unterschiedlicher Erzeuger 
geprüft und meiner persönlichen Meinung nach 
gibt es momentan fast nur einen am Markt, der 
von der Akkulaufzeit zufriedenstellende Werte 
liefert und auch von der Verarbeitung und der 
Langlebigkeit her für den Dauereinsatz im kom-
munalen Intensivbetrieb gewappnet ist. Zwei 
weitere Hersteller holen aber auf und drängen 
ebenfalls stark auf den kommunalen Markt. 

Lichtenschopf lädt Vertreter aus anderen 
Kommunen ein, sich selbst ein Bild von der 
neuen, umweltfreundlichen Ausstattung  zu ma-
chen: „Gerne kann jemand aus einer Gemeinde 
zu uns kommen und sich das bei uns anschauen. 
Einige waren bereits da, und ich kenne keinen, 
der nicht überzeugt wurde.“

Die Wieselburger Ge-
meindebediensteten 
erledigen die Grünraum-
pflege seit rund einem 
Jahr ausschließlich mit 
akkubetriebenen Elek-
trogeräten und zeigen 
sich von deren Leis-
tungsspektrum vollends 
überzeugt.

GRÜNRAUMPFLEGE
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STIHL: KRAFTPAKET MIT IDEALGEWICHT

LEISES LEBEN FÜR DIE  
GEMEINDEPFLEGE
Akkus gelten als das Lade- und Energiesystem 
der Zukunft. Leise, effizient und nachhaltig 
bieten sie Grünpflegern und Handwerkern  
das ideale Werkzeug für jede Gemeinde.

L ithium-Ionen-Akkus 
sind auf dem Markt der 
elektrisch betriebenen 

Haushalts- und Gartengeräte 
zu einem Standard gewor-
den. In Zeiten, in denen 
viele Gemeinden großen Wert 
darauflegen, einen wertvol-
len Beitrag zu Nachaltigkeit 
und Umweltschutz zu leisten, 
verlassen sich bereits viele auf 
die Akku-Geräte. Der Einsatz 
bringt auch zahlreiche Vorteile 
mit sich und wird die Gemein-
dearbeit um ein Vielfaches 
erleichtern. 

Abgasfrei, leise und unein-
geschränkt mobil: STIHL und 
VIKING Akku-Geräte bieten 
zahlreiche Möglichkeiten zum 
Einsatz in den unterschiedli-
chen Gebieten. Durch die leise 
Arbeitsweise sind auch heikle 
Umgebungen uneingeschränkt 
bearbeitbar, wie beispielsweise 
Krankenhäuser oder Schulen, 
an denen die Lärmbelästi-
gung oft ein Problem ist. Auch 

schwer zugänglichere Orte 
können auf Grund der Größe 
und des Gewichts der Geräte 
im Handumdrehen verschö-
nert oder gesäubert werden. 
Vom Heckenschneiden, Rasen-
mähen, Rasenkantentrimmen, 
Laubentfernen und Wegerei-
nigen bis hin zum Brennholz-
sägen - das STIHL und VIKING 
Akku-System erledigt diese 
Aufgaben mit Leichtigkeit – 
auch in Ihrer Gemeinde.

EIN KLEINER AKKU-FAKTEN-CHECK:  
qq Größe und Gewicht: LI-Akkus 
sind etwa 60 Prozent kleiner 
und leichter als vergleichbare 
NiCd-(Nickel-Cadmium-) Akkus. 
Das bedeutet, sie machen die 
Produkte auch leichter in der 
Handhabung. 

qq Langlebig und haltbar: STIHL 
Akkus können ohne merkli-
chen Energieverlust mehrere 
hundert Male geladen werden. 
Sie überzeugen mit voller 
Leistungsfähigkeit, auch wenn 
sie nur teilweise geladen sind. 
Vom bekannten Memory-Effekt, 
dem vorzeitigen Spannungsab-
fall und die somit verringerte 
Nutzbarkeit der Akkukapazität 
bleiben die Geräte verschont. 
Mit der richtigen Lagerung 
kann die Langlebigkeit noch 
verbessert werden. Allgemein 
empfehlen die Hersteller von 

LI-Akkus eine möglichst kühle 
Lagerung, weil dies die Zyk-
lenlebensdauer erhöht und 
die sowieso schon geringe 
Selbstentladung noch einmal 
verringert. 

qq Konstante Leistung: Die 
STIHL Akku-Leistung bleibt 
über die gesamte Betriebszeit 
konstant. Das macht aus-
dauerndes Arbeiten auch auf 
großen Flächen, wie dem Ge-
meindegarten, möglich.

qq Schnell wechseln und laden: 
Die STIHL Akkus können in 
Sekundenschnelle entnommen 
und wieder eingesetzt werden. 
Einfach zu erkennen ist der 
momentane Ladestand an den 
LEDs. Beim Ladevorgang leuch-
ten diese grün. Ist der Akku 
vollständig geladen, erlöschen 
sie vollständig.

qq Beliebige Unterbrechung des 
Ladevorgangs: Wann und wie 
lange der LI-Akku aufgeladen 
wird, spielt im Grunde keine 
Rolle. Schaden tut es ihm auf 
keinen Fall. Meist kann das 
Abbrechen des Ladevorgangs 
sogar zu einer Verlängerung 
der Lebensdauer führen. 

qq Austauschbarkeit: Sofern 
die Akkus nicht fest im Gar-
tengerät verbaut sind, können 
sie auch in vielen anderen 
Gartengeräten von STIHL ver-
wendet werden. Notwendige 
Bedingung ist dabei natürlich, 
dass die Volt-Zahl der Akkus 
übereinstimmt, denn die STIHL 
Akkus sind in verschiedenen 
Kapazitäten verfügbar. Für eine 
optimale Laufzeit empfiehlt 
es sich, stets Akku und Gerät 
aufeinander abzustimmen. 

KONTAKT 
STIHL Ges. m. b. H.
Fachmarktstraße 7
2334 Vösendorf
Tel. +43 1 865 96 37-20
Fax +43 1 865 96 37-97
Web: www.stihl.at

GRÜNRAUMPFLEGE
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Von der einfachen Rohrreinigungsmaschine 
für den Küchenablauf bis zum technisch 
anspruchsvollen Kanalinspektionsfahr-

zeug oder Spül- und Saugfahrzeug mit über 30 
Tonnen können Kunden ausgerüstet werden. 
Auch die gesamte Reparatur und Serviceleistung 
wird von König & Landl für namhafte Hersteller 
in Österreich geleistet, unter ihnen iPEK, Cap-
pellotto, Rioned, Ridgid und viele weitere.

Am 16. Oktober 2017 wird in Hollabrunn, 
Niederösterreich,  ein Kanaltechnikzentrum, 
das wohl in ganz Europa einzigartig ist, eröffnet. 
Dort, am Gewerbering 2, wird ein lange gehegter 
Wunsch der Kanalbranche Wirklichkeit: eine 
Anlage von Kanälen unterschiedlichster Bau-
art, in der unabhängig vom aktuellen Betrieb 
eines Kanals die modernste Ausrüstung getestet 
werden kann.

200 Meter Kanal zum Testen – und Zuschauen. 
Die Testanlage ist vorwiegend unterirdisch ver-
baut, es gibt aber auch Teile, die mit durchsichti-
gen Rohren oberirdisch geführt sind, damit man 
die Arbeit der Inspektions- und Reinigungsgerä-
te direkt beobachten kann. Das 200 Meter lange 
Kanalnetz beinhaltet verschiedene Größen und 
Materialien, wie man sie in der Praxis vorfin-
det. Es ist sogar ein 1200/1800 Eiprofil in Beton 
und GFK verbaut, zudem weitere Schächte aus 
Beton, Kunststoff und Steinzeug.

Diese Anlage eignet sich hervorragend dafür, 
jenen Betrieben, die Kanalinspektionen durch-
führen, die modernsten Geräte im Betrieb zu 
zeigen und den Mitarbeitern deren 
Funktion anschaulich zu erklären. 
Für TV-Inspekteure besonders 
interessant: Auf einer Strecke 

EINZIGARTIGES KOMPETENZZENTRUM ERÖFFNET IN HOLLABRUNN

KANALTECHNIK  
ZUM ANFASSEN

von ca. 100 m sind unterschiedliche Schäden 
verbaut, die gängige Verlegefehler und Beschä-
digungen aus der Praxis abbilden und gefunden 
werden sollen! 

Equipment optimal einsetzen – mit einer  
Experten-Schulung von König & Landl.  
Wenn ein Fahrzeug von König & Landl gebaut 
wird, kann der Kunde für die Mitarbeiter im Feld 
oder Büro gleich eine Schulung mit buchen. Da-
mit die vielfältigen Möglichkeiten auch optimal 
ausgenützt werden können – denn nichts ist so 
effizient, wie die fachgerechte Handhabung der 
eingesetzten Technik!

Im mit modernsten Mitteln eingerichteten 
Schulungszentrum werden in Kooperation mit 
Partnern wie dem Österreichischen Wasser- und 
Abfallwirtschaftsverband (ÖWAV) oder Herstel-
lern wie WinCan Schulungen durchgeführt. Die 
Schulungen können perfekt durch praktische 
Übungen in unserem eigenen Kanalnetz ergänzt 
werden, dazu steht ein umfangreicher Bestand 
an Demo-Equipment zur Verfügung.

Webshop und persönliche 
Beratung. Zudem ist auch 
der Webshop von König & 

Landl von großem Inter-
esse. Er bietet einen Überblick 

über beinahe alle angebotenen 
Werkzeuge, Maschinen und Dienstleistun-
gen und zudem zahlreiche Informationen der 

verschiedenen Einsatzmöglichkeiten. 
Der Kanaltechnik ist ein eigener 

Bereich gewidmet, in dem man 
sich wertvolle Informationen 
holen kann.

König & Landl kennt sich aus: Fahrzeugbau, Testgelände,  
Maschinen, Werkzeug, Software und Schulungen für  
Kanalreinigung, Inspektion, Dokumentation und Sanierung!

RX 400-Fahrwagen von 
iPEK: Inspektionen 
bis zu 2 m sind 
damit möglich.
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Der Grundsatz, dass eine persönliche Bera-
tung unverzichtbar ist, wird von König & Landl 
aber sehr hoch gehalten. Wenn es darum geht, 
zu entscheiden, ob und welches Equipment 
angeschafft werden soll, können Mitarbeiter von 
König & Landl gerne auch persönlich zu De-
monstrationen vor Ort eingeladen werden.
 

SO ERREICHEN SIE UNS

Wien

+43 1 479 74 84 | office@koenig-landl.at
Döblinger Hauptstraße 15 | 1190 Wien 

Hollabrunn

+43 1 479 74 84 – 50 | reparaturen@koenig-landl.at
Gewerbering 2 | 2020 Hollabrunn 
 
www.koenig-landl.at

Das neue Demo-Fahrzeug von König & Landl eignet sich 
hervorragend dafür, jenen Betrieben und Gemeinden, die 
Kanalinspektion durchführen, die modernsten Geräte in 
Betrieb zu zeigen und den Mitarbeitern deren Funktion 
anschaulich zu erklären.

 
FACT-BOX ZU KÖNIG & LANDL

qq Seit über 35 Jahren am Markt
qq Fahrzeugbau für TV- und Spülfahrzeuge  
qq Schulungszentrum für WinCan-Software
qq Reparaturen mit erstklassigem Service für: 
o  TV-Anlagen von iPEK und Ridgid 
o  Spülfahrzeuge von Rioned und Cappellotto 
o  Sanierungsequipment von IBG Hydro Tech 
o  Fräser von Dancutter 
o  Viega Fittingpressmaschinen 
o  Makita-Elektrowerkzeuge

 Gewerbering 2

	Mo-Fr 7-12h &13-16h

	+43 1 479 74 84-50

	www.koenig-landl.at

	

SIE SIND EINGELADEN!
GROSSE ERÖFFNUNGSFEIER  
am 16. Oktober von 9–17 Uhr.  

Bitte um Anmeldung unter  
hollabrunn@koenig-landl.at

Wir bedanken uns bei 
unseren Bau-Partnern:

KOMMUNAL   10/2017  //  59

 GESTALTEN & ARBEITEN 



Bereits seit geraumer Zeit 
hat die Stadtgemeinde 
Purkersdorf die Lösung 

All In Communication von 
T-Mobile im Einsatz. Aufgrund 
der hohen Zufriedenheit mit 
Service und Support wurde 
für den Winterdienst die 
Fuhrparkmanagement-Lösung 
von T-Mobile ausgewählt. 
„Die Projektabwicklung war 
unglaublich schnell und T-
Mobile hat sich sehr um uns 
bemüht. Von der Bestellung 
Anfang März hat es nur einen 
Monat gedauert, bis alle 
Geräte geliefert, verbaut und 
angebunden waren“, zeigt sich 

Mathias Klemmer zufrieden, 
der als Technischer Leiter der 
Stadtgemeinde Purkersdorf für 
die IT verantwortlich ist.

Transparenz und Rechts-
sicherheit. Dank des digitalen 
Fahrtenbuchs und des GPS-Tra-
ckers weiß die Zentrale immer, 
wo sich die insgesamt 13 Fahr-
zeuge befinden. Die Fahrer 
haben alle Unterlagen – vom 
Routenplan bis zu Dokumen-
ten rund um das Fahrzeug – 
stets zur Verfügung. Das hilft 
bei Verkehrskontrollen und 
bietet Rechtssicherheit. Alle 
Geräte sind mit SIM-Karten 

von T-Mobile ausgestattet und 
liefern sämtliche Daten auf 
eine einheitliche Online-Platt-
form in die Zentrale. „Beim 
Winterdienst geht es vor allem 
um die Schneeräumung und 
die Bestreuung. Wenn ein 
Kunde sich beschwert, warum 
er um neun Uhr zehn Zenti-
meter Schnee vor der Türe hat, 
können wir dokumentieren, 
dass unser Fahrzeug schon um 
6:30 Uhr vor Ort war und um 
elf Uhr wieder kommt“, erklärt 
Klemmer. Nach einer Phase 
des Parallelbetriebs gehören 
die analogen Fahrtenbücher 
nun der Vergangenheit an.

Purkersdorf. Dank des digitalen Fahrtenbuchs und 
des GPS-Trackers weiß die Zentrale immer, wo sich 

die insgesamt 13 Fahrzeuge befinden. 

INFOS 
Mehr zur  
Fuhrparkmanagement-Lösung 
von T-Mobile erfahren  
Sie auf 

https://business.t-mobile.at/
fuhrpark/

EN
TG

EL
TL

IC
H

E 
EI

N
SC

H
AL

TU
N

G
FO

TO
 / U

rs
ul

a 
Bu

rg

DANK T-MOBILE FUHRPARKMANAGEMENT-LÖSUNG

IN PURKERSDORF 
KANN DER WINTER 
SCHON KOMMEN
In der niederösterreichischen Stadtgemeinde vertraut man beim 
Winterdienst auf die Fuhrparkmanagement-Lösung von T-Mobile.
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Umwelt- und Kostenbe-
wusstsein gewinnen 
in der professionellen 

Grünpflege immer mehr an 
Bedeutung. Zur Erreichung 
strenger Vorgaben ist moder-
ne Akkutechnologie immer 
mehr gefragt. Die Geräte 
von Pellenc, dem Pionier bei 
batteriebetriebenen Profi-Gar-
tengeräten, erfüllen die hohen 
Erwartungen der Anwender 
und Anrainer gleichermaßen. 

Die Palette von Pellenc 
umfasst ein breites Pro-
gramm. Neben Hecken- und 
Baumscheren, Freischneider, 
Motorsägen, Hochentaster, 
Jäthacke und Laubbläser sind 
nun auch Profi-Rasenmäher 
mit 60 cm Mähbreite erhält-
lich. Auch bei den Batterien 
setzt Pellenc neue Maßstäbe. 
Der neue Akku 1500 bietet 
mit 1523 Wh gespeicherter 
Energie bei nur 7,5 kg das 
beste Leistungsgewicht und 
überragende Laufleistung bei 
Verwendung der verschiede-
nen verfügbaren Geräte. So 

kann mit dem Laubbläser bis 
zu sechs Stunden gearbeitet 
werden, mit der Heckenschere 
sogar bis zu drei Tage. Selbst 
der starke Rasenmäher Rasion 
läuft bis zu fünf Stunden ohne 
Unterbrechung. Der Betrieb 
kann dank IP54-Spritzwas-
serschutz bei jedem Wetter 
erfolgen. 

Neben sauberer Akkutech-
nologie stehen Arbeitnehmer-
schutz sowie Wirtschaftlich-
keit im Fokus der Entwickler 

von Pellenc. Besonders leichte 
Geräte und optimierte Ergono-
mie samt geringen Vibratio-
nen sorgen dafür, dass länger 
mit den Geräten gearbeitet 
werden kann. Niedrige War-
tungskosten, vor allem aber 
attraktive Betriebskosten, sind 
weitere Argumente für den 
Umstieg auf moderne Akku-
geräte. Schon die Einsparun-
gen bei den Treibstoffkosten 
amortisieren die Kosten für 
Batterie und Geräte schnell. EN
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STROM STATT BENZIN: PELLENC PRÄSENTIERT NEUHEITEN 

MODERNE AKKUGERÄTE UNTERSTREICHEN 
IHRE WIRTSCHAFTLICHKEIT

Bei den Batterien setzt Pellenc neue Maßstäbe. Der neue Akku 1500 bietet mit 1523 Wh gespeicherter 
Energie bei nur 7,5 kg das beste Leistungsgewicht – und kann wahlweise auf dem Gerät angebracht oder 
vom Arbeiter getragen werden.

KONTAKT 
HOCHFILZER GmbH & Co KG 
6250 Kundl, Weinberg 18
Tel. +43 5338 8405-10 
Fax  +43 5338 8405-33 
E-Mail: jutta.silberberger@
hochfilzer.com 
www.hochfilzer.com 
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Komfortabel. 
Kraftvoll. Innovativ.

Die Profis  
im Winterdienst.
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Kommunale Drahtseilakte in luftigen Höhen 
Was in Europa noch eine 
Seltenheit ist, gehört Süd-
amerika längst zum Alltag: 
Seilbahnen, die hoch über 
den Dächern den Nahverkehr 
entlasten. In dicht bebauten 
Metropolen wie Medellin, La 
Paz und Caracas prägen die 
bunten Gondeln bereits das 
Stadtbild, wie in einem ORF-
Online-Beitrag zu lesen ist. 
In österreichischen Städten 
wie Linz und Graz scheinen 
bereits angedachte Gondel-
projekte dagegen wieder in 
Vergessenheit zu geraten. In 
Graz haben die Diskussionen 
über das Murkraftwerk jene 
über eine geplante Gondelstre-
cke entlang der Mur übertönt. 
In Linz fanden sich zwar einige 
Investoren für das futuristische 

„Keplarium“-Projekt, doch 
fixiert ist bisher nichts. Beide 
Projekte wären allerdings wohl 
eher eine Touristenattrakti-
on als eine konkrete Unter-
stützung im Alltagsverkehr 
gewesen. Mittlerweile werden 
auch in Europa Seilbahnen 
diskutiert, geplant und gebaut, 
die mehr können, als Touris-
ten auf Berge zu befördern. 
Während der Olympischen 
Spiele 2012 eröffnete die Flug-
gesellschaft Emirates wer-
bewirksam die Emirates Air 
Line in London, eine Seilbahn, 
die verschiedene Stadien und 
Veranstaltungsorte der Spiele 
mit U-Bahn-Stationen verband 
und bis heute in Betrieb ist: Zu 
Hochzeiten befördert sie bis 
zu 2500 Personen pro Stunde. 

Und auch die in der deut-
schen Stadt Koblenz errichtete 
Rheinseilbahn, die das Deut-
sche Eck beim Zusammenfluss 
von Mosel und Rhein mit der 
hoch über der Stadt gelegenen, 
teilweise bewohnten Festung 
Ehrenbreitstein verbindet, soll 
zumindest bis 2026 weiter 
bestehen. Mit 7600 Personen 
pro Stunde hat sie eine alltags-
taugliche Förderkapazität und 
kann die Verbindung zwischen 
dem Gelände der Festung samt 
Lokalen, Ämtern, Museen und 
einer Jugendherberge und der 
Innenstadt herstellen.
Gondelbahnen führen in euro-
päischen Städten noch eine 
Nischenexistenz, doch das 
könnte sich schnell ändern. Mit 
einer Bauzeit von rund einem 
halben Jahr wären solche An-
lagen in kurzer Zeit errichtet. 
Und der aktuelle E-Bike- und 
Lastenfahrradboom zeigt, 
dass sich manche nachhaltige 
Transporttrends quasi „über 
Nacht“ gegen traditionelle Lö-
sungen durchsetzen können.

Mehr Infos unter: 
http://orf.at//stories/
2394798/2394797/ oder unter 
www.doppelmayr.com

Die „Linea Azul“ in 
El Alto in Bolivien 
kann 3000 Perso-
nen pro Stunde 
befördern.

Internethandel: 
Amazon vorne

Amazon dominiert weiter-
hin den österreichischen 
Internet-Handel. Dies ist 

ein erstes Ergebnis der 
Studie „E-Commerce-

Markt Österreich/Schweiz 
2017“ von EHI und Statis-
ta. Die Angaben beruhen 

auf einer Händlerbefra-
gung (EHI) und Statista-
Hochrechnungen sowie 

Unternehmensangaben.

www.statista.com

BEST PRACTISE IN 
ALLER KÜRZE

Wenn der 
Netzausbau 
allen zugute-
kommen soll, 

heißt das auch, 
dass es keine 
Rolle spielen 
darf, wo man 
lebt oder wie 

viel man  
verdient.“

Jean-Claude Juncker, 
Rede zur  Lage der Union 

im September 2016
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Die Visualisierung der „Planetenseilbahn“ des Keplariums in Linz.
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NEWS

Problembewusstsein für Trinkwasserhygiene
Am 7. September fand der 

österreichweit 1. Fachkon-
gress des FORUM Wasserhygi-
ene zum Thema „Qualitätssi-
cherung des Trinkwassers im 
Gebäude“ in der Orangerie 
Schönbrunn in Wien statt. 
Rund 300 Teilnehmer nutzten 
die Veranstaltung, um sich 
über die unterschätzte Prob-
lematik der Trinkwasserhygi-
ene im Gebäude zu informie-
ren. Wie eine aktuelle Studie 
des FORUM Wasserhygiene 
ergab, kümmern sich über 
zwei Drittel der Österreicher 
nicht um die Wartung ihrer 
Trinkwasserinstallation.  
Mehr Infos unter: 
www.forum-wasserhygiene.at

2016 produzierten Österreichs landwirtschaftliche Betriebe 3,66 Millionen Tonnen Kuh-, Schaf- und Ziegen-
milch (+3 Prozent gegenüber 2015),  1,88 Milliarden Stück Eier (+4 Prozent) und 4000 Tonnen Fische  
(+5 Prozent) für den in- und ausländischen Markt.   Quelle: Statistik Austria; www.statistik.at
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Kostenloses WLAN für alle:  
Ländliche Gemeinden bevorzugt

Das EU-Parlament hat 
am 12. September die Ein-
richtung von europaweit 
5000 öffentlichen Gratis-
WLAN-Zugangspunkten 
beschlossen. Die Abgeord-
neten in Straßburg stimm-
ten mehrheitlich für eine 
entsprechende Initiative 
der EU-Kommission.

Der EU geht es nach 
eigenen Angaben „vorrangig 
darum, Orte auszustat-
ten, an denen bisher kein 
vergleichbares privates 

oder öffentliches WLAN-
Angebot vorhanden ist“. Die 
Gemeinden werden zudem 
ermutigt, „eigene digitale 
Dienste wie elektronische 
Behörden- und Gesund-
heitsdienste sowie E-Tou-
rismus zu entwickeln und 
zu fördern“. Die Hotspots 
sollen „in den Zentren des 
öffentlichen Lebens“ instal-
liert werden.

Mit einer durchschnitt-
lichen Summe von 15.000 
Euro übernimmt das Pro-
gramm Wifi4EU die Kosten 

für Ausrüstung und Instal-
lation des WLAN-Zugangs. 
Insgesamt stehen für die 
Initiative 120 Millionen 
Euro zur Verfügung. Für den 
eigentlichen Netzzugang 
und die Instandhaltung für 
mindestens drei Jahre ist der 
Betreiber verantwortlich.

 
Mehr In-
formation 
unter: 
goo.gl/
WQdxpe

Volles Plenum beim 1. Fachkongress  
zum Thema „Wasserhygiene im Gebäude“.
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DAS VERANLAGUNGSANGEBOT DER KOMMUNALKREDIT 
FÜR GEMEINDEN UND UNTERNEHMEN.

Mehr Infos und Anmeldung:
Hotline +43 (0)1/31 6 31-750    E-Mail kommunalkredit-direkt@kommunalkredit.at    Internet  www.kommunalkredit-direkt.at

*Zu derzeitigen Marktbedingungen gültig ab 29.06.2017 bzw. bis auf Widerruf bei wesentlichen Marktänderungen.

Attraktiv.
Die Kommunalkredit 

bietet attraktive Zinsen, 
fix für die gewählte Laufzeit. 

Einfach.
Schon ab einem Betrag von 

EUR 20.000,- und einem 
Zeitraum ab einem Monat 
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 NAME:			   KARIN GULAS 

 ALTER:	 		  54

 GEMEINDE:		  WILDALPEN

 EINWOHNERZAHL:	 468 (1. Jänner 2017)

 BÜRGERMEISTERIN SEIT:	 4. SEPTEMBER 2007

 PARTEI:	 		  SPÖ 

Seit zehn Jahren lenkt Karin Gulas als 
Bürgermeisterin die Geschicke von 
Wildalpen. Der Abwanderung aus der 
Hochquellwasser-Gemeinde begegnen 
Gemeinderat und Bevölkerung mit Zu-
sammenhalt. 

SOS-KINDERDORF  
Wichtige Investition 
für geringe Kosten
Seite 66

OBERÖSTERREICH 
Jubiläum 70 Jahre  
oö. Gemeindebund
Seite 72
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Frau Bürgermeisterin, wie sind Sie in die 
Politik gekommen? 
Schon mein Vater war zwölf Jahre lang 
Bürgermeister der Gemeinde. Dadurch, 
dass ich Mitarbeiterin der Gemeinde Wien 
bin, genauer gesagt beim „Wiener Wasser“, 
bestand auch bei mir schon seit langem 
eine Gewerkschaftsmitgliedschaft. Das geht 
zurück in die Achzigerjahre. damals bin ich 
auch Parteimitglied der SPÖ geworden.       

Was hat Sie in Ihrem Leben  
besonders geprägt?
Sicherlich meine Heirat vor 30 Jahren. Ich 
habe bis 1992 als Beamtin gearbeitet, dann 
kamen meine Söhne zur Welt. 2005 habe 
ich wieder begonnen zu arbeiten. Die Heirat 
und die Geburten waren sicher das Schönste 
und somit Prägendste, und aus Gemein-
desicht ist mir die Angelobung auch als 
prägendes Ereignis in Erinnerung.   

In Wildalpen ist die SPÖ sehr stark.  
Ja, aus unserem Gemeindegebiet kommt 
die zweite Wiener Hochquellwasserleitung. 
Wir liefern das Wasser nach Wien. Die Stadt 
ist der größte Arbeitgeber hier. Die SPÖ hat 
bei uns mit sechs Mandaten die absoltute 
Mehrheit im Gemeinderat. (Anm. d. Red: 
ÖVP drei Mandate)

Was ist Ihnen in Ihrer Gemeinde ein beson-
deres Anliegen?  
Wir haben eine sehr gute Infrastruktur, 
und diese gilt es zu erhalten. Wir werden 
von der Personenanzahl in der Gemeinde 
immer weniger. Gegenwärtig haben wir 471 
Einwohner. Wir können den Erhalt nur ge-
meinsam schaffen. Da ist egal, welche Partei 
man bevorzugt oder ähnliches. Gemeinde 
sind wir alle, und da müssen wir alle zu-
sammenhalten! Wir haben im Gemeinderat 
unsere Beschlüsse zu 99% einstimmig ge-
fasst. Alle verstehen, dass es für die Bevöl-

kerung und für den Ort so sein muss, und 
es nicht um uns Einzelne, Befindlichkeiten 
oder irgendwelche Personalia geht.

Was war Ihre schwierigste Aufgabe als 
Bürgermeisterin? 
Es gab einmal Probleme mit einem Unter-
nehmer, der versucht hat, seine Vorhaben 
ohne alle Genehmigungen durchzuziehen. 
Da wurde ich wegen Amtsmissbrauchs an-
gezeigt und es gab persönliche Anfeindun-
gen. Das war schwierig und hat uns und die 
ganze Bevölkerung beschäftigt.  

Hätten Sie rückblickend etwas anders 
gemacht? 
Angriffsfläche ist nun mal da. Man lernt im 
Laufe der Jahre immer neue Sachen kennen. 
Probleme gibt es, wenn, dann meistens bei 
Baugeschichten. Etwas anders hätte ich aber 
nicht gemacht.  

Was machen Sie abseits von Amt und 
Arbeit? 
Meine Zeit ist sehr kostbar. Ich habe ja mei-
nen 40-Stunden-Job und dann die Gemein-
de noch zusätzlich dazu. Ich versuche so oft 
wie möglich zu wandern, zu laufen und zu 
reisen. Wir dürfen uns auch freuen, denn die 
Freundin eines unserer Söhne erwartet ein 
Kind. Die neue Rolle als Oma wird sicherlich 
auch ein schöner Ausgleich werden. Darauf 
freue ich mich schon sehr!  

Der Mensch hinter 
der Bürgermeisterin

ZUHAUSE IST FÜR MICH ...
... meine Familie. Und wenn 
ich auf meiner Terrasse sitze 
und meine Berge rundherum 
sehe, ist das Heimat für mich.

MEIN LEBENSMOTTO: 
Was du heute kannst besor-
gen, das verschiebe nicht auf 
morgen. 

DAS WILL ICH UNBEDINGT 
NOCH ERLEBEN ... 
... das Aufwachsen meiner  
Enkelkinder mitzuerleben, 
und nach Mauritius reisen.

WOVOR HABEN SIE 
ANGST?
Angst habe ich nicht. Es lässt 
sich alles meistern, und es 
gibt für alles eine Lösung.

WIE WÜRDEN SIE SICH 
SELBST BESCHREIBEN?
Offen gegenüber Neuem, 
kontaktfreudig und zielstrebig.

 
WIR HABEN EINE SEHR 
GUTE INFRASTRUKTUR, 
UND DIESE GILT ES ZU 
ERHALTEN“

NAHAUFNAHME: KARIN GULAS

„GEMEINDE  
SIND WIR ALLE“
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SOS-Kinderdörfer helfen Familien nicht erst, wenn sie auseinander-
brechen. Damit können nicht nur familiäre Krisen aufgefangen, son-
dern auch Sozialkosten so gering wie möglich gehalten werden, denn 
jedes Kind, das es später schafft, eigenständig zu leben, muss nicht 
vom Staat erhalten werden.

SOS-KINDERDORF

EINE WICHTIGE  
INVESTITION FÜR  
GERINGE SOZIALKOSTEN

TEXT / Carina Rumpold

M it vier Jahren kam Max (Name 
redaktionell geändert) ins SOS-
Kinderdorf nach Seekirchen, weil 
seine Eltern nicht entsprechend für 
ihn sorgen konnten. Er fand bei sei-

ner Kinderdorf-Mutter eine neue Familie. Schon 
damals wussten alle Beteiligten: Wenn Max 14 
Jahre alt ist, geht seine Kinderdorf-Mutter in 
Pension. In diesem Alter entscheidet sich meist, 
ob ein Jugendlicher in der Kinderdorffamilie 
bleibt oder in eine andere weiterführende  Ein-
richtung wechselt. Max entschied sich für einen 
Wechsel in eine andere Wohngemeinschaft. Er 
fand nach seinem Hauptschulabschluss eine 
geeignete Lehrstelle und wurde bald als so stabil 
eingestuft, dass er in eine kleine Garconniere 
mit stundenweiser ambulanter Betreuung um-
ziehen konnte. 

Heraus aus der Familie, hinein in ein eigen-
ständiges Leben. Dieser Schritt war damals für 
Max zu groß: Vereinsamung, auf einmal Geld zu 
verdienen, ein neuer Wohnort und zahlreiche 
Verführungen. Er hatte die falschen Freunde, 
begann Alkohol zu trinken und Drogen zu kon-
sumieren, seine Handy-Rechnungen überstie-
gen das Bezahlbare. Schließlich verlor er auch 

noch den Job und kurz darauf die Wohnung. 
Die Betreuerin war zwar stundenweise da, doch 
letztlich hat er sie nie so akzeptiert wie seine 
Kinderdorf-Mutter. Er schlief auf der Straße, 
hausierte im Salzburger Bahnhof. 

Irgendwann erfuhr Kinderdorf-Leiter Wolf-
gang Arming durch Max‘ ehemalige Hausge-
schwister vom Absturz des einstigen Vorzeige-
beispiels. „Ich habe gesagt, dass ich ihm gerne 
helfe, aber er muss sich entscheiden, hierher zu 
kommen.“ Max stimmte zu und zog wieder zu-
rück in ein freies Zimmer im Kinderdorf in See-
kirchen. In seinem gewohnten Umfeld schöpfte 
er Kraft, stabilisierte sich, fand eine neue Lehr-
stelle und schaffte nun auch den Lehrabschluss. 
Eine Patin beglich sogar seine Schulden beim 
Mobilfunkanbieter. Der Start in ein neues Leben 
scheint geglückt. 

Erfolgsgeschichten wie jene von Max gibt 
es viele. Mit 70 unterschiedlichen Einrich-
tungen – diese reichen von den bekannten 
Kinderdörfern, über Mutter-Kind-Wohnen, 
Jugend- und Kinderwohngruppen bis hin zur 
Betreuung von unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlingen (später auch mit Aufenthaltsstatus) 
und dem Jugendberatungsdienst „147 - Rat auf 
Draht“ – ist die Organisation gemäß ihrem Motto 
„Jedem Kind ein liebevolles Zuhause“ in ganz 

AUS DEN GEMEINDEN
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Mit 70 unterschiedlichen Einrichtungen ist die Organisation 
„SOS-Kinderdorf“ gemäß ihrem Motto „Jedem Kind ein 
liebevolles Zuhause geben“ in fast ganz Österreich aktiv. 
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Österreich aktiv. Zusätzlich werden rund 1000 
junge Menschen durch mobile Familienarbeit 
unterstützt. „Jedes Kind soll die passende  und 
maßgeschneiderte Hilfe bekommen, die es in 
der jeweiligen Situation braucht. Sei es durch 
Stärkung der eigenen Familie oder, wenn dies 
nicht möglich sein sollte, in anderer Form“, weiß 
Wolfgang Katsch, der Geschäftsleiter der SOS-
Kinderdörfer in Westösterreich. 

Um solche Erfolgsgeschichten zu ermögli-
chen, bedarf es einer hohen Bereitschaft für 
Individuallösungen. „Um beim Beispiel von 
Max zu bleiben: Das Kinderdorf bietet zwar eine 
Nachbetreuung an, doch die, die Max gebraucht 
hat, ist weit darüber hinaus gegangen“, betont 
Arming. Finanziert wird SOS-Kinderdorf über 
Spenden und die gesetzlich verankerten Sozial-
hilfeausgaben der Länder und Gemeinden. „Uns 
ist wichtig, dass die Gemeinden auch wissen, 
dass ihre Gelder hier gut aufgehoben sind. Wenn 
man in den Kinder- und Jugendjahren investiert, 
dann kostet das was. Dies zeigt jedoch positive 
Wirkung und rechnet sich ein Leben lang. Davon 
profitiert das Kind, die Familie und die Gemein-
de. Wenn das nicht getan wird, dann sind die 
Folgekosten viel höher“, so Katsch.

Es ist wichtig, 
dass im Einzelfall 
flexibel auf jedes 
Kind eingegangen 
werden kann.“
Wolfgang Arming,  
Kinderdorf-Leiter für das Bun-
desland Salzburg

AUS DEN GEMEINDEN
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Stolz auf das SOS-Kinder-
dorf in Seekirchen: (v. l.) 
Wolfgang Arming, Leiter 
in Salzburg, Bürgermeis-
terin Monika Schwaiger 
und Wolfgang Katsch, 
Geschäftsleiter für West-
österreich. 

Mit Rat auf Draht gibt es auch eine Telefonbe-
ratung, die kostenlos, rund um die Uhr anonym 
aus ganz Österreich erreichbar ist und bei Fragen 
rasch weiterhilft. „Nicht nur für die Jugendlichen 
selbst, sondern auch für Eltern oder mit den 
familiären Problemen ihrer Bürger konfrontier-
ten Bürgermeister/innen ist Rat auf Draht eine 
wertvolle Anlaufstelle“, erläutert Katsch. 80.000 
Mal im Jahr wird dieser Dienst in Anspruch 
genommen. Erweitert wurde der Service durch 
die Chatfunktion, um näher an der Zielgruppe 
zu sein. Entsprechende Informationen finden Sie 
auf www.rataufdraht.at.  

In vielen Gemeinden sind die Mitarbeiter der 
SOS-Kinderdörfer auch tätig, weil sie zeitlich 
begrenzt Familien betreuen, wie Katsch erklärt: 
„Es gibt selbst in den besten Familien Umstände, 
wo Eltern in der Erziehung anstehen. Und genau 
für solche Situationen bieten wir im Auftrag der 
Kinder- und Jugendhilfe einen mobilen und 
präventiven Beratungsservice an. Unsere Berater 
besuchen dann ein paar Mal in der Woche die 
Familie und unterstützen bei der Erziehung. 
Auch hier mit dem Ziel, dass die Familie vor dem 
Auseinanderbrechen geschützt und zugleich ge-
stärkt wird.“ Dieser Dienst wird in fünf Bundes-
ländern (Burgenland, Kärnten, Steiermark, Tirol, 
Wien) angeboten. In Vorarlberg, Salzburg, Ober- 
und Niederösterreich gibt es ähnliche Angebote 
von anderen Organisationen.

Der Standort in Seekirchen wurde schon 1964 
gebaut. Dabei hat Seekirchen schon immer Fa-
milienfreundlichkeit (Seekirchen hat das Audit 
familienfreundlichegemeinde abgeschlossen 
und befindet sich schon im Reaudit-Prozess) 
groß geschrieben, wie Bürgermeisterin Monika 
Schwaiger berichtet: „Damals wurde in vie-
len Gemeinden angefragt, aber Seekirchen hat 
zugesagt, dass das SOS-Kinderdorf hier errichtet 
werden kann. Das Kinderdorf ist einfach ein Teil 
von Seekirchen, der ganz natürlich zu Seekir-
chen gehört, genauso wie die Ortsteile Seemoos 
oder Mödlham.“ Von einem Haus erweiterte 
man über Jahre auf zwölf Häuser. Mittlerweile 
gibt es in Seekirchen auch eine Kinderwohn-
gruppe, ein Mutter-Kind-Wohnen und betreutes 
Kinderwohnen für unbegleitete Minderjährige 
sowie eine Nachbetreuungsstelle für alle SOS-
Kinderdorfkinder, was für die Nachhaltigkeit der 
Unterstützung enorm wichtig und ein Alleinstel-
lungsmerkmal der Kinderdörfer ist. 

Kindergarten als Symbol für Inklusion. „Es ist 
schön, dass die Zusammenarbeit mit dem SOS-

Kinderdorf so gut funktioniert. Es gibt auch viele 
Überschneidungen. So übernahm die Gemeinde 
2011 den Kindergarten, den nun die Kinder aus 
dem umliegenden Wohngebiet gemeinsam mit 
den Kinderdorfkindern besuchen können. Das 
war sicher ein ganz wichtiger Schritt zur Inklu-
sion“, freut sich Schwaiger und betont, dass ihr 
Kinder und Jugendliche auch ganz persönlich 
sehr am Herzen liegen, weil sie beruflich ur-
sprünglich aus der Familienberatung kommt. 

Von der Gemeinde werden Kinderdorf-Fami-
lien behandelt wie jede andere. Es gibt in See-
kirchen nicht nur die aufsuchende Jugendarbeit 
oder den Sozialfonds, mit dem unbürokratisch 
und rasch in Notsituationen geholfen werden 
kann, sondern auch die Familienförderung, bei 
der Familien bei der Geburt eines Kindes sowie 
beim dritten, sechsten und zehnten Geburtstag 
eine finanzielle Unterstützung erhalten. „Das be-
kommen natürlich auch Kinderdorf-Eltern“, so 
Schwaiger. Sonst leistet die Gemeinde keine lau-
fenden Beiträge für die Einrichtung, unterstützt 
aber beispielsweise bei behördlichen Anliegen, 
wenn diese erforderlich sind, oder beim Fördern 
der Toleranz.

Für die umtriebige Bürgermeisterin ist die 
Einrichtung heute nicht mehr wegzudenken: 
„Früher waren die Hauptgruppe in den SOS-
Kinderdörfern Waisen. Heute sind es Kinder, 
deren Eltern nicht mehr für sie sorgen können. 
Das ist eine ganz traurige Entwicklung unserer 
Zeit. Ich bewundere alle Kinderdorf-Eltern für 
ihre Arbeit, die sie hier leisten, und es erfüllt uns 
mit Stolz, dass das SOS-Kinderdorf bei uns in 
Seekirchen ist.“ 

MAG. CARINA RUMPOLD IST REDAKTEURIN BEIM  
ÖSTERREICHISCHEN GEMEINDEBUND

 carina.rumpold @ gemeindebund.gv.at

Es erfüllt 
uns mit Stolz, 
dass das SOS-
Kinderdorf bei 
uns in Seekir-
chen ist.“
Monika Schwaiger, 
Bürgermeisterin von 
Seekirchen
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Die Antragstellung für ein 
INTERREG-Kleinprojekt ist 

dank der Unterstützung durch 
das Regionalmanagement OÖ 

gut zu bewerkstelligen.

Die EU stellt 
die Weichen für 
ein gemeinsa-
mes Europa,  
aber es sind 
die Menschen, 
die den euro-
päischen Zu-
sammenhalt 
stärken.“
Brigitte Dieplinger, 
Regionalmanagement OÖ

Aufruf zur Projekteinreichung
Die nächste Frist zur Einrei-
chung von oö-bayerischen 
Kleinprojekten läuft am 15. 
Oktober 2017 ab. Grenzüber-
greifende Projekte, die von 
mindestens einem Partner 
in Oberösterreich und einem 
Partner in Bayern gemeinsam 
geplant und umgesetzt wer-
den, erhalten bis zu 75 Pro-

zent EU-Förderung. Kostenlose 
Beratung und Unterstützung 
gibt es beim Regionalmanage-
ment OÖ. Die Regionalma-
nagement OÖ GmbH hat den 
Auftrag, die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit der 
oberösterreichischen Regionen 
mit den bayerischen Nachbar-
regionen zu unterstützen und 

als Ansprechpartner auf regio-
naler Ebene nachhaltige grenz-
überschreitende Kooperationen 
und Projekte aufzubauen.  

Infos unter  
0043 7722 65100 oder  
per E-Mail an  
brigitte.dieplinger@rmooe.at
www.rmooe.at.com

OBERÖSTERREICH
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Vorsorgepreis – auch Gemeinden können einreichen
Gesundheit ist kein Zufall! 
Das Rezept: Regelmäßige 
Bewegung, ausgewogene 
Ernährung und gezielte 
Entspannung. 
Der Vorsorgepreis der In-
itiative „Tut gut!“ holt die 
kreativsten, nachhaltigsten 
und innovativsten Vorsorge-
projekte aus ganz Österreich 
und heuer erstmals auch aus 
europäischen Regionen vor 
den Vorhang. Kommendes 
Jahr wird der Vorsorgepreis 
mittlerweile zum siebenten 
Mal verliehen. Seit 2008 
wurden mehr als 1600 
Projekte aus ganz Österreich 
eingereicht. Davon wurden 
die besten 54 mit dem Vor-
sorgepreis ausgezeichnet.
Die Moderatorin Vera Russ-
wurm unterstützt seit Jahren 
das Projekt persönlich. 

„Gesundheitsvorsorge ist ein 
Thema, das uns alle persön-
lich betrifft. Deshalb ist es 
so wichtig, sich und andere 
immer wieder zu motivie-

ren, prophylaktisch aktiv zu 
werden. Der Vorsorgepreis 
hilft dabei und zeigt auf, wie 
viel diesbezüglich in Öster-
reich bereits geleistet wird“, 

so Vera Russwurm.
Egal ob Schule, Kindergar-
ten, Gemeinde oder Unter-
nehmen. Bildungseinrich-
tungen, Kommunen und 
Betriebe können noch bis 22. 
Oktober Projekte im Bereich 
Gesundheitsförderung und 
Prävention einreichen.
Zu gewinnen gibt es den 
Preis in den drei Katego-
rien Bildungseinrichtungen, 
Gemeinden/Städte und 
Betriebe. 

Karl-Heinz Feldhoff, Jurymitglied und Leiter des Kreisgesundheits-
amtes Heinsberg/Deutschland, Moderatorin Vera Russwurm, Nieder-
österreichs Landeshauptfrau Johanna Mikl-Leitner und Landesrat 
Ludwig Schleritzko präsentierten den Vorsorgepreis.

MITMACHEN 
Einreichung bis 22. 10. 2017 
auf www.vorsorgepreis.at.



K eine einfache Aufgabe, gilt es hier doch 
verschiedenste, teils entgegengesetzte 
Interessen wie Befahrbarkeit, Ver-
kehrssicherheit, Wirtschaftlichkeit und 
Umweltschutz zu berücksichtigen. Ein 

Modell, das Entscheidungsträgern wertvollen 
Input bei der Entwicklung von Einsatzstrategien 
liefern kann, wurde heuer im Rahmen des KFV-
Forschungspreises 2017 ausgezeichnet.

Das von DI Dr. Peter Nutz entwickelte Modell 
zur Optimierung der Winterstreudienste auf Ös-
terreichs Straßen stellt den Zusammenhang zwi-
schen bestehenden Wetterereignissen, Griffig-
keit der Fahrbahn und Winterdienstmaßnahmen 
her. Auf diese Weise kann eine Einsparung an 
Taumitteln bei gleichbleibend hoher Verkehrssi-
cherheit erzielt werden –  ein Ergebnis, von dem 
Straßenbetreiber, Umwelt und Verkehrsteilneh-
mer gleichermaßen profitieren. 

Gesamtheitliches Modell für individuelle 
Lösungen. In seiner Arbeit beschreibt DI Dr. 
Peter Nutz den physikalischen Zusammenhang 
zwischen Schnee bzw. Eis, Winterdienstmaß-
nahmen und Straßengriffigkeit. Damit können 
beispielsweise die Entwicklung der Griffigkeit 
bei Schneefällen prognostiziert und die Winter-
dienstverantwortlichen bei der Wahl geeigneter 
Maßnahmen zur Sicherstellung der Verkehrssi-

cherheit unterstützt werden. Als Modellparame-
ter fungieren dabei Gefrierpunkte von Auftau-
mitteln, Fahrbahntextur, Niederschlagsmenge, 
Temperatur und Auftaumittelmenge auf der 
Fahrbahn. „In dieser Arbeit wurden sowohl Ver-
kehrssicherheit als auch ökologische und öko-
nomische Aspekte zu einem praxistauglichen 
Gesamtmodell vereint, das auf allen Ebenen 
Vorteile für Nutzer und Gesellschaft bringt. Eine 
ausgezeichnete Weiterentwicklung des moder-
nen Winterdienstes auf Österreichs Straßen“, so 
Dr. Othmar Thann, Direktor des KFV. 

Sicher unterwegs bei Eis & Schnee. Allein im 
Jahr 2016 haben sich mehr als 1200 Verkehrsun-
fälle auf Österreichs Straßen unter winterlichen 
Bedingungen wie Schnee, Eis und Schneematsch 
ereignet. Dabei waren 1588 verletzte und 16 ge-
tötete Personen zu beklagen. Österreichweit liegt 
der Anteil der Unfälle mit Personenschaden auf 
winterlichen Fahrbahnen am Gesamtunfallge-
schehen somit bei 3,26 Prozent. Zwar leistet der 
Winterdienst der Gemeinden einen bedeutenden 
und grundlegenden Beitrag zur Aufrechterhal-
tung der Verkehrssicherheit bei winterlichen 
Witterungsverhältnissen. Doch das entbindet 
die Verkehrsteilnehmer nicht von ihrer Eigen-
verantwortung. Nur wer vorausschauend und 
den Fahrbahnbedingungen angemessen fährt, ist 
auch tatsächlich sicher unterwegs. 

Jedes Jahr aufs Neue stellt die kalte Jahreszeit Gemeinden und ihre 
Mitarbeiter vor die besondere Herausforderung, die Sicherheit und 
Benutzbarkeit der Verkehrswege aufrecht zu erhalten. 

VORLAGEN

SICHERE FAHRT  
DURCH DEN WINTER

Eine  
ausgezeichnete 
Weiterentwick-
lung des 
modernen 
Winterdienstes 
auf Österreichs 
Straßen.“
Dr. Othmar Thann, 
Direktor des KFV, über die 
mit dem Forschungspreis 
ausgezeichnete Arbeit FO
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Allein im Jahr 2016 haben sich 
mehr als 1200 Verkehrsunfälle 
auf Österreichs Straßen unter 

winterlichen Bedingungen 
wie Schnee, Eis und Schnee-

matsch ereignet.

DER KFV-FORSCHUNGSPREIS 

Bereits zum dritten Mal wurde 
heuer der KFV-Forschungspreis 
verliehen. Er verfolgt das Ziel, 
Forscherinnen und Forscher zur 
Entwicklung neuer Methoden in 
der Gestaltung sicherer Lebenswel-
ten zu motivieren und ihre Ideen 
der Öffentlichkeit zu präsentieren. 
Das KFV bietet diesen wertvollen 
wissenschaftlichen Impulsen die 
Chance auf praktische Umsetzung 
und somit allen Einreichern die 
Möglichkeit, ihren persönlichen Bei-
trag zu mehr Sicherheit in unserer 
Gesellschaft zu leisten.

https://forschungspreis.kfv.at/
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Einreichungen bis 22. Oktober 

unter www.vorsorgepreis.at

DER WETTBEWERB DER BESTEN IDEEN UND 
PROJEKTE FÜR DIE GESUNDHEITSVORSORGE

VORSORGEPREIS
EUROPÄISCHER REGIONEN



OBERÖSTERREICHISCHER GEMEINDEBUND

70 JAHRE UND  
KEIN BISSCHEN 
LEISE
Vor 70 Jahren, ganz genau am 28. Oktopber 
1947, wurde der Oberösterreichische Landge-
meindebund unter seinem ersten Präsidenten, 
Bürgermeister Florian Födermayr, gegründet.

BILDERGALERIE  
Mehr Eindrücke  
vom Jubiläum

sind unter dem Link 
www.cityfoto.at/ 

content/de/ 
fotogalerie/13341

erhältlich.

Das Jubiläum nahmen der Präsident des 
OÖ Gemeindebundes, Bgm. Hans Hing-
samer und sein Team zum Anlass, Mitte 

September im Rahmen eines Galaabends in der 
Messehalle Ried gebührend zu feiern. Dabei ging 
es nicht nur um die Vergangenheit, sondern 
es wurde auch in die Zukunft der kommunalen 
Ebene geblickt.

Knapp 600 Bürgermeisterinnen und Bürger-
meister, Amtsleiterinnen und Amtsleiter sowie 
hochrangige Gäste aus allen Bereichen des öf-

fentlichen Lebens und der Wirtschaft feierten den 
runden Geburtstag. Sieben Jahrzehnte der Arbeit 
im Interesse der Gemeinden unseres Bundeslan-
des, die vor allem von engagierten Persönlichkei-
ten geprägt waren. Im Rahmen der Feier wurde 
daher ihnen allen gedankt und Univ.Prof. HR Dr. 
Hans Neuhofer für sein kommunales Lebenswerk 
geehrt sowie Landeshauptmann a. D. Dr. Josef 
Pühringer für seine Verdienste um die oberöster-
reichischen Gemeinden die Ehrenmitgliedschaft 
des OÖ Gemeindebundes verliehen. 
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Kooperiert eine Gemeinde mit der Verkehrs-
behörde und der Polizei, ist es ihr heute 
möglich, eigenständig Verkehrsüberwa-

chungsmaßnahmen zu initiieren. Bewiesen hat 
das ein Pilotprojekt in Perchtoldsdorf bei Wien, 
das bereits Ende 2015 erfolgreich in den Regelbe-
trieb übergegangen ist. 

Die Gemeinde muss dazu ein Verkehrssicher-
heitskonzept erstellen, genehmigen lassen, stati-
onäre Radar- bzw. Lasermessgeräte bereitstellen 
und diese durch die Polizei betreiben lassen. So 
übt sie selbst keine verkehrsbehördliche Funk-
tion aus. Datenschutzrechtliche Verpflichtungen 
bleiben ihr dadurch erspart und die Personalkos-

Immer mehr Kommunen werden aktiv, um die Sicherheit im Ort zu erhöhen. Sie führen 
selbst Geschwindigkeitsüberwachungen durch und senken so die Unfallzahlen.

ten sowie der administrative Aufwand liegen bei 
der Polizei.

Auf Fachtagungen, ausgerichtet von der 
FSV, erklären Experten allen interessierten 
Gemeindevertretern Punkt für Punkt wie die 
Geschwindigkeitskontrollen praktisch umzu-
setzen sind. Auf Einladung von Städtebund und 
Gemeindebund finden noch zwei Fachtagungen 
mit identem Programm statt: Am 8. November in 
Gmunden sowie am 27. November in Imst.  

 

Infos und Anmeldung zur Fachtagung auf  
www.fsv.at

FACHTAGUNG

MEHR VERKEHRSSICHERHEIT 
FÜR GEMEINDEN 
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www.nwbg.at | office@nwbg.at
2340 Mödling: T 02236/44800 | 2344 Maria Enzersdorf: T 02236/405
Wir bauen. Sie wohnen.

Bauen. Wohnen.

Geförderter Wohnbau in ganz Niederösterreich.
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BURGENLAND KÄRNTEN

Das Projekt „Naturschutz-
beratung für Gemeinden“ 
hat im Jänner 2017 begon-
nen und ist für drei Jahre 
geplant. Es wurden persön-
liche Beratungsgespräche 
in insgesamt 85 Gemeinden 
in den Bezirken Eisenstadt, 
Oberpullendorf und Ober-
wart sowie in einzelnen 
weiteren Gemeinden, die 

sich selbst bei den Projekt-
verantwortlichen gemeldet 
haben, geführt. Eine indivi-
duelle Beratung ist aufgrund 
von sehr unterschiedlichen 
Landschaftstypen in den 
Gemeinden Voraussetzung 
für die Pflege und Erhaltung 
von Streuobstbeständen, 
Feuchtbiotopen und Tro-
ckenrasenflächen. 

Naturschutzberatung 
wird gut angenommen

Prämien für Studenten,  
die im Ort bleiben
In Kärnten ist ein Wettbie-
ten um Studentinnen und 
Studenten ausgebrochen. 
Die Heimatgemeinden bie-
ten den jungen Leuten bis 
zu 600 Euro pro Jahr, wenn 
sie ihren Hauptwohnsitz 
beibehalten. 
St. Andrä im Lavanttal hat 
rund 10.000 Einwohner. 
Wenn die Gemeinde unter 
diese Grenze fällt, verliert 
sie eine hohe sechsstelli-
ge Summe aus dem Fi-
nanzausgleich, berichtete 
Vizebürgermeister Daniel 

Fellner auf ORF-Kärnten. Es 
zählt also jeder Einwohner, 
weshalb man sich dazu ent-
schlossen hat, Maturanten, 
die zum Studieren wegzie-
hen, mit einer 600-Euro-
Prämie dazu zu bewegen, 
ihren Hauptwohnsitz beizu-
behalten.
St. Andrä ist aber nicht die 
einzige Gemeinde, die Stu-
dierende derart ködert. So 
lassen etwa die Gemeinden 
Steuerberg und Bad Klein-
kircheim jährlich 200 Euro 
springen.
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Studenten müssen oft pendeln. Ihren Wohnsitz können sie aber 
trotzdem in ihrer Heimatgemeinde behalten.

Landesrätin Astrid Eisenkopf, Bürgermeisterin Judith Pratl, Alfred 
Bieberle (Landesinnungsmeister der Gärtner und Floristen) und 
Klaus Michalek, Geschäftsführer des Naturschutzbundes Burgen-
land, bei der Besichtigung der Lindenallee in Hornstein.

Rechtsschutz gegen 
Staatsverweigerer?

In ganz Österreich kommt 
es in letzter Zeit zu Klagen 
von sogenannten „Staats-
verweigerern“ gegen 
öffentliche Bedienstete. In 
Kärnten überlegt die Lan-
desregierung jetzt dafür eine 
Rechtsschutzversicherung 
abzuschließen. Mit dem Ab-
schluss einer Versicherung 

sollen einerseits die Lan-
desbediensteten geschützt 
werden, andererseits sollen 
durch die Versicherung die 
Landesfinanzen geschont 
werden. Im Fall einer Ver-
urteilung müssen zwar die 
Dienstnehmer die Kosten 
selbst tragen. Kommt es 
aber zu einer Einstellung 
oder Diversion, ist das Land  
verpflichtet, die Kosten zu 
übernehmen. 

Straßenbeleuchtung 
per Geldeinwurf

In Oberdrosen, einem Orts-
teil von St. Martin an der 
Raab, werden um elf Uhr 
abends die Straßenlaternen 
abgeschalten. Wer danach 
Licht braucht, bekommt es 
jetzt gegen Einwurf von 50 
Cent.
Die Münzautomaten hängen 
an vier Plätzen an Straßen-
laternen. Diese leuchten 
nach Einwurf einer Münze 

für einige Minuten. Die Idee 
dazu hatte der Künstler 
Christian Ruschitzka. Er 
nennt das Projekt „Nacht-
kerzen“, denn wie bei den 
gleichnamigen Blumen, 
bei denen sich die Blüten 
innerhalb weniger Minuten 
öffnen, erhellt die Stra-
ßenbeleuchtung für kurze 
Zeit die Umgebung, und 
gegen den kleinen Obolus 
lässt sich die Angst vor dem 
Dunklen beenden.
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NIEDERÖSTERREICH OBERÖSTERREICH

Seit mehreren Jahren 
fördert das Land Oberös-
terreich die Neuerrichtung 
sowie die Revitalisierung 
von Kleinwasserkraftanla-
gen. Zusätzlich zur erhöhten 
Landesförderung soll nun 
auch mit einer kostenlosen 
Beratungsaktion durch den 

OÖ Energiesparverband die 
Ökostromproduktion der 
mehr als 600 Kleinwasser-
kraftwerke in Oberöster-
reich gesteigert werden.

Die Bahnverbindungen soll verbessert werden. Gleichzeitig soll 
aber auch das Autobahnnetz ausgebaut werden.

Das „Mobilitätspaket 
NÖ 2018–2022“ soll den 
öffentlichen Verkehr mit 
dem Individualverkehr und 
kleine Gemeinden mit dem 
urbanen Raum verbinden.
Im Bereich des öffentlichen 
Verkehrs werden die Mittel 
für die Bahnverbindun-
gen schrittweise bis 2022 
verdoppelt. Weiters soll 
es Taktverdichtungen auf 
den S-Bahn-Achsen geben 
sowie mehr Züge auf den 
Regionalbahnen, weiters 

eine Vervierfachung der 
Taktverbindungen rund um 
Wien, Investitionen von 80 
Millionen Euro für attrakti-
vere Busverbindungen und 
eine Modernisierung der 
Bahnhöfe.
Für den Individualverkehr 
sollen fünf Autobahnen und 
drei Schnellstraßen ausge-
baut werden. Um öffentli-
chen und Individualverkehr 
zu verbinden werden zu-
sätzliche Park & Ride-Plätze 
geschaffen.
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Kleine Gemeinden mit 
Städten vernetzen

Förderung für 123 
LEADER-Projekte

In den vergangenen beiden 
Jahren wurden 143 Anträ-
ge für LEADER-Projekte bei 
der niederösterreichischen 
Wirtschaftsagentur ecoplus 
eingereicht. Zu 123 dieser 
Projekte wurden von der 
Landesregierung Förder-
beschlüsse gefasst. Es gibt 
Projekte zur Verbesserung 
der Barrierefreiheit in Ge-

meinden, zur touristischen 
Attraktiverung von regi-
onalen Museen, regionale 
Marketinginitiativen zu den 
Themen Kulinarik, Radtou-
rismus und Naturerlebnis 
sowie innovative Mobili-
tätskonzepte. Beispielsweise 
wurde in der Region Buck-
lige Welt-Wechselland das 
kulinarische Kooperations-
projekt „Sooo gut schmeckt 
die Bucklige Welt“ aufge-
baut.

 energiesparverband.at 

Das Ökostrom-Potenzial soll besser ausgeschöpft werden  
(Symbolbild).

Beratungsaktion für  
Kleinwasserkraftwerke

Streit um Investi-
tionsprogramm

SPÖ und Grüne werfen der 
schwarz-blau dominierten 
Landesregierung vor, einen 
Teil der Gelder aus dem 
„Kommunalen Investitions-
programm“ des Bundes für 
den Landeshaushalt einzu-
behalten und nicht an die 
Gemeinden weiterzugeben. 
Die beschlossene Umset-
zungsvariante des „Kom-
munalen Investitionspro-
gramms“ in Oberösterreich 
sei ein eindeutiger Verstoß 
gegen die Intention der 
Maßnahme, wonach die 
zusätzlichen Gelder voll-

ständig den Gemeinden 
zugute kommen sollten, 
meint SPÖ-Landesrätin 
Birgit Gerstdorfer. ÖVP 
und FPÖ würden damit die 
Umsetzung von Gemeinde-
projekten und die Schaffung 
zusätzlicher regionaler 
Arbeitsplätze verhindern.
ÖVP- Landesrat Max Hie-
gelsberger verteidigt den 
in der Landesregierung ge-
fassten Beschluss: „Bei allen 
bisherigen Bundesförderun-
gen gehen wir nach diesem 
Muster vor, dass das Land 
nur jenen Betrag fördert, der 
nach Abzug des Bundesbei-
trages bleibt.“ 
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SALZBURG STEIERMARK
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Unter dem Phänomen „Lit-
tering“ versteht man das 
achtlose Liegenlassen und 
Wegwerfen von Abfällen 
an ihrem Entstehungsort im 
öffentlichen Raum, ohne die 
dafür vorgesehenen öffent-
lichen Mistkübel zu nutzen. 
Typische Littering-Abfälle 
sind kurzlebige Konsum-
güter und Take-Away-Pro-
dukte wie Verpackungen, 
Zeitungen, Zigarettenstum-
mel und ähnliches. Eine 
Salzburger Studie zeigt, 

dass das größte Problem 
vor allem das Wegwerfen 
von Einweg-Getränkever-
packungen, also Dosen ist. 
Als wirksamste Maßnahme 
dagegen gilt die Einführung 
eines Pfandsystems.
Bei der Detailauswertung 
der reinen Littering-Abfälle 
entfallen 59 Prozent auf die 
Gruppe der Getränkever-
packungen (Metall, Glas, 
Verbundkarton), dahinter 
folgen sonstige Kunststoff-
verpackungen und Papier.

Was achtlos  
weggeworfen wird

Ein Pfandsystem auf Getränkeleerverpackungen gilt als wirksame 
Maßnahme gegen Müllberge.

Waldbesitzer und Mountain- 
biker schließen Frieden
Nach mehr als einem Jahr 
Vorbereitungs- und Ver-
handlungszeit wurde ein 
von allen Seiten getragenes 
steirisches Mountainbike-
Projekt präsentiert. 
Die rechtlichen Grundlagen 
für Grundeigentümer und 
Mountainbiker sowie für 
die Tourismusverbände und 
Kommunen werden jeweils 
individuell vertraglich ge-
regelt. Es wird jedoch dazu 

entsprechende Rahmen- 
verträge geben. 
Eine zentrale Rolle in der 
Entwicklung des Mountain-
bikings werden auch die 
Tourismusverbände  
und Gemeinden einneh-
men. Waldbesitzer sollen 
mit regionalen Verbänden 
oder Kommunen einen  
Vertrag zur Nutzung ihrer 
Wege abschließen  
können.

Uneingeschränkte freie Fahrt wird es auch in Zukunft nicht geben.

Sicher in die Schule
 
Mit Beginn des Schuljahres 
startete das Pilotprojekt 
„Sicher in die Schule” für 
10- bis 14-Jährige in zwei 
Modellregionen in der 
Steiermark und Kärnten. 
Insgesamt sechs Gemein-
den erarbeiten gemeinsam 
mit dem Kuratorium für 
Verkehrssicherheit (KFV) 
maßgeschneiderte Lösun-
gen für mehr Sicherheit am 
Schulweg.
Expertinnen und Experten 
werden analysieren, welche 

Wege die Kinder häufig 
benützen, und identifizieren 
Gefahren wie etwa schlecht 
erkennbare Bodenmar-
kierungen. Gemeinsam 
mit Gemeinde, Schule und 
Eltern erarbeiten sie dann 
ein maßgeschneidertes 
Programm, um Risikostellen 
zu beseitigen, etwa mit Ge-
schwindigkeitsbegrenzun-
gen wie Tempo-30-Zonen 
vor Schulen. Zu den mögli-
chen Maßnahmen gehört es 
auch, andere Verkehrsteil-
nehmer zu sensibilisieren, 
beispielsweise mit Plakaten.

Neue Seen als  
Touristenattraktion

Nach Unwettern im Som-
mer gibt es in der Gemein-
de Kleinarl zwei neue Seen, 
die durch Murenabgänge 
entstanden sich und sich 
schnell zu Sehenswürdig-
keiten entwickelt haben. Der 
Andrang zeitigt aber bereits 
negative Auswirkungen auf 
die Umwelt, denn die Gäste 
hinterlassen viel Müll. Der 

Förster Josef Haitzmann, 
Verwalter des Grundeigen-
tümers, machte nun darauf 
aufmerksam, dass es an den 
Seen keine genehmigten La-
ger-, Zelt- oder Feuerplätze 
gibt und hat Zäune und Ver-
botsschilder aufgestellt. Die 
Gemeinde will die Besucher 
aber nicht ganz aussperren. 
Die neuen Seen sollen als 
Erholungsraum jedem offen 
stehen, wünscht man sich in 
Kleinarl.
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TIROL VORARLBERG
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Eine interaktive Karte zeigt, welche Tiroler Dächer stark von der 
Sonne bestrahlt werden.

Unter www.tirolsolar.at 
stellt das Land Tirol seit 
vergangenem Jahr einen 
Online-Kartendienst zur 
Verfügung auf dem Mann 
sehen kann, welche Dächer 
sich für Solaranlagen eig-
nen. Rund 295.000 Zugriffe 
zeigen, dass das Interesse an 
der Nutzung umweltfreund-
licher Energie hoch ist.
SOLAR TIROL ist ein web-
basiertes Online-Tool mit 
räumlich hochaufgelösten 
Solarpotentialkarten und 

entwickelten konkreten 
Empfehlungen für die 
Ausbaumöglichkeiten der 
Solarenergie in Tirol. Die 
frei zugängliche Datenbank 
soll es sowohl öffentlichen 
als auch privaten Nutzern 
ermöglichen, die Solarpo-
tentiale auf den einzelnen 
Dachflächen und die für die 
Nutzung optimale Techno-
logie zu ermitteln.

Hat Ihr Haus  
Solarpotenzial?

Wohnen um  
fünf Euro

Mit dem sogenannten 
5-Euro-Wohnen will Tirol 
neue Maßstäbe für leistbares 
Wohnen setzen. Nach dem 
ersten erfolgreich realisier-
ten Pilotprojekt in Schwaz, 
das als Anschauungsobjekt 
von zahlreichen Bürger-
meistern und Delegationen 
aus anderen Bundesländern 
besucht wurde, sind immer 

mehr Gemeinden an einem 
solchen Bauvorhaben inter-
essiert. 
5-Euro-Wohnen bedeutet, 
dass der Brutto-Mietpreis 
– also inklusive Heiz- und 
Betriebskosten sowie Um-
satzsteuer – fünf Euro pro 
Quadratmeter betragen soll. 
In Kooperation mit dem 
Tiroler Bodenfonds wird 
nun in Inzing eine 5-Euro-
Wohnanlage errichtet. 

Die Obstbörse Vorarlberg ist wieder gestartet.

Vermitteln statt verfaulen
Heimisches Streuobst soll 
nicht im Garten verfaulen, 
sondern gezielt verwertet 
werden. Nach den Erfolgen 
in den vergangenen Jahren 
wird auch heuer zur Ernte-
zeit eine „Obstbörse Vorarl-
berg“ angeboten, um Obst, 
das im Garten zu verderben 
droht, an Interessenten zu 
vermitteln. 
Im Rahmen der Obstbörse 
stehen die teilnehmenden 
Obst- und Gartenbauver-
eine sowohl Anbietern 

als auch Nachfragern zur 
Verfügung. Diese werden 
von den jeweiligen Obst- 
und Gartenbauverein an 
Personen vermittelt, die 
Obst und/oder Beeren aus 
privaten Gärten suchen. Der 
jeweilige Obst- und Garten-
bauverein ist beiden Seiten 
bei der Suche behilflich, 
ohne eine Konkurrenz zu 
den bestehenden Initiativen 
zu sein. 

 tirolsolar.at

 ogv.at

Weiterbildung für 
freiwillig Engagierte

Das Land Vorarlberg unter-
stützt mit der Vorarlberg 
Akademie den Einsatz, 
den Freiwillige Tag für Tag 
erbringen. In den Seminaren 
geht es darum, persönliche 
Fähigkeiten weiterzuent-
wickeln und Fachwissen zu 
erlernen und zu vertiefen. 
Die inhaltlichen Schwer-
punkte des Herbstpro-
gramms 2017 sind Vereins-
führung, Kommunikation, 

das Finden neuer Mitglieder 
sowie das Ansprechen neu-
er Zielgruppen. Ein weiterer 
Schwerpunkt ist der Bereich 
Integration. Im Vordergrund 
stehen dabei Fragen wie 
„Wie können wir die in 
Vorarlberg ankommenden 
Asylsuchenden unterstüt-
zen?“ und „Was brauchen 
sie, was brauchen wir für 
ein gutes Zusammenleben?“

BÜRO FÜR ZUKUNFTSFRAGEN

 zukunftsbuero@ 
vorarlberg.at 
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Bürgermeister ist  
neuer Bauernbund-Chef
NÖCHLING/WIEN // Nöchlings Bürger-
meister Georg Strasser legte sein Amt Ende 
August aufgrund seiner neuen Aufgabe als 
Bauernbund-Präsident zurück. Er folgt 
Jakob Auer, der nach sechs Jahren bereit für 

einen Generati-
onswechsel ist. 
Die politische 
Laufbahn von 
Georg Strasser 
begann 2005 mit 
dem Einstieg in 
den Gemeinderat. 
„Ich bin gefragt 

worden, ob ich Mitglied werden möchte, 
und es war mir bewusst, dass es Leute in 
der Kommunalpolitik braucht, die etwas 
verändern“, meint Strasser. Zu der Zeit war 
er junger Familienvater und Quereinsteiger 
in der Politik. Seit 1999 ist der 46-Jährige als 
Landwirt tätig. 2009 wurde er Bürgermeister 
der 1085-Einwohner-Gemeinde Nöchling 
in Niederösterreich, was sich gut mit den 
landwirtschaftlichen Tätigkeiten vereinba-
ren ließ: „Als Landwirt muss man flexibel 
sein, wie auch als Bürgermeister. Natürlich 
gibt es gewisse Stoßzeiten, zu denen man im 
Stall sein muss, aber der Rest kann beliebig 
eingeteilt werden.“
Die Zukunft seiner Gemeinde ist ihm trotz 
allem wichtig. „Ich wünsche mir, dass die 
positive Entwicklung in den letzten 40 Jah-
ren in Nöchling oder besser gesagt in ganz 
Niederösterreich weiterhin anhält“, meint 
Strasser hoffnungsvoll. Auch ein Nachfolger 
für die Wahl am 13. September 2017 steht 
schon fest: „Mein Nachfolger, der Landwirt 
Roman Grabner, hat mein vollstes Vertrau-
en, und ich wünsche mir, dass er genauso 
sparsam und effizient handelt wie es bisher 
war und dass er die Bürgernähe aufrecht 
erhalten wird.“
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Wechsel an der Spitze
PAUDORF // Josef Böck wurde am 4. Sep-
tember 2017 bei der Sitzung des Gemeindera-
tes der niederösterreichischen Marktgemeinde 
Paudorf mit 19 Stimmen zum neuen Bür-
germeister gewählt. Er ist ganz und gar kein 
Neuling in der Politik, denn er war bereits seit 

2008 Vizebür-
germeister der 
2547-Einwoh-
ner-Gemeinde 
Paudorf im 
Bezirk Krems-
Land.

PERSONALIA  

Rücktritt: 42 Jahre in der Kommunalpolitik 
müssen genug sein
PUCHBERG am SCHNEEBERG // Michael Knabl legte sein Amt als Bür-
germeister der niederösterreichischen Gemeinde Puchberg am Schneeberg 
zurück. Der bald 70-Jährige will sein Amt in jüngere Hände übergeben. Sein 
Nachfolger wird voraussichtlich am 11. Oktober 2017 in einer Gemeinderats-
sitzung gewählt. Mit 60 plante der Altbürgermeister erstmals, die Pension 

anzutreten, was er als Lehrer auch in die Tat 
umsetzte. Doch als Bürgermeister war es 
für ihn noch nicht zu Ende: „Ich wurde von 
den Kollegen überredet, nochmal fünf Jahre 
Bürgermeister zu sein. Mit 65 Jahren haben sie 
mich nochmal überredet. Doch jetzt, mit fast 
70, habe ich beschlossen, dass ich auf meinen 
Körper hören muss. 42,5 Jahre in der Kom-
munalpolitik müssen genügen.“
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Rücktritt für 2019 
angekündigt 
HADRES //  Nach 27 Jahren als 
Bürgermeister der niederösterrei-
chischen Marktgemeinde Hadres 
im Pulkautal kündigt Karl Weber 
seinen Abschied für 2019 an. „Das 
Urgestein“ wird die Führung der 
1700-Einwohner-Gemeinde im 

Bezirk 
Holla-
brunn in 
jüngere 
Hände 
überge-
ben.
Mit  
1. Dezem-

ber 2017 wird er als Amtsleiter in 
die Altersteilzeit wechseln. „Mei-
ne Pläne für die Zukunft sind vor 
allem, mehr Zeit mit der Familie 
und meinen fünf Enkelkindern zu 
verbringen“, so Weber. 2019 wird 
er dann die wohlverdiente Pension 
antreten und sich in den Ruhestand 
begeben.

Ex-Exerziermeister 
ist Bürgermeister

PERG  // Nachdem Georg Hartl 
am 11. Juli 2017 gesundheitsbe-
dingt sein Amt als Bürgermeisters 
der niederösterreichischen Ge-
meinde Berg im Bezirk Bruck an 
der Leitha niedergelegt hat, trat 
Andreas Hammer mit der offiziel-
len Angelobung am 21. Juli 2017 in 
seine Fußstapfen. Dieser möchte 
die 840-Einwohner-Gemeinde 
Berg im Sinn seines Vorgängers 
weiterführen, nämlich „bürger-
nah und zukunftsorientiert“.
Hammer wurde 1970 im steiri-
schen Fürstenfeld geboren und 
kam nach einer Zwischenstation 
in Wien 2007 und dem Bundes-
heer (er war Exerziermeister der 
Gardekompanie in Wien) nach 
Perg. 
2010 übernahm er auf Vorschlag 
Georg Hartls das Amt des Vize-
bürgermeisters von Perg und 
bezeichnet sich deswegen selbst 
als „politischen Quereinsteiger“.
„Das Amt erfüllt und ehrt mich 
mit besonderem Stolz, da ich mir 
bewusst bin, dass es für einen 
Zuagroasten nicht so einfach 
und selbstverständlich ist, die 
Geschicke eines Ortes zu lenken. 
Aber Heimat ist dort, wo das Herz 
ist! Mein Herz ist eben in Perg“, so 
der neue Bürgermeister.

Belgier neuer  
Präsident des AdR
BRÜSSEL // 
Karl-Heinz 
Lambertz, 
Senator der 
deutsch-
sprachigen 
Gemein-
schaft Bel-
giens (DG), 
wurde Mitte 
Juli von den Mitgliedern des Europäischen 
Ausschusses der Regionen (AdR) zu ihrem 
neuen Präsidenten für die kommenden 
zweieinhalb Jahre gewählt. Er löst damit 
den Finnen Markku Markkula ab.
Lambertz schloss sein Studium der Rechts-
wissenschaft mit dem belgischen Lizentiat 
ab, daneben hatte er auch deutsches Recht 
in Heidelberg studiert. Von 1976 bis 1980 
wirkte er als Assistent an der juristischen 
Fakultät der Université catholique de Lou-
vain, von 1980 bis 1981 als Berater im Kabi-
nett des belgischen Ministers für institutio-
nelle Reformen sowie als stellvertretender 
Direktor der AG Aerotech mit. 1981 wurde 
er Berater der regionalen Investitionsgesell-
schaft Société Régionale d’Investissement 
de Wallonie; diese Funktion übte er bis 
1990 aus. Von 1988 bis 2010 war er Dozent 
für deutsche Rechtsterminologie an der 
Université catholique de Louvain.
Bei der Vorstellung seiner Prioritäten als 
Präsident kündigte er an, dass der AdR 
auch weiterhin einen Beitrag zu den Über-
legungen über die Zukunft der EU leisten 
und sich für die Kohäsionspolitik einsetzen 
werde. Der neue Präsident strebt einen 
engen Schulterschluss zwischen dem AdR 
und allen Städten und Regionen in Europa 
an und will die Beziehungen zwischen den 
Institutionen der EU vertiefen. Zu seinen 
weiteren Prioritäten als Präsident erklärte 
Karl-Heinz Lambertz außerdem die Pflege 
der Beziehungen zu den anderen EU-Insti-
tutionen, damit die Stimme der AdR-Mit-
glieder in Brüssel gehört wird, und einen 
intensiveren Austausch mit allen regionalen 
Verbänden und Partnern.

LINKS ZUM THEMA  

Mehr Personalia gibt es 
auch auf

 
gemeindebund.at 
kommunalnet.at
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TERMINE  
IM HERBST

Wasserkraftanlagen haben oft einen erheb-
lichen Einfluss auf die Gewässerökologie.  
Wasserkraftanlagen erzeugen sauberen und 
regenerativen Strom. Im Sinne eines ganz-
heitlichen Ansatzes für unsere Zukunft gilt es 
einen gemeinsamen Weg zu finden, um wich-
tigen Aspekten konkurrierender Zielvorstel-
lungen Rechnung zu tragen. Im Rahmen des 
Seminars werden die aktuellen Rahmenbe-
dingungen, relevante Problemstellungen und 
mögliche Lösungsstrategien aus verschiedenen 
Blickwinkeln vorgestellt und diskutiert.

Leerstand ab Hof!
Bereits zum sechsten Mal organisiert und 
leitet das Architekturbüro nonconform die 
Leerstandskonferenz. Die Veranstaltungsreihe 
setzt sich in Vorträgen und unterschiedlichen 
Diskussionsformaten mit erfolgreichen Stra-
tegien gegen Leerstand und Ausdünnung von 
Orts- und Stadtzentren auseinander. 
Die 6. Leerstandskonferenz im Oktober 2017 
widmet sich einer bedeutenden Thematik 
im ländlichen Raum: „Leerstand und Land-
wirtschaft“. Als Konferenzort wurde die 
Bergdorfgemeinde Innervillgraten in Osttirol 
ausgewählt, die neue Strategien gegen das 
Höfesterben entwickelt und bereits auf einige 
Vorzeigeprojekte verweisen kann.

Wasserkraft und Ökologie

30 /Oktober

09 /November
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www.oewav.at 
Ort: Innsbruck

www.leerstandskonferenz.at
Ort: Innervillgraten
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Grüne Praxistage:  
3 Unternehmen,  
3 Termine, 3 Standorte
3 europäische Unternehmen – ELIET, 
GRILLO und MULCHMASTER – laden Sie 
herzlich zu 3 Terminen an 3 Standorten 
in Österreich zu Praxis- und Testtagen der 
gesamten Produktpalette innovativer und 
leistungsstarker Maschinen zur Grünflä-
chenpflege ein! 
Entdecken Sie die ELIET-Rasenbaumaschi-
ne, die alle Arbeitsschritte für die Saatvor-
bereitung und das Einsäen selbst in einem 
Kombigerät darstellt.
Die Firma GRILLO entwickelt und pro-
duziert seit über 50 Jahren Maschinen für 
Grünflächen- und Anlagenpflege, Kom-
munalbetriebe, Garten- und Landschafts-
bau, Landwirtschaft sowie für Haus-und 
Privatgärten.
Der Mulchmaster ermöglicht rückstands-
freies Mähen bis zu einer Grashöhe von  
15 cm, aber die Modelle der Profiserie kön-
nen wie ein Auswurfmäher Gras auch bis 
30 cm mähen. 

Vorgestellt werden Rasenmäher, Rasenpfle-
gemaschinen, Häcksler, Bläser, Vertikutie-
rer ...  testen Sie uns! 

17. 10. 2017:  3052 Innermanzing
18. 10. 2017:  4511 Allhaming
19. 10. 2017:  5550 Radstadt

17/18 /19/ 
Oktober
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www.gruene-praxistage.jimdo.com
Ort: Innermanzing, Allhaming, Radstadt

Infrastrukturwettbewerb 
der Gemeinden
TÜV und „Wiener Zeitung“ starten gemeinsam 
einen neuen Wettbewerb für Gemeinden zum 
Thema Infrastruktur-Sicherheit. Am Ende sollen 
Vorreiter vor den Vorhang geholt werden und 
andere Gemeinden sich durch den monatlichen 
Schwerpunkt in der „Wiener Zeitung“ wertvolle 
Tipps holen können. Einreichschluss ist der  
30. November 2017, die feierliche Preisverlei-
hung findet am 18. Jänner 2018 ab 19:00 Uhr in 
Form einer Gala mit Sektempfang und Flying 
Buffet im Wiener Belvedere statt. Eingeladen 
werden alle teilnehmenden Gemeinden.

30 /November

goo.gl/iqbzVJ 
Ort: Wien

Fachtagung für  
kommunales  
Facility Management
Die Fachtagung „FM Forum Styria 2017“ 
versteht sich als Plattform für Wissenserwei-
terung, Vernetzung und Erfahrungsaustausch 
im kommunalen Facility Management. Vier 
Themenblöcke beleuchten die Felder Schulbau, 
Energie, neue Finanzierungsformen und Inves-
titionsmodelle sowie den nachhaltigen Umgang 
mit Leerstand. Es erwarten Sie Vorträge und Dis-
kussionsmöglichkeiten auf hohem Niveau von 
und mit ExpertInnen der Branche.

30 /November

www.fm-forum-styria.at/
Ort: Graz

MEHR TERMINE  

finden Sie auf
 

www.kommunal.at 
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 STADT & LAND 

Sichere Gemeinde
 
Das Thema „Sicherheit in Gemeinden“ wird – leider – immer aktueller. 
Noch ist die Bedrohung für die Gemeinden des ländlichen Raums über-
schaubar, aber ganz außer Acht lassen sollte man es nicht. Der Schutz vor 
Katastrophen und die Frage, wie weit „Beleuchtung“ das Sicherheitsge-
fühl steigert, wird ebenfalls Thema der kommenden Ausgabe sein.

KOMMUNAL 11/2017 erscheint am 3. November 2017

IM NÄCHSTEN KOMMUNAL*

ZU GUTER LETZT

*  Angekündigte Themen können sich aufgrund aktueller Entwicklungen ändern.

IMPRESSUM  
Herausgeber Österreichischer Gemeindebund, Löwelstraße 6, 1010 Wien  
Medieninhaber Österreichischer Kommunal-Verlag GmbH., Löwelstr. 6, 2. Stock,  
1010 Wien, Tel. 01/532 23 88, Fax 01/532 23 77, E-Mail: kommunalverlag@kommunal.at  
www.kommunal.at Geschäftsführung Mag. Michael Zimper 
Redaktion Tel.: 01/ 532 23 88; Mag. Hans Braun - DW 16 (Chefredaktion) hans.braun@kommu-
nal.at; Mag. Helmut Reindl - DW 15 helmut.reindl@kommunal.at; Andreas Hussak - DW 37  
andreas.hussak@kommunal.at
Adressverwaltung Elisabeth Leitner - DW 18  elisabeth.leitner@kommunal.at
oder Sie folgen diesem Link oder dem QR-Code zum Ändern von Bezugsdaten:  
				    http://kommunal.at/leserservice/

Grafik Thomas Max - DW 42 thomas.max@kommunal.at
Fotos www.shutterstock.com; www.bilderbox.at 
Anzeigenberatung Tel.: 01/532 23 88; Mag. Sabine Brüggemann - DW 12, sabine.brueggemann@
kommunal.at; Martin Mravlak - DW 28, martin.mravlak@kommunal.at; Martin Pichler - DW 11, 
martin.pichler@kommunal.at
Redaktionsbeirat Mag. Ewald Buschenreiter (Verband der sozialdemokratischen Gemeindever-
treter NÖ), Mag. Johann Drabek (BM für Wirtschaft, Forschung und Wissenschaft), Mag. Nicolaus 
Drimmel (Österreichischer Gemeindebund), Mag. Michael Kallinger (Bundeskanzleramt), Daniel 
Kosak (Österreichischer Gemeindebund), Dr. Walter Leiss (Österreichischer Gemeindebund), Mag. 
Alexander Marakovits (BM für Inneres), Mag. Johannes Pasquali (BM für Finanzen), Prof. Dietmar 
Pilz (Österreichischer Gemeindebund), Mag. Alfred Riedl (Präsident des Österreichischen Gemein-
debundes), Mag. Dominik Rumler (BM für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt- und Wasserwirt-
schaft), Mag. Christian Rupp (IKT-Board im Bundeskanzleramt), Mag. Brigitte Trinkl (BM für Europa, 
Integration und Äußeres), Mag. Michael Zimper (Österreichischer Kommunalverlag)

Hersteller Leykam Druck, 7201 Neudörfl; PEFC zertifiziert: Dieses Produkt stammt aus 
nachhaltig bewirtschafteten Wäldern und kontrollierten Quellen – www.pefc.at
Druckauflage KOMMUNAL: 34.780 (1. Halbjahr 2017)
Persönlich gezeichnete Artikel fallen unter die Verantwortlichkeit des Autors und müssen 
sich nicht unbedingt mit der Meinung von KOMMUNAL decken. 

Hinweis zu Gender-Formulierung Bei allen Bezeichnungen, die auf Personen bezogen sind, 
meint die gewählte Formulierung beide Geschlechter, auch wenn aus Gründen der leichteren 
Lesbarkeit die männliche Form verwendet wird.

FO
TO

S 
// 

sh
ut

te
rs

to
ck

 / 
D

av
id

 D
oh

na
l  

/ w
av

eb
re

ak
m

ed
ia

„UNNÜTZES“ WISSEN

 
WAS SIE NOCH NIE  
WISSEN WOLLTEN

Neue Studie: „Fuchteln“ 
hilft beim Reden

Da werden sich möglicherweise so manche 
Politiker freuen: Fuchteln wie Luis de Funès 
in einem seiner Filme ist laut deutschen 
Forschern ein guter Weg, um verstanden zu 
werden. 

Zum Beispiel werden Fragen in einem Gespräch 
schneller beantwortet, wenn sie von Kopf und 
Händen gestenreich begleitet werden. Es vergin-
gen in diesem Fall nur wenige Millisekunden, bis 
ein Gegenüber eine Antwort gab. „Körpersignale 
scheinen die Verarbeitung von Sprache bei Inter-
aktionen maßgeblich zu beeinflussen“, so Studi-
enleiterin Judith Holler vom Max-Planck-Institut 
für Psycholinguistik im niederländischen Nim-
wegen. Gemeinsam mit ihrem Team hatte Holler 
die Bedeutung des Gestikulierens experimentell 
untersucht: Die Wissenschaftler schickten jeweils 

sieben Gruppen mit drei Teilnehmern 
für zwanzig Minuten in einen Raum 
und ließen sie miteinander reden. 
Dabei filmten sie die Probanden aus 

verschiedenen Winkeln mit 
drei Hochgeschwindigkeits-

kameras. Außerdem zeich-
neten sie das Gesagte 

auf. Von den insgesamt 
281 analysierten Fragen 
wurden mehr als 60 

Prozent von Gesten beglei-
tet, fanden die Forscher. Ohne 
Gesten vergingen etwa 200 
Millisekunden, bis jemand zu 
einer Antwort anhob. Kamen 
Gesten hinzu, schrumpfte die 

„Gesprächspause“ auf nahezu 
Null, vor allem, wenn die Geste vor 
dem Ende der Frage endete.

  http://science.orf.at/ 
stories/2865325 

  https://link.springer.com/ 
content/pdf/ 
10.3758%2Fs13423-017-1363-z.pdf
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AKKU-MASCHINEN 
FÜR HÖCHSTE ANSPRÜCHE

Mit dem Makita 2 x 18 V System 
sind Sie � exibel: 
Die Akkus können auch mit 
über 100 weiteren Maschinen 
der LXT-Serie verwendet werden – 
vom Schrauber bis zum Staubsauger.

eXtreme Protection Technology: 
Schützt die Maschine gegen 
Staub und Spritzwasser

Bürstenloser Motor für maximale 
Leistung und Betriebse�  zienz

Weitere Informationen erhalten Sie bei Ihrem Fachhändler oder auf auf www.makita.at

Akku-Kettensäge

DUC353
35 cm Schnittlänge
20 m/s Kettengeschwindigkeit

Akku-Rasenmäher

DLM431
43 cm Schnittbreite
Zentrale Schnitthöhenverstellung

Akku-Heckenschere

DUH651
65 cm Schnittlänge
Verstellbarer hinterer Handgri� 

Akku-Reb-/Astschere

DUP361
Schneidet mühelos bis zu 
33 mm starke Äste

Akku-Motorsense

DUR365U
Drehzahl in 2 Stufen wählbar
Drehrichtungsumkehr


